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Zusammenfassung der wichtigsten frauenspezifischen Daten und Aussagen 
aus den für die Europäische Kommission zu erstellenden Berichten über die 
Umsetzung der Strukturfondsförderung in Deutschland 

I. Vorbemerkung 

Der Deutsche Bundestag hat auf seiner Sitzung am 
29. Juni 1994 1) eine Entschließung zur Frauenförde-
rung innerhalb der Europäischen Strukturförderung 
(Drucksache 12/7504) angenommen. Er hat darin die 
Bundesregierung unter anderem aufgefordert, von 
den durch die Strukturfondsverordnungen gegebe-
nen Möglichkeiten zur Förderung der Chancen-
gleichheit der Frauen im Hinblick auf die Beschäfti-
gung Gebrauch zu machen, „um durch die aktive 
Unterstützung der frauenspezifischen Komponenten, 
insbesondere im Rahmen von Ziel 3 und auch Ziel 4, 
die nach wie vor bestehenden Ungleichheiten beim 
Zugang zum Arbeitsmarkt und zur beruflichen Bil-
dung in größtmöglichem Umfang zu nutzen und so-
mit einen überzeugenden Beitrag zur Herstellung 
tatsächlicher Chancengleichheit auf dem Arbeits-
markt zu leisten" (Drucksache 12/7504). Zu diesem 
Zweck „sollte die Bundesregierung in den Entwick-
lungsplänen und im Operationellen Programm für 
die Umsetzung des Europäischen Sozialfonds einen 
eigenen Schwerpunkt Frauenförderung setzen." 
(Ebenda) 

Die Bundesregierung wurde aufgefordert, dem Deut-
schen Bundestag mindestens alle drei Jahre die für 
die Kommission zu erstellenden Berichte vorzulegen. 

Die Strukturfondsförderung in Deutschland ist in der 
Vergangenheit mehrfach auch Gegenstand von par-
lamentarischen Anfragen gewesen. In ihren Antwor-
ten hat die Bundesregierung insbesondere zur Frau-
enförderung im Rahmen der Förderung der Europäi-
schen Strukturfonds Stellung genommen. Auf die 
Drucksachen 12/3424 vom 14. Oktober 1992, 12/5528 
vom 5. August 1993 und 12/8574 vom 13. Oktober 
1994 wird Bezug genommen. 

II. Sachstand und Zusammenfassung 

Europäische Strukturfonds als Finanzinstrumente 

Die Europäischen Strukturfonds 2) sind das wichtigste 
gemeinschaftliche Finanzierungsinstrument zur För-
derung des wirtschaftlichen und sozialen Zusam-
menhalts. Sie finden ihre Rechtsgrundlage im Ver-
trag selbst (Artikel 43, 123, 130a bis 130e EG-Ver

-

trag) sowie in den Strukturfondsverordnungen (vgl. 
Abl., Nr. L 193/5 vom 31. Juli 1993). Im laufenden 
Förderzeitraum 1994 bis 1999 sind sie mit einem 
Finanzvolumen von rd. 290 Mrd. DM ausgestattet, 
wovon auf Deutschland etwa 42 Mrd. DM entfallen. 
Zur Aufteilung dieser Mittel auf Bund und Länder 
sowie die einzelnen Ziele 3) der Strukturfonds wird 
auf Übersicht 2 verwiesen. 

Berichtspflichten 

Nach Artikel 21 und 25 der Verordnung (EWG) 
Nr. 2092/93 des Rates vom 20. Juli 1993 über die Ko-
ordinierung der Interventionen der verschiedenen 
Strukturfonds (Abl. Nr. L 119/20 vom 31. Juli 1993) 
haben die Mitgliedstaaten sechs Monate nach Ende 
eines jeden Jahres zusammen mit ihrem Antrag auf 
Zahlung des Restbetrages des Vorjahres einen Be-
richt vorzulegen, in dem sie den Stand der Umset-
zung sowie den Fortgang der Förderung im einzel-
nen darstellen. Diese Jahresberichte dienen der Be-
gleitung und Überwachung der Strukturfondsförde-
rung, und zwar insbesondere der Kontrolle der ge-
nehmigungskonformen Durchführung der Gemein-
schaftsaktionen, der Analyse der Programmabwei-
chungen und als Grundlage für mögliche Anpassun-
gen der Förderprogramme. Sie sind vor allem finanz-
technischer Natur und enthalten dementsprechend 
keine Beurteilung und Bewertung. 

Evaluierung der Förderprogramme 

Um die Wirksamkeit der Strukturfondsaktionen zu 
evaluieren, haben die Mitgliedstaaten der Europäi

-

schen Kommission nach der ersten Hälfte der lauf en- 

1) Vgl. Plenarprotokoll 12/237 des Deutschen Bundestages, 
S. 20839. 

2) Die Europäischen Strukturfonds sind der Europäische Fonds 
für regionale Entwicklung (EFRE), der Europäische Sozial-
fonds (ESF), der Europäische Ausrichtungs- und Garantie-
fonds für die Landwirtschaft, (EAGFL) Abteilung Ausrich-
tung, und das Finanzinstrument zur Ausrichtung der Fische-
rei (FIAF). 

3) Ziel 1: Förderung der Entwicklung und der strukturellen 
Anpassung der Regionen mit Entwicklungsrück-
stand; 

Ziel 2: Umstellung der Regionen, Grenzregionen oder Teil-
regionen (einschließlich Arbeitsmarktregionen und 
Verdichtungsräume), die von der rückläufigen indu-
striellen Entwicklung schwer betroffen sind; 

Ziel 3: Bekämpfung der Langzeitarbeitslosigkeit und Er-
leichterung der Eingliederung der Jugendlichen und 
der vom Ausschluß aus dem Arbeitsmarkt bedrohten 
Personen in das Erwerbsleben; 

Ziel 4: Erleichterung der Anpassung der Arbeitskräfte an 
die industriellen- Wandlungsprozesse und an Ver-
änderungen der Produktionssysteme; 

Ziele 5: Förderung der Entwicklung des ländlichen Raums: 
a) durch beschleunigte Anpassung der Agrarstruk-

turen im Rahmen der Reform der gemeinsamen 
Agrarpolitik, 

b) durch Erleichterung der Entwicklung und der 
Strukturanpassung der ländlichen Gebiete. 

Ziel 6: Förderung der Entwicklung und strukturellen An-
passung von Gebieten mit einer extrem niedrigen Be-
völkerungsdichte. 
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den Förderperiode eine A rt  Halbzeitbilanz vorlegen 
müssen. Zu diesem Zweck wurden die Förderpro-
gramme von einem externen Evaluator bewertet, 
vom Begleitausschuß - einem Aufsichtsgremium, das 
zur Kontrolle der Förderprogramme eingesetzt wurde 
und das sich aus Mitgliedern der Kommission, Ver-
tretern des Bundes und der Länder sowie in einigen 
Fällen der Sozialpartner zusammensetzt, - geneh-
migt und der Europäischen Kommission offiziell vor-
gelegt. Die Ergebnisse der Bewertungen werden von 
der Kommission dem Europäischen Parlament sowie 
dem Wirtschafts- und Sozialausschuß zugeleitet. 

Wegen ihrer zusammenfassenden Bewe rtung der 
ersten Hälfte der Förderperiode sind diese Evaluie-
rungen auch geeignet, dem Deutschen Bundestag 
einen Einblick in die vorläufigen Ergebnisse der 
Strukturfondsförderung in Deutschland zu geben. 
Vorgelegt werden die Evaluierung 

• der Strukturfondsförderung in den neuen Bundes-
ländern (Ziel 1), 

• der Förderprogramme zu Ziel 3 und Ziel 4, die flä-
chendeckend im gesamten Westteil Deutschlands 
durchgeführt werden, sowie 

• der Gemeinschaftsinitiativen ADAPT und  BE-
SCHÄFTIGUNG. 

Auf die Vorlage der Evaluierungen der regionalen 
Förderprogramme im Rahmen der Ziele 2 und 5 b 
wurde verzichtet, da sie nicht von bundesweiter Be-
deutung sind. 

Die Evaluierungen dienen der Erfolgskontrolle der 
Förderprogramme insgesamt; Sonderevaluierungen 
zu bestimmten Zielgruppen sind nicht vorgesehen. 
In der Vergangenheit hat die Europäische Kommis-
sion jedoch unter anderem Sonderstudien zur Teil-
nahme von Frauen 4) und von Behinderten 5) durch-
führen lassen. Diese Studien sind nicht publiziert 
worden. 

In diesem Jahr hat die Europäische Kommission erst-
malig einen Bericht über die erreichten Fortschritte 
bei der Verwirklichung des Ziels der Chancengleich-
heit veröffentlicht. („Jahresbericht der Kommission

-

Chancengleichheit für Frauen und Männer in der 
Europäischen Union [1996]" 6), Februar 1997). 

Frauenförderung im Rahmen der Strukturfonds 

Die Förderung der Chancengleichheit von Männern 
und Frauen auf dem Arbeitsmarkt ist in den Struktur-
fondsverordnungen selbst verankert. In den Erwä-
gungsgründen zur Verordnung (EWG) Nr. 2081/93 
des Rates vom 20. Juli 1993 über Aufgaben und Effi-
zienz der Strukturfonds (Artikel 7 Abs. 1 der Rah

-

menverordnung - EG ABI. 1993 Nr. L 193 S. 5) ist sie 
als Gemeinschaftsziel definiert, zu dessen Erreichung 
die strukturpolitischen Aktionen beitragen sollen. 
Konkret als Aufgabe ist die Chancengleichheit in 
Artikel 3 Abs. 2 der Verordnung über Aufgaben und 
Effizienz der Strukturfonds dem Europäischen So

-

zialfonds (ESF) zugeordnet. Spezifiziert wird sie in 
der Verordnung über den Europäischen Sozialfonds 
als Aktion zur „Förderung der Chancengleichheit für 
Männer und Frauen im Hinblick auf die Beschäfti-
gung, insbesondere in den Bereichen, in denen Frau-
en unterrepräsentiert sind, und insbesondere für 
Frauen, die über keine beruflichen Qualifikationen 
verfügen und die nach einer Phase der Nichter-
werbstätigkeit wieder in das Berufsleben zurückkeh-
ren wollen ... " (Artikel 1, Abs. 1 c) der Verordnung 
(EWG) Nr. 2084/93 vom 20. Juli 1993 hinsichtlich des 
Europäischen Sozialfonds, ABl., Nr. L 193 739 vom 
31. Juli 1993). Finanziert werden können 

• Maßnahmen zur beruflichen Bildung, vorbereiten-
den Ausbildung, Orientierung und Beratung, 

• Beschäftigungshilfen sowie 

• flankierende Maßnahmen, wie etwa die Versor-
gung betreuungsbedürftiger Personen. 

Daneben sind Mitgliedstaaten und Kommission ge

-

nerell verpflichtet, sicherzustellen, „daß bei den im 
Rahmen der einzelnen Ziele durchgeführten Maß-
nahmen der Grundsatz der Gleichstellung von Män-
nern und Frauen beachtet wird" (Artikel 1, vorletzter 
Absatz der Verordnung hinsichtlich des Europäi-
schen Sozialfonds). 

Bund und Länder haben diesen Gemeinschaftsbe-
stimmungen in ihren Förderprogrammen Rechnung 
getragen. In nachstehender Übersicht sind die wich-
tigsten frauenspezifischen Maßnahmen in den deut-
schen, aus den Strukturfonds kofinanzierten Förder-
programmen zusammengefaßt. 

4) Evaluation of Women's Participation in Ac tions Co-funded by 
the European Social Fund, Federal Republic of Germany; 
kommissioninternes Dokument, 1991. 

5) Ex-ante Evaluation of Ac tions in Favour of Diabled People 
Co-financed by the European Social Fund (ESF); Final Report 

 for the Federal Republic of Germany, kommissioninternes 
Dokument, 1992. 

6) Nr. des Ratsdokuments 5999/97 - SOC 32; 
Nr. des Kommissionsdokuments: (KOM(96) 650 endg. 
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Frauenspezifische Förderschwerpunkte in den Förderprogrammen des Bundes und der Länder 

Programm Maßnahmen 

Bund Maßnahmen für Berufsrückkehrerinnen und ältere Frauen zur Erleichterung der 
Reintegration in das Berufsleben, zur Erweiterung des beruflichen Spektrums, zur 
Verbesserung der Aufstiegschancen und Hilfen zur größeren Vereinbarkeit von 
Familie und Beruf. 

An den besonderen Bedürfnissen der Frauen ausgerichtete Maßnahmen sollen im 
Ergebnis dazu beitragen, daß Frauen die vom Binnenmarkt und von der technologi

-

schen Entwicklung erwarteten positiven Auswirkungen durch eine besondere För

-

derung verstärkt nutzen können. Durch ein auch regional breitgefächertes, Angebot 
von geeigneten Qualifizierungs-, Informations- und Sensibilisierungsmaßnahmen 
sollen die Erwerbschancen der Frauen langfristig gesteigert werden. Eine Beteili

-

gung an den Betreuungskosten für aufsichts- und pflegebedürftige Personen ist vor

-

gesehen. 

Die Erschließung zukunftsweisender Berufsfelder für Frauen und die Anpassung 
vorhandener Kenntnisse und Fertigkeiten an neue technische Standards bilden das 
Rückgrat der Aktionen zugunsten der Frauen. Um Unterstützung bei der Bewälti

-

gung der neuen persönlichen Situa tion zu geben, ist auch eine sozialpädagogische 
Betreuung vorgesehen. 

Um insbesondere Berufsrückkehrerinnen und älteren arbeitslosen Arbeitnehmerin-
nen eine Beschäftigungsmöglichkeit erschließen zu können oder um Mädchen und 
Frauen die erstmalige Arbeitsaufnahme oder Wiederaufnahme einer ausbildungs

-

adäquaten Tätigkeit zu erleichtern, sollte die Gewährung von Einstellungs- oder 
Einarbeitungshilfen erfolgen. Aber auch Hilfen zur Aufnahme einer selbständigen 
Tätigkeit sowie die notwendige Qualifizierung hierzu können förderlich sein. 

Als Maßnahmen, die das Angebot des Arbeitsförderungsgesetzes bzw. des Arbeits

-

förderungsreformgesetzes qualitativ ausweiten, kommen für diesen Förderschwer

-

punkt im wesentlichen in Frage: ein ESF-Unterhaltsgeld bei Qualifizierungs

-

maßnahmen, berufliche Bildungsmaßnahmen außerhalb von Qualifizierungsmaß

-

nahmen nach dem AFG, sozialpädagogische Betreuung, Förderung von Fremd

-

sprachenelementen in beruflichen Bildungsmaßnahmen und Betriebspraktika in 
anderen EU-Mitgliedstaaten. 

Schleswig-Holstein 

 

Die Verbesserung der Chancengleichheit soll im wesentlichen im Rahmen von drei 
Maßnahmen verwirklicht werden. 

Qualifizierung von langzeitarbeitslosen Frauen 
Durch Maßnahmen der beruflichen Bildung, die auf die besonderen Bedürfnisse 
der langzeitarbeitslosen Frauen zugeschnitten sind, sollen die Chancen dieser 
Frauen für eine Wiedereingliederung in den allgemeinen Arbeitsmarkt gesteigert 
werden. Damit die berufliche Bildung für diesen Personenkreis zu einem erfolg

-

reichen Faktor der beruflichen und sozialen Integra tion wird, werden diese Maß

-

nahmen mit Maßnahmen der Begleitung und Betreuung verbunden. 

Wiedereingliederung von Frauen nach einer Phase der Nichterwerbstätigkeit 
Durch ein breites Angebot an Maßnahmen zur Orientierung und zur Qualifizierung 
sollen die Chancen von Frauen verbessert werden, die nach einer Phase der Nicht

-

erwerbstätigkeit in das Berufsleben zurückkehren wollen. 

Flankierende Maßnahmen zur Förderung der Chancengleichheit für Frauen 
Beratung von Existenzgründerinnen. 

Hamburg Berufsorientierende und -vorbereitende Maßnahmen; allgemeinbildende Maßnah

-

men mit Berufserfahrung/Beschäftigung, Förderung von Fortbildungs- und Um

-

schulungsmaßnahmen und Maßnahmen zum Übergang in den regulären Arbeits

-

markt. Desweiteren können Maßnahmen zur Weiterentwicklung arbeitsmarktpoliti

-

scher Konzepte und transna tionale Maßnahmen mit Partnerprojekten in anderen 
Mitgliedstaaten der Europäischen Union gefördert werden. 
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Programm Maßnahmen 

Niedersachsen Zum Abbau bestehender Qualifikationsdefizite sollen Qualifizierungsmaßnahmen 
in Vollzeit oder Teilzeitform durchgeführt werden, die an eine frühere Berufstätig

-

keit anknüpfen und die ehemals erworbenen Kenntnisse aktualisieren. Der Um

-

gang mit neuen Technologien soll insbesondere im kaufmännischen und verwalten

-

den Bereich ein Schwerpunkt des Unterrichts sein. Der Übergang von der Familien

-

in die Erwerbstätigkeit soll durch sozialpädagogische Begleitung sowie durch die 
Sicherstellung der Betreuung erleichtert werden. 

Als Zielgruppe sind ausschließlich Frauen anzusprechen, die nach einer mindestens 
dreijährigen Familienphase wieder ins Erwerbsleben zurückkehren wollen, ohne 
entsprechende Qualifizierung aber keinen Arbeitsplatz finden. Die Qualifizierungs- 
maßnahmen sollen auf Berufsbereiche vorbereiten, mit denen sich nach Abschluß 
mindestens eine gute Beschäftigungsmöglichkeit für die Teilnehmerinnen eröffnet 
(bedarfsgerechte Förderung). 

Nordrhein

-

Westfalen 

. 

Durch die gezielte Förderung der Berufsrückkehr von Frauen soll Frauen die gleich

-

berechtigte Teilhabe am Erwerbsleben gewährleistet werden. Damit wird gleichzei

-

tig dem Arbeitsmarkt ein Potential an motivierten und zeitnah qualifizierten Bewer

-

berinnen erschlossen. . 

Die im Rahmen dieses Schwerpunktes zu fördernden Qualifizierungsmaßnahmen 
ermöglichen eine frauenspezifische Ansprache und sehen eine umfassende Orien-
tierung der Frauen vor. Gleichzeitig können die Maßnahmen in ihrer Organisation 
und inhaltlichen Ausgestaltung der Lebens- und Lernsituation der Frauen flexibel 
angepaßt werden. Durch die Zahlung eines Qualifizierungs- und Kinderbetreu

-

ungszuschusses wird den Frauen die Teilnahme an den Qualifizierungsmaßnahmen 
ohne größere finanzielle Belastung ermöglicht. 

Hessen Zur Realisierung der Chancengleichheit von Männern und Frauen werden Mode ll

-

projekte und Beratungsstellen zur Frauenförderung in der Privatwirtschaft unter

-

stützt. Die Maßnahmen sollen den Frauen den Zugang zu qualifizierten und attrak

-

tiven Arbeitsplätzen erleichtern. 

Eine angemessene Teilnahme der Frauen an der aktiven hessischen Arbeitsmarkt

-

politik soll u. a. durch familienfreundliche Maßnahmegestaltung gesichert werden. 
Ziel ist, an allen Maßnahmen Frauen entsprechend ihrem Anteil an der registrierten 
Arbeitslosigkeit zu berücksichtigen. . 

Darüber hinaus sollen schwerpunktmäßig die folgenden frauenspezifischen Maß

-

nahmen gefördert werden: 

Beratung zur beruflichen Förderung von Frauen 

Mit dieser Maßnahme soll der strukturellen Benachteiligung von Frauen und Mäd

-

chen auf dem Arbeitsmarkt entgegengewirkt werden, indem ihnen in den verschie

-

denen Fragen der Frauenerwerbstätigkeit Beratung angeboten wird. 

Orientierungskurse für erwerbslose Frauen 

Erwerbslosen Frauen soll ihr beruflicher Einstieg bzw. ihre berufliche Neuorientie

-

rung auf qualifizierte und gesicherte Arbeitsplätze hin erleichtert werden. In den 
Kursen werden frauenspezifische Probleme in der Berufsorientierung behandelt. 
Eine sozialpädagogische Begleitung ist vorgesehen. Ein mindestens zweiwöchiges 
Betriebspraktikum ist Bestandteil des Kurses. Möglichkeiten zur Kinderbetreuung 
sind gegeben. . 

Rheinland-Pfalz Insbesondere gefördert werden: 

Berufsrückkehrerinnen, d. h. Frauen mit abgeschlossener Berufsausbildung, teil

-

weise mit mehrjähriger Berufserfahrung, jedoch mit einer längeren Unterbre

-

chung der Berufstätigkeit. 
Frauen, die eine Qualifizierung in Wi rtschaftsbereichen wünschen, in denen sie 
unterrepräsentiert sind. 
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Programm Maßnahmen 

Folgende Maßnahmen sind vorgesehen: 
Für Berufsrückkehrerinnen sollen, aufbauend auf vorhandene Kenntnisse und Er-
fahrungen, Anpassungs- und Zusatzqualifikationen vermittelt werden. 

Es geht hier nicht ausschließlich um die Vermittlung neuer oder zusätzlicher Kennt-
nisse. Maßnahmen dieser Art schließen in aller Regel auch eine individuelle Be-
ratung und Betreuung, wie z. B. Motivations- und Orientierungshilfen, Bewerber-
training, Betriebspraktika und Konfliktschulung, ein. 
Beim beruflichen Wiedereinstieg soll durch diese Maßnahme eine Beschäftigung 
verhindert werden, die unter dem Niveau der von der Unterbrechung ausgeübten 
Tätigkeit bzw. den Befähigungen der Teilnehmerinnen liegt. 

Außerdem sollen für Frauen mit unterschiedlichsten beruflichen Qualifikationen 
und Erfahrungen durch gezielte Zusatzqualifikation Berufsfelder erschlossen wer-
den, die zur Zeit mehrheitlich von Männern besetzt werden, für die Frauen aber 
gleichermaßen geeignet sind. Dies beinhaltet auch die Erschließung höherwertiger 
Tätigkeiten in Berufen, in denen Frauen in höheren Hierarchien unterrepräsentiert 
sind, und soll unter anderem dazu führen, daß die Teilnehmerinnen nach Abschluß 
der jeweiligen Maßnahmen Zugang zu weniger rezessionsanfälligen Arbeitsplätzen 
haben. 

Baden-Württemberg Die frauenspezifischen Maßnahmen setzen sich aus drei Bausteinen zusammen: 
- Motivation/Orientierung, 
- berufliche Qualifizierung, 
- Begleitung und Nachbetreuung. 

Die Teilnehmerinnen in den Maßnahmen sind in der Regel sehr motiviert, so daß in 
der Motivations-/Orientierungsphase die Hauptaufgabe darin besteht, eine geeig-
nete Qualifizierungsmaßnahme zu finden. Bei der Qualifizierung wird versucht, den 
individuellen Bedürfnissen der Teilnehmerinnen bezüglich der Unterrichtszeiten 
(Voll- oder Teilzeit) und ggf. notwendiger Kinderbetreuung (angeschlossener Kin-
derhort oder Vermittlung eines Kinderhortplatzes) zu entsprechen. 

Speziell für Berufsrückkehrerinnen sind Qualifizierungsmaßnahmen so angelegt, 
daß sie an frühere Ausbildungen anknüpfen und die Kenntnisse in erlernten Beru-
fen auf ein aktuelles Niveau bringen. In erster Linie sollen daher Qualifizierungs-
maßnahmen für Bürokräfte und Sachbearbeiterinnen im kaufmännischen Bereich 
oder im EDV-Bereich in Verbindung mit neuen Technologien durchgeführt werden. 
Desweiteren sind Maßnahmen mit innovativen Konzepten und Qualifizierungen im 
sozialpflegerischen und im hauswirtschaftlichen Bereich sowie in leichteren hand-
werklichen Berufen vorgesehen. 

Die Maßnahmen sind mit Betriebspraktika verbunden. 

Der dritte Maßnahmebaustein, Begleitung und Betreuung, wird nach den indivi-
duellen Bedürfnissen der Teilnehmerinnen durch den Einsatz von Sozialarbeitern 
und Sozialpädagogen ausgeführt. 

Bayern Zur Verbesserung der beruflichen Situa tion und der Integrationschancen von Frau-
en (prioritäre Zielgruppen sind langzeitarbeitslose Frauen, Berufsrückkehrerinnen, 
junge Frauen, ausländische Frauen und arbeitslose Frauen mit Familienpflichten) 
ist ein weites Spektrum an unterschiedlichen Maßnahmen vorgesehen, wie Bera-
tung und Orientierung, Qualifizierung sowie sonstige flankierende Maßnahmen. 

Maßnahmen der beruflichen Qualifizierung 
Es werden berufliche Bildungsmaßnahmen gefördert, die vorrangig einen Wieder-
einstieg ins Berufsleben ermöglichen. Sie umfassen schwerpunktmäßig Feststel-
lungs-, Erhaltungs-, Trainings-, Auffrischungs-, Anpassungs-, Fortbildungs- und 
Erweiterungslehrgänge, aber auch Umschulungen sowie sonstige geeignete Kurse. 
Bei ausländischen Frauen kann auch Sprachunterricht (insbesondere berufsbezo-
gen) als Voraussetzung für eine erfolgreiche Teilnahme an beruflicher Bildung Be-
standteil der Maßnahmen sein. Auch der Sicherstellung der Kinderbetreuung 
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kommt eine besondere Bedeutung zu. In gezielten Qualifizierungsmaßnahmen zur 
Gründung eines eigenen Unternehmens, die in ihrer Ausgestaltung auf die Fami-
lienpflichten von Frauen Rücksicht nehmen, wird Ausbildung sowohl in branchen-
spezifischer als auch in allgemein kaufmännischer Hinsicht angeboten. Zugleich 
kann eine Förderung für die Bildung von Netzwerken, die Anlauf- und Beratungs-
stelle für weitere Existenzgründerinnen sein können, erfolgen.  

Vorbereitende Ausbildungsmaßnahmen einschließlich der Verbesserung grund

-

legender Kenntnisse sollen insbesondere zugunsten von Berufsrückkehrerinnen ge-
fördert werden, damit sie z. B. Klarheit für die weitere (berufliche) Lebensplanung 
gewinnen bzw. auf einen Wiedereinstieg vorbereitet werden. Darüber hinaus soll 
durch entsprechende Orientierungs- und Vorbereitungsmaßnahmen eine Erweite-
rung des Berufswahlspektrums von Frauen (vor allem in technischen Berufen und 
Berufen mit Aufstiegschancen) erreicht werden. 

Die Maßnahmen sollen dazu beitragen, den unterdurchschnittlichen Anteil von 
Frauen an Fortbildungs- und Umschulungsmaßnahmen zu erhöhen. 

Maßnahmen zur Orientierung und Beratung 
Die Konzeption der Orientierung und Beratung soll die spezifischen Problemstellun-
gen der Frauen - insbesondere der langzeitarbeitslosen Frauen und der Berufsrück-
kehrerinnen - berücksichtigen (nach Möglichkeit im Sinne eines ganzheitlichen 
Ansatzes) und einen geeigneten Beitrag zu individuellen Lösungen in bezug auf die 
Arbeitswelt bzw. die berufliche Wiedereingliederung leisten. Daneben können die 
Maßnahmen auch die Herstellung von Kontakten zu den anderen am Arbeitsmarkt 
Beteiligten vorsehen. Hierzu kann auch der Aufbau bzw. die Unterstützung von 
Kooperationsnetzwerken zählen. 

Als weitere flankierende Maßnahme können sozialpädagogische Beratung und Be-
treuung der Teilnehmerinnen während der beruflichen Qualifizierung bezuschußt 
werden. Daneben werden Praktikums- bzw. Arbeitsstellen für die Frauen akqui-
riert. Alleinerziehende werden durch die Bereitstellung von Kinderbetreuungsmög-
lichkeiten unterstützt. 

Saarland Die Förderung richtet sich an : 
-  Berufsrückkehrerinnen, 
- Frauen ohne (ausreichende) berufliche Qualifikation, 
- alleinerziehende Frauen, 
- Frauen und Mädchen, die Qualifizierung und Beschäftigung in Bereichen, in 

denen sie unterrepräsentiert sind, anstreben, 
- Frauen mit besonderen Vermittlungshemmnissen wie Alter (über 40 Jahre), ge-
sundheitliche Einschränkungen, soziale und familiäre Probleme. 

Folgende Maßnahmen werden durchgeführt: 
- Berufliche Qualifizierung in Verbindung mit Beschäftigung zur Vermittlung 

grundlegender Kenntnisse, Erarbeitung individueller Qualifizierungspläne sowie 
Vorbereitung auf Umschulung unter Einbeziehung allgemeinbildender Inhalte, 
frauenspezifische Belange bei der Arbeitsorganisation (z. B. Arbeitszeitgestal-
tung, Kinderbetreuung) werden besonders berücksichtigt; 

- berufliche Fortbildung und Umschulung mit dem Ziel der (Re-)Integration in den 
ersten Arbeitsmarkt unter Orientierung an anerkannten Abschlüssen und den 
Erfordernissen des Arbeitsmarktes, Berücksichtigung von sozialen und Bildungs-
defiziten, Sicherstellung von Kinderbetreuung und Berücksichtigung frauen-
spezifischer Belange bei der Arbeitsorganisation; 

- Beschäftigungsbeihilfen, insbesondere für Frauen, die ausreichend qualifiziert 
sind, aber eines oder mehrere der obengenannten Vermittlungshemmnisse auf-
weisen; 

- Beratung und Orientierung für Teilnehmerinnen und poten tielle Teilnehme-
rinnen. 
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Berlin 

 

Maßnahmen zur Förderung der Chancengleichheit setzen insbesondere in den Berei-
chen an, in denen Frauen nicht traditionell beschäftigt werden, und sind daneben an 
Frauen gerichtet, die über keine beruflichen Qualifikationen verfügen oder die nach 
einer Phase der Nichterwerbstätigkeit in eine Beschäftigung zurückkehren möchten. 

Berufsbildende Maßnahmen werden durch die Bereitstellung von Kinderbetreu-
ungsmöglichkeiten und andere geeignete Maßnahmen flankie rt . 

Die Zielgruppen sind im einzelnen: 
- un- und angelernte Frauen, insbesondere aus vom Niedergang bedrohten Industrien, 
- Frauen aus Berufsbereichen, in denen sie traditionell unterrepräsentiert sind, 
- arbeitslose bzw. von Arbeitslosigkeit bedrohte Frauen, 
- Berufsrückkehrerinnen, 
- ältere Frauen,  
- junge Frauen in prekären Lebenssituationen, z. B. Sozialhilfeempfängerinnen, 

Alleinerziehende, 
- arbeitslose Akademikerinnen, 
- ausländische Arbeitnehmerinnen. 

Vorgesehen sind Förderketten, durch die Maßnahmen der Allgemeinbildung, Per-
sönlichkeitsbildung und beruflichen Bildung verknüpft und um flankierende Maß-
nahmen wie Beschäftigungsbeihilfen und Kinderbetreuung ergänzt werden. Die 
Förderketten können bis zur Gründung selbständiger Existenzen führen. 

Besondere Berücksichtigung finden ganzheitlich didaktische Ansätze, die z. B. die 
Verbindung von Allgemeinbildung, Persönlichkeitsbildung und beruflicher Bildung 
vorsehen und die spezifische Lebenssituation von Frauen berücksichtigen. 

Sachsen Gefördert werden bestehende Beschäftigungsverhältnisse für Frauen durch berufs-
begleitende Qualifizierungen und Maßnahmen zur Verbesserung der Verwertbar-
keit beruflicher Bildungsabschlüsse. Die Erschließung neuer Berufs- und Betäti-
gungsfelder sowie die Beschäftigung in den Bereichen, in denen Frauen unterreprä-
sentiert sind, werden bevorzugt. 

Ausgehend von dem hohen Bildungsniveau und entsprechender Motivation vieler 
Frauen sollen Existenzgründungen durch Qualifizierung vorbereitet und durch Zu-
schüsse unterstützt werden. Zur Verbesserung der Beschäftigungschancen werden 
für neue, zusätzliche Arbeitsplätze Zuschüsse gewährt. 

Strategie zur beruflichen und sozialen Eingliederung von Frauen 

Die Umstrukturierung der Wirtschaft, die Reduzierung von Unternehmen und Ar-
beitsplätzen in frauentypischen Branchen wie Textilindustrie, Feinmechanik, Elek-
tronik, Landwirtschaft, Lebensmittelindustrie etc. führte zu einem kontinuierlichen 
Anstieg der Arbeitslosigkeit von Frauen in Sachsen. 

Im Rahmen der Umgestaltung der Wi rtschaft, z. B. der Industrie, des Handwerks, 
der Landwirtschaft, des Tourismus und insbesondere des Aufbaus der zugehörigen 
Dienstleistungen, ergeben sich neue Berufs- und Betätigungsfelder für die Frauen. 
Dies betrifft auch den Sozialbereich und die sozialen Dienstleistungen. Resultierend 
aus dieser Entwicklung werden spezifische Maßnahmen zur Eingliederung von 
Frauen in Berufen, in denen sie stark unterrepräsentiert sind, sowie Maßnahmen 
zur beruflichen Bildung und beruflichen Eingliederung von Frauen, die nach länge-
rer Unterbrechung wieder eine Beschäftigung aufnehmen möchten, gefördert. 

Um strukturelle Lücken im Angebot der Arbeitsförderung zu schließen, ist ein spe-
zielles Frauenförderprogramm aufgelegt worden mit den Zielen: 
- Förderung von berufsbezogenen Beratungseinrichtungen für Frauen 
- Förderung von Frauen-, Begegnungs- und/oder Qualifizierungsmaßnahmen 
- Förderung von Bildungsbeihilfen für sozial benachteiligte Qualifizierungsteil-

nehmerinnen innerhalb von Projekten 
- Förderung von Maßnahmen zur Reintegra tion von Frauen in das reguläre Er-
werbsleben 
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Thüringen Schwerpunkte wurden im Bereich der Mobilitätshilfen, der Schaffung leichterer Zu

-

gangsmöglichkeiten für Berufsrückkehrerinnen sowie der Unterstützung von Teil-
zeitbeschäftigungsverhältnissen (Job-Sharing-Modelle) gesetzt. 

Sachsen-Anhalt 

 

Der Europäische Sozialfonds wird dazu genutzt, 
- Qualifizierungsmaßnahmen für Frauen, die in Beschäftigung sind, anzubieten, 
- Qualifizierungsmaßnahmen für arbeitslose Frauen durchzuführen und 
- Betreuungs- und Beratungsangebote in Frauenprojekten zu realisieren, sofern sie 

auch der Verbesserung der beruflichen Bildung und/oder der Beschäftigungs-
chancen dienen. 

Vorgesehene Maßnahmen sind: 

- Qualifizierung weiblicher Beschäftigter 
- Qualifizierung von Hochschulabsolventinnen 
- Betreuung/Beratung in Frauenprojekten 

Die Ziele: 

- Sicherung bestehender Beschäftigungsverhältnisse für Frauen durch Qualifizie-
rung, 

- Verbesserung der Verwertbarkeit beruflicher Bildungsabschlüsse, 
- Verbesserung der Arbeitsmarktchancen für Frauen 

Brandenburg Die Qualifizierung und (Re-)Integration von Frauen in den Arbeitsmarkt wird mit 
einem Paket arbeitsmarktpolitischer Maßnahmen gefördert. Hierzu gehören frauen-
spezifische Beratungs- und Qualifizierungsprogramme, Unterstützung bei Existenz-
gründungen, Einarbeitungszuschüsse, die Bereitstellung einer geeigneten Infra-
struktur wie Kinderbetreuungseinrichtungen und sonstige Unterstützungsmaß-
nahmen. Alleinerziehende Eltern und Frauen über 45 Jahre werden besonders ge-
fördert. 

Zudem wird angestrebt, daß in allen arbeitsmarktpolitischen Maßnahmen Frauen 
entsprechend ihrem Anteil an den Arbeitslosen berücksichtigt werden. 

Zur Förderung der Chancengleichheit für Frauen und Männer im Hinblick auf 
Beschäftigung werden auch in jenen Bereichen, in denen Frauen traditionell nicht 
beruflich tätig waren, arbeitsmarktpolitische Hilfen entwickelt. 

Spezielle Maßnahmen werden gefördert, wie z. B. vorbereitende Ausbildung, Orien-
tierung und Beratung, Bereitstellung von Kinderbetreuungsmöglichkeiten und an-
dere flankierende Maßnahmen, insbesondere für alleinerziehende Frauen, junge 
Frauen, Frauen, die über keine berufliche Qualifizierung verfügen oder nach einer 
Phase der Nichterwerbstätigkeit auf den Arbeitsmarkt zurückkehren wollen. 

Mecklenburg

-

Vorpommern 
Als ausschließlich an Frauen gerichtete Qualifizierungsmaßnahmen werden Moti-
vations- und Orientierungskurse gefördert. Diese Maßnahmen sollen erwerbslosen 
Frauen die ersten Schritte zur (Wieder-)Eingliederung in das Erwerbsleben erleich-
tern. 

Gemeinschafts

-

initiative 

BESCHÄFTIGUNG 

Bei der Integration von Frauen in den Arbeitsmarkt werden bei der Gemeinschafts-
initiative BESCHÄFTIGUNG insbesondere folgende Prioritäten verfolgt: 

• Erweiterung des beruflichen Spektrums von Frauen, darin eingeschlossen eine 
verstärkte Beteiligung von Frauen in zukunftsorientierten Berufen, 

• Förderung der beruflichen Qualifizierung, des beruflichen Aufstiegs und der be-
ruflichen Selbständigkeit von Frauen sowie der ausbildungsadäquaten Beschäfti-
gung, 
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• Verbesserung der Bedingungen zur Vereinbarkeit von Familie und Beruf, unter 
anderem durch Erweiterung des Angebots qualifizierter und sozial abgesicherter 
Teilzeitarbeit und durch ein verbessertes Kinderbetreuungsangebot, 

• Verbesserung der Wiedereingliederungschancen von Frauen in das Erwerbs-
leben nach Zeiten der Kindererziehung. 

Zur Verwirklichung dieser Ziele wird im frauenspezifischen Aktionsbereich NOW 
folgenden Projekten Priorität eingeräumt: 
• Projekten, die von vornherein eine transna tionale Zusammenarbeit in Konzeption 
und Durchführung ihrer Maßnahmen vorsehen, 

• innovativen Projekten, die an nationale Standards anknüpfen und diese weiter-
entwickeln, 

• regionalen, länderübergreifenden Ansätzen zur Förderung der Chancengleichheit 
in der beruflichen Bildung, der Ausweitung des Berufsspektrums, der qualifizier-
ten Beschäftigung, des beruflichen Aufstiegs und der beruflichen Selbständigkeit 
von Frauen sowie zur Erschließung neuer Beschäftigungsfelder für Frauen, 

• Projekten, die eine enge Zusammenarbeit zwischen Unternehmen und Bildungs-
trägern, regionalen und lokalen Behörden, Sozialpartnern, nichtstaatlichen Orga

-

nisationen und Frauenorganisationen unter Einbeziehung der Gleichstellungs-
strukturen vorsehen. 

Es sollen mit der Gemeinschaftsinitiative BESCHÄFTIGUNG und hierbei besonders 
im Aktionsbereich NOW folgende Ziele angestrebt und verwirklicht werden: 
• Erhöhung des Frauenanteils in der bet rieblichen Ausbildung, insbesondere in 

den Ziel-1-Regionen Deutschlands, 
• Verbesserung des Übergangs von Mädchen nach der Ausbildung in qualifizierte 

Beschäftigung, 
• Abbau von Ausgrenzungen auf dem Ausbildungs- und Arbeitsmarkt (horizontal 

und vertikal), Entwicklung neuer beruflicher. Einsatzmöglichkeiten von Frauen in 
innovativen Bereichen, 

• zeitliche Flexibilisierung der Ausbildung und Flexibilisierung von Maßnahmen in 
der Weiterbildung zur besseren Berücksichtigung frauenspezifischer Belange, 

• Erarbeitung von innovativen Beratungs- und Qualifizierungskonzepten, 
• Verbesserung von Vereinbarkeit von Bildung, Erwerbstätigkeit und Fami lie, 
• Erarbeitung neuer Bewertungskriterien für Qualifikationen, die außerhalb der 

Erwerbstätigkeit erworben wurden, 
• Abbau der Arbeitslosigkeit von Frauen und Verbesserung der Chancen von 

Frauen ohne Ansprüche nach dem Arbeitsförderungsgesetz, 
• Förderung der Existenzgründung von Frauen und 
• Weiterentwicklung der erfolgreichen Ansätze aus den NOW-Projekten der alten 

Gemeinschaftsinitiative NOW. 

Gemeinschafts

-

initiative 
ADAPT 

Mit dieser Gemeinschaftsinitiative soll die Anpassung der durch den strukturellen 
Wandel von Arbeitslosigkeit bedrohten Beschäftigten gefördert werden. Dabei wird 
der Erwerbssituation von Frauen unter dem Aspekt der Vermeidung von Risiken 
und Nutzung der Chancen des Strukturwandels besondere Beachtung gewidmet 
mit dem Ziel, durch betriebsnahe Qualifikations- und Beratungsangebote zukunfts-
trächtige Berufsbereiche für Frauen zu erschließen und einen Beitrag zur Verwirk-
lichung der Chancengleichheit im Beruf sowie der Vereinbarkeit von Erwerbstätig-
keit und Familienaufgaben zu leisten. Dazu gehören gezielte Weiterbildungsange

-

bote für Frauen, die Förderung" ihrer beruflichen Entwicklung sowie die Einbezie-
hung von Frauen in verantwortungsvolle Positionen. 

So können auf der Basis regionaler Arbeitsmarkt- und Potentialanalysen die Risiken 
und Chancen für Frauenbeschäftigung vor dem Hintergrund der Bundes-, L andes-
und Gemeinschaftsprogramme begutachtet und Projekt- und Qualifizierungsange-
bote für Frauen erarbeitet werden. Hierzu gehört auch die Förderung und Vermitt-
lung von Kenntnissen, die eine Basis und einen Anreiz zur Existenzgründung für 
Frauen liefern. 
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Frauenspezifische Maßnahmen 

Frauenspezifische Maßnahmen werden in den För-
derprogrammen Ziel 1 und Ziel 3 sowie im Rahmen 
der Gemeinschaftsinitiative BESCHÄFTIGUNG, Ak-
tionsbereich NOW, durchgeführt. Im Förderzeitraum 
1994 bis 1999 wurden hierfür folgende Mittel aus 
dem Europäischen Sozialfonds eingeplant: 

• Ziel 1: 	967 Mio. DM; 

• Ziel 3: 	395 Mio. DM; 

• NOW: 	98 Mio. DM. 

Das sind rd. 12 v. H. der Deutschl and insgesamt zur 
Verfügung stehenden Mittel des Europäischen So-
zialfonds. 

Zusammen mit der nationalen Kofinanzierung ergibt 
sich daraus ein Gesamtfördervolumen von etwa 
3 Mrd. DM für reine frauenspezifische Maßnahmen. 

Betrachtet man hingegen einzelne Zwischenergeb-
nisse, so zeigt sich, daß die reinen Frauenmaßnah-
men den ursprünglich in den Programmen vorgese-
henen Umfang noch deutlich übertreffen. Im Pro-
gramm zu Ziel 3 des Bundes waren ursprünglich für 
das Jahr 1996 Gesamtaufwendungen für die reine 
Frauenförderung in Höhe von 68 Mio. DM vorgese-
hen, 8 % der geplanten Gesamtaufwendungen. Bei 
der im Juli 1997 erfolgten Schlußabrechnung für das 
Jahr 1996 sind sie jedoch auf 410 Mio. DM angestie-
gen und machten 40 % der Gesamtkosten aus. Die 
Gründe liegen darin, daß die Bundesanstalt für Ar-
beit, die die ESF-Programme des Bundes umsetzt, 
bemüht ist, Frauen in dem Maß an der ESF-Förde-
rung zu beteiligen, wie sie anteilmäßig von Arbeits-
losigkeit betroffen sind und daß die Nachfrage von 
Berufsrückkehrerinnen nach beruflicher Qualifizie-
rung sehr hoch war. 

Anteil der Frauen an den geförderten Personen 

Der Anteil der reinen Frauenmaßnahmen an den För-
dermaßnahmen insgesamt gibt nur ein unzureichen-
des Bild über die Frauenförderung im Rahmen der 
Strukturfonds wieder. Ein weiterer wich tiger Indikator 
ist die generelle Partizipationsrate der Frauen; sie be-
läuft sich im Durchschnitt a ller Programme auf 51 %. 
Im Vergleich dazu beläuft sich der Anteil der Frauen 
an  den Arbeitslosen, bezogen auf das Bundesgebiet 
insgesamt im Juli 1997 auf 47,9%. Die Teilnahmequote 
der Frauen nach Zielen kann der nachstehenden Uber-
sicht entnommen werden. Die Zusammenstellung die-
ser Zahlen erfolgte auf der Basis der in den Evaluierun-
gen enthaltenen Angaben. Wo aktuellere Zahlen ver-
fügbar waren, wurde auf die Jahresschlußabrechnun-
gen bis einschließlich 1996 zurückgegriffen. 

Übersicht 1 

Teilnahmequoten der Frauen 
im Zeitraum 1994 bis 1996 
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EG Strukturfondsmittel für Deutschland') 
Förderperiode 1994-1999 in Millionen ECU (zu Peisen von 1994) 

Gemein- 
Programmgebiet Ziel 1 Ziel 2 Ziel 3 Ziel 4 Ziel 5 b schafts- Ziel 5 a • Insgesamt 

initiativen 

Berlin (Ost) 	 745,20 - - - - 50,08 - 795,28 

Brandenburg 	 2 172,37 - - - - 291,12 - 2 463,45 

Mecklenburg- 
Vorpommern 	 1 897,59 - - - - 145,03 - 2 042,62 

Sachsen 	 3 370,25 - - - - 400,10 - 3 770,35 

Sachsen-Anhalt 	 2 369,78 - - - - 135,88 - 2 505,66 

Thüringen 	 2 007,52 - - - - 132,61 - 2 140,21 

Bundesprogramm 	 1 076,70 - - . - - 31,70 - 

Zwischensumme vor- 
stehender Gebiete . . 13 640,00 - - - - 1 186,52 - 14 826,52 

Baden-Württemberg - - 52,40 9,60 73,84 61,25 - 197,09 

Bayern 	 - 31,32 56,49 13,70 560,22 144,16 - 805,89 

Berlin (West) 	  - 338,26 50,83 12,71 - 24,96 - 426,76 

Bremen  	 - 100,22 39,48 9,87 - 34,04 - 183,61 

Hamburg 	 - 39,10 9,78 - 14,24 - 63,12 

Hessen 	 - 45,42 49,62 8,76 80,76 41,82 - 226,38 

Niedersachsen 	 - 90,82 121,20 27,58 245,11 116,92 - 601,63 

Nordrhein-Westfalen - 772,04 280,64 69,65 46,13 336,09 - 1504,59 

Rheinland-Pfalz 	 - 50,12 29,54 6,01 111,28 53,97 - 250,92 

Saarland 	 - 104,92 40,90 7,82 23,73 55,24 - 23,61 

Schleswig-Holstein . - 32,88 34,38 7,28 85,93 52,48 - 212,95 

Bundesprogramm 	 - 887,55 98,62 92,29 1,14 2 221,46 

Zwischensumme alte 
Länder und Bund 	 - 1 566,00 1 682,13 281,37 1 227,00 1 027,48 1 143,00 6 929,98 

Insgesamt 	 13 640,00 1 566,00 1 682,13 281,37 1 227,00 2 213,99 1 143,00 21 753,49 

7) Abweichungen durch Rundungen bedingt. 

Folgende Berichte werden vorgelegt: 

1. Zusammenfassende Zwischenbewertung (1994 bis 
1996) der vom Europäischen Sozialfonds kofinan-
zierten Bundes- und Länderprogramme zur Er-
reichung des Zieles 1 in der Bundesrepublik 
Deutschland 

2. Zwei Jahre „AFG-Plus" 

Die ergänzende Förderung zum AFG aus dem 
Europäischen Sozialfonds Sonderbericht zur Zwi-
schenevaluation der EU-Strukturfonds 

3. Evaluation der Effektivität und Effizienz des Ein-
satzes der Mittel des Europäischen Sozialfonds im 

Rahmen des Ziels-3 in der Bundesrepublik 
Deutschland 

4. Evaluierung der Ziel-4-Fördermaßnahmen des 
Europäischen Sozialfonds in Deutschland - Zwi-
schenbewertung  1997 - 

5. Evaluierung der Gemeinschaftsinitiative ADAPT 
in Deutschland - Zwischenbewertung  1997 

6. Evaluierung der Gemeinschaftsinitiative BE-
SCHÄFTIGUNG - Zwischenbewertung (1994 bis 
1996) für die Bundesrepublik Deutschland 
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Auszug aus 

Zusammenfassende Zwischenbewertung (1994 bis 1996) der vom Europäischen 
Sozialfonds kofinanzierten Bundes- und Länderprogramme zur Erreichung 
des Zieles 1 in der Bundesrepublik Deutschland (Institut für Stadtforschung 
und Strukturpolitik GmbH, Berlin, sowie Forschungsstelle für Berufsbildung, 
Arbeitsmarkt und Evaluation, Berlin) 

6. Zusammenfassende Bewertung 
der Interventionen des ESF 
im deutschen Ziel 1-Gebiet 

Arbeitsmarktpolitischer Kontext 

1. Nachdem zu Beginn des laufenden Förderzeit-
raums zunächst eine posi tive Entwicklung der Be-
schäftigungssituation und ein Rückgang der Ar-
beitslosigkeit zu verzeichnen waren, setzte mit 
der zweiten Hälfte des Jahres 1995 im Zuge der 
allgemein ungünstigen wirtschaftlichen Entwick-
lung eine erneute Trendwende ein, die dazu 
führte, daß die Arbeitslosigkeit anstieg und annä-
hernd das hohe Niveau des Jahres 1992 erreichte. 

2. Frauen bleiben von der Arbeitslosigkeit in beson-
derem Maße betroffen, auch wenn der Anstieg 
der Arbeitslosenzahlen seit 1995 vor allem Män

-

ner betraf. Die Arbeitslosenquote der Jugend-
lichen ist unterdurchschnittlich, sie hat jedoch (in 
der Altersgruppe der unter 20jährigen) von Jahr 
zu Jahr zugenommen. Zwar ist aufgrund der 
hohen Fluktuation auf den Arbeitsmärkten sowie 
der Wirkungen der arbeitsmarktpolitischen In-
strumente keine allgemeine Zunahme der Dauer 
der Arbeitslosigkeit festzustellen. Wohl aber er-
folgt eine Verfestigung bei bestimmten Gruppen 
von Arbeitslosen, so insbesondere bei den älteren 
Frauen. 

3. Angesichts der Entwicklung von Beschäftigung 
und Arbeitslosigkeit im bisherigen Förderzeit-
raum sowie angesichts der fortbestehenden 
strukturellen Probleme der Wirtschaft in deut

-

schen Ziel 1-Gebiet, werden die Gemeinschafts-
beihilfen aus dem Europäischen Sozialfonds für 
die neuen Bundesländer auch in Zukunft drin-
gend notwendig sein. 

Strategie des ESF-Einsatzes 

4. Das Gemeinschaftliche Förderkonzept (GFK) für 
die Entwicklung und die strukturelle Anpassung 
der deutschen Regionen mit Entwicklungsrück-
stand (Ziel 1) sieht im gegenwärtigen Förderzeit-
raum von 1994 bis 1999 eine Konzentration des 
Einsatzes der ESF-Mittel auf bestimmte Zielgrup-
pen und bestimmte Qualifizierungs- und Be-
schäftigungsmaßnahmen vor. In zielgruppenspe-
zifischer Hinsicht richtet sich die ESF-Förderung 

primär an junge Arbeitslose unter 25 Jahren, an 
langzeitarbeitslose Personen sowie an  Frauen. Im 
weiteren soll der ESF zur Steigerung der Wett-
bewerbsfähigkeit insbesondere von KMU beitra-
gen. 

5. Insgesamt ist für den gesamten Förderzeitraum 
ein Zuschuß des ESF in Höhe von 4 092,0 Mio. 
ECU vorgesehen. Auf den Bund entfallen 26 % 
des im GFK vorgesehenen Mittelvolumens; der 
Finanzierungsanteil des ESF beläuft sich damit 
auf 1 076,7 Mio. ECU. Für die Länder ist ein Bei-
trag. des ESF in Höhe von 3 015,3 Mio. veran-
schlagt. 

6. Betrachtet man die Bund und Ländern zur Ver-
fügung stehenden ESF-Mittelvolumina, so wird 
deutlich, daß der ESF für die Länder einen ge-
wichtigen Teil ihrer jeweiligen Landesarbeits-
marktpolitik bildet. Auf Ebene des Bundes macht 
die ESF-Förderung hingegen nur einen geringen 
Teil des Volumens aus, das im Rahmen des AFG 
für die Instrumente der aktiven Arbeitsmarktpoli-
tik aufgebracht wird. 

7. Der Bund setzt seine Maßnahmen im Rahmen ei-
nes Monofondsprogramms um und konzentriert 
sich dabei auf die Förderschwerpunkte 5.1 und 
insbesondere 5.2 des GFK. In den Ländern wird 
ein Einsatz des ESF in verschiedenen Operatio-
nellen Programmen angestrebt. Mit Ausnahme 
von Sachsen, das über zwei Drittel seiner ESF-
Mittel in das EFRE-dominierte Programm ein-
bringt, werden der Hauptteil in die ESF-domi-
nierten OPs eingebracht. Wie im Bundespro-
gramm liegt das Hauptgewicht der Förderung 
dabei im Förderschwerpunkt 5.2. 

8. Das ESF-Bundesprogramm wird über das AFG

-

Plus und die GIOst zur Förderung außerbetrieb-
licher Lehrstellen in die nationale Arbeitsmarkt-
politik umgesetzt. In beiden Fällen wickelt die 
Bundesanstalt für Arbeit die konkrete Förderung 
auf Teilnehmerebene ab. 

9. Die AFG-Plus-Maßnahmen bilden ein aus fünf 
Komponenten bestehendes strategisches Kon-
zept, dessen differenzie rte Zielsetzungen zu-
nächst in spezifische Maßnahmetypen und im 
weiteren in daran angepaßte Förderleistungen 
operationalisiert werden. Im einzelnen werden 
folgende Strategien verfolgt: 

- die Einführung neuer flexibler Instrumente zur 
bedarfsorientierten, kurzfristigen Qualifizierung 

Der vollständige Text ist dem Ausschuß für Familie, Senioren, 
Frauen und Jugend zugeleitet worden. 
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bestimmter Zielgruppen (FuU-ergänzende 
Modulqualifizierungen, 103 b-Maßnahmen); 

- Ermöglichung der Teilnahme an längerfristi-
gen FuU-Maßnahmen für nach dem AFG nicht 
anspruchsberechtigte Zielgruppen (durch 
Übernahme von Unterhalts-,-  Krankenver-
sicherungs- und sonstigen Kosten); 

- die Erprobung eines präventiv ausgerichte-
ten arbeitsmarktpolitischen Instrumentariums 
(Kurzarbeiterqualifizierung); 

- eine Verbesserung der Maßnahmequalität und 
der Vermittlungsaussichten (durch vor- und 
nachgängige sozialpädagogische Betreuungs-
maßnahmen); 

- eine Verstärkung der Hilfen zur Beschäfti-
gungsaufnahme für besonders schwer vermit-
telbare Personengruppen (durch Aufstockung 
der AFG-Beihilfen an Arbeitgeber und Arbeit-
nehmer). 

10. Damit zeichnen sich die Maßnahmen des AFG-
Plus-Programms im Bereich der Förderung der 
beruflichen Qualifizierung primär als qua litative 
Ergänzung der regulären AFG-Förderung aus. 

- Gefördert werden Maßnahmetypen, spezi-
fische Personengruppen und Leistungen, die 
nach den bisherigen Regelungen des AFG 
nicht Bestandteil der Förderung waren. 

- Mit den ESF-geförderten Hilfen zur Beschäfti-
gungsaufnahme für besonders schwer vermit-
telbare Personen werden die im AFG be-
stehenden Hilfen hingegen quantitativ aufge-
stockt. 

11. Neben dem AFG-Plus werden mit den ESF-Mit-
teln des Bundes die GIOst zur Minderung des 
eklatanten Lehrstellenmangels auf dem Gebiet 
der neuen Länder kofinanziert. Damit werden 
die erreichten Jugendlichen nicht nur vor aktuel-
ler Arbeitslosigkeit bewah rt , mit dem möglichen 
Erwerb eines anerkannten Berufsabschlusses 
wird auch die Gefahr einer späteren Arbeitslosig-
keit verringert, so daß das Lehrstellenprogramm 
auch als präventives arbeitsmarktpolitisches In-
strument angesehen werden kann. 

12. Insgesamt zeigen die vom Bund verantworteten 
Interventionen des Europäischen Sozialfonds im 
Rahmen des AFG-Plus und der GIOst ein ausge-
wogenes Verhältnis zwischen primär qualitativen 
Komponenten der Ergänzung sowie partiell auch 
quantitativen Momenten der finanziellen Verstär-
kung der Maßnahmen der nationalen Arbeits

-

marktpolitik nach dem AFG. 

13. In allen Bundesländern des Ziel 1-Gebietes wer-
den die ESF-Mittel im Rahmen länderspezifi-
scher arbeitsmarktpolitischer Programme umge-
setzt, die trotz der unterschiedlichen Struktur der 
Operationellen Programme im Hinblick auf die 
eingesetzten Instrumentarien ein hohes Maß an 
Übereinstimmung zeigen. Dies kommt durch 
eine flexible Ausgestaltung der in den Förder-
schwerpunkten des GFK beschriebenen Maß-
nahmen sowie durch unterschiedliche Praktiken 

der Bundesländer bei der Zuordnung der Maß-
nahmen zu den Förderschwerpunkten zustande. 

14. Bezieht man auch die allein aus Landesmitteln 
finanzierten arbeitsmarktpolitischen Richtlinien 
in die Betrachtung ein, so stimmen die Förderpro-
file der Lander noch stärker überein. Die Vertei-
lung der Fördermittel auf die einzelnen GFK-För-
derschwerpunkte allein gibt damit wenig Hin-
weise auf die konkrete Ausgestaltung und das 
Profil der von den Ländern durchgeführten ar-
beitsmarktpolitischen Fördermaßnahmen. 

15. Wie die Analyse der Landesarbeitsmarktpoliti-
ken zeigt, zeichnen sich die von den Ländern 
durchgeführten Maßnahmen durch eine kontinu-
ierliche Differenzierung und Anpassung der För-
derrichtlinien an die aktuellen Entwicklungen 
auf dem Arbeitsmarkt und die sich daraus erge-
benden spezifischen Bedarfe einzelner Zielgrup-
pen aus. 

16. Wie im GFK und in den OPs vorgesehen wird bei 
der Förderung der beruflichen Weiterbildung 
eine Konzentration der Interventionen des Bun-
des und der Länder auf die Förderung arbeits-
marktpolitischer Zielgruppen deutlich, doch sind 
die Maßnahmen von Bund und Ländern in unter-
schiedlicher Weise auf zielgruppenspezifische 
Ausgangslagen und Bedarfe zugeschnitten. 
Während der Bund mit spezifischen Maßnahme

-

typen und zusätzlichen Förderleistungen eng 
umgrenzte und bisher nicht geförderte Zielgrup-
pen anspricht (z. B. ESF-Unterhaltsgeld für nach 
dem AFG nicht förderfähige Personen, Qualifi-
zierung für Kurzarbeiter), beziehen die Länder 
auch Zielgruppen in ihre Förderung ein, die im 
ESF-Bundesprogramm nicht vorgesehen sind. 

17. Von allen Bundesländern werden ESF-Mittel in 
nicht unbeträchtlichem Umfang für die berufs-
begleitende Weiterbildung von Beschäftigten in 
KMU eingesetzt. Fünf der sechs Länder versu-
chen außerdem, mit Hilfe des ESF die Neugrün-
dung von KMU durch die Förderung von Exi

-

stenzgründern zu unterstützen. Mit diesen von 
den Ländern durchgeführten Maßnahmen leistet 
der ESF einen wich tigen Beitrag zur Steigerung 
der Wettbewerbsfähigkeit der Wi rtschaft im 
deutschen Ziel 1-Gebiet. Der Bund hat die in 
seinem OP vorgesehenen Maßnahmen zur För-
derung von Existenzgründern bisher nicht reali-
siert. 

18. Übereinstimmungen in der grundsätzlichen Stra-
tegie und gegenseitige Ergänzungen bei der 
Operationalisierung der Maßnahmen charakteri-
sieren das Verhältnis von Bund- und Länderakti-
vitäten in den gemeinsamen Bemühungen um 
zielgruppenspezifische Differenzierungen und 
fachlich-konzeptionelle Anpassungen der beruf-
lichen Fördermaßnahmen an neue Erfordernisse 
auf dem Arbeitsmarkt. 

- Der Bund trägt mit der Förderung von Modul-
qualifizierungen z. B. zur Verbesserung der 
Vermittlungs- und Beschäftigungschancen für 
Teilnehmer an FuU-Maßnahmen bei. 
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- Viele Aktivitäten der Länder zielen ebenfa lls 
auf die inhaltliche Ausgestaltung, Ergänzung 
und Verknüpfung von bestehenden - im Ver-
gleich zum Bund aber anderen - arbeitsmarkt-
politischen Fördermaßnahmen. 

19. In allen Bundesländern des Ziel 1-Gebietes wer-
den die ESF-Mittel in einem erheblichen Maße 
genutzt, um Teilnehmern an  Beschäftigungsmaß-
nahmen, sei es im Rahmen von ABM, § 249h 
AFG- oder Arbeit statt Sozialhilfe-Maßnahmen, 
ergänzende Qualifizierungskomponenten zu er-
möglichen. 

- Mit der Förderung begleitender Qualifizierun-
gen trägt der Einsatz des ESF entscheidend 
dazu bei, diese Maßnahmen in qualitativer 
Hinsicht zu ergänzen und die Beschäftigungs-
perspektiven der Teilnehmer auf . dem allge-
meinen Arbeitsmarkt zu verbessern. 

20. Andere, stärker innovative Maßnahmen der Län-
der zielen mit Unterstützung des ESF darauf, be-
rufliche Qualifizierungsmaßnahmen systematisch 
mit der Entwicklung von Beschäftigungsverhält-
nissen für benachteiligte Zielgruppen auf dem 
ersten Arbeitsmarkt zu verknüpfen. 

21. Zwischen der Beihilfeförderung des Bundes im 
Rahmen des AFG-Plus und der einiger Länder 
(Berlin-Ost, Brandenburg, Mecklenburg-Vor-
pommern) bestehen insofern Para llelen, als beide 
Ebenen das Förderinstrumentarium der Bundes

-

anstalt für Arbeit durch eine Aufstockung der 
Förderbeträge oder eine Verlängerung des För-
derzeitraums in quantitativer Hinsicht verstär-
ken. Eine Spezifik der Bundesbeihilfen liegt in 
den an  die Arbeitnehmer gerichteten ergänzen-
den Hilfen zur Beschäftigungsaufnahme. 

22. Von großer Bedeutung sind die eigenständigen 
Beihilfeprogramme der Länder, die mit Ausnah-
me von Berlin (Ost) überall in größerem Ausmaß 
zum Einsatz kommen. Von der Mehrzahl der 
Länder wird dabei die Einstellung arbeitsloser 
Frauen - auch und besonders auf Teilzeitarbeits-
plätzen - bevorzugt gefördert, teilweise wird 
auch die Einstellung von Jugendlichen an der 
zweiten Schwelle realisiert . 

23. Zur Förderung der Beschäftigung im ersten Ar-
beitsmarkt haben fünf der sechs Länder im lau-
fenden Förderzeitraum außerdem Existenzgrün-
dungen durch Beihilfen aus Mitteln des ESF 
unterstützt. Brandenburg und Mecklenburg-Vor-
pommern setzen die ESF-Beihilfeförderung auch 
zur Finanzierung von Lohnkostenzuschüssen für 
zeitlich befristete Beschäftigungen (nach § 249h 
AFG) im zweiten Arbeitsmarkt ein. 

24. Die Förderung der Erstausbildung für Jugend-
liche spielt im laufenden Förderzeitraum eine 
herausragende Rolle. In der konkreten Umset-
zung ergänzen sich Bund und Länder mit ihren 
Maßnahmen. 

- Der Bund fördert aus Mitteln des ESF die ge-
meinsame Initiative von Bund und Ländern 
zur Schaffung außerbetrieblicher Lehrstellen. 

- Von den Ländern werden ESF-Mittel durch-
weg zur Förderung zusätzlicher betrieblicher 
Ausbildungsplätze eingesetzt. 

25. Zusammengefaßt setzen Bund und Länder im 
Rahmen ihrer ESF-kofinanzierten Programme 
ein breit gefächertes, sich gegenseitig ergänzen-
des arbeitsmarktpolitisches Instrumentarium ein. 
Auf beiden Ebenen ist eine klare Tendenz zur 
fachlich-konzeptionellen Präzisierung und zur 
zielgruppenspezifischen Ausdifferenzierung der 
Maßnahmen erkennbar. 

- Dabei leistet der ESF einen entscheidenden 
Beitrag zur qualitativen Ergänzung der ar-
beitsmarktpolitischen Fördermaßnahmen und 
zur Verbesserung der Beschäftigungschancen 
von arbeitslosen Personen. 

- Im Bereich der berufsbegleitenden Weiterbil-
dung tragen die ESF-Maßnahmen der Länder 
entscheidend zur Förderung des Arbeitskräfte-
potentials von KMU und zur Förderung von 
Existenzgründungen bei. 

- Mit Unterstützung des ESF werden im deut-
schen Ziel 1-Gebiet außerdem neue, über die 
bisherigen nationalen Förderpolitiken hinaus-
gehende Maßnahmetypen entwickelt und er-
probt, aus denen . bei erfolgreichem Verlauf 
weitere Impulse zur Fortentwicklung der Ar-
beitsmarktpolitik auf Bundes- und Länderebe-
ne erwartet werden können. 

Finanzieller Verlauf der ESF-Förderung 

26. Durch die verspätete Genehmigung der Opera-
tionellen Programme konnten die Förderungen 
auf Bundes- und Länderebene nur mit zeitlicher 
Verzögerung anlaufen, was zur Einführung eines 
Doppelhaushalts für die Jahre 1994 und 1995 
führte. Dennoch konnten in der ersten Förderpe-
riode von 1994 bis 1996 umfangreiche Mittelbin-
dungen erreicht werden: Von den in den Opera-
tionellen Programmen angesetzten ESF-Inter-
ventionskosten in Höhe von insgesamt 3 343,2 
Mio. DM wurden 3 289,6 Mio. DM oder 98,4 % 
der Mittel bewilligt, der erreichte Auszahlungs-
stand liegt mit 2 738,5 Mio. DM bei 81,9%. 

27. Entsprechend den Planansätzen entfällt mit 
2 660,6 Mio. DM oder knapp 81 % der Großteil 
der bewilligten Mittel auf die ESF-dominierten 
OPs. Bei einem Planansatz von 17,2 % entfallen 
auf die EFRE-dominierten OPs 16,4 % der bewil-
ligten ESF-Mittel. In den EAGFL-dominierten 
OPs entspricht die Bewilligungsquote von 2,7 % 
exakt dem Planansatz. 

- Die höchste Bindungsquote weisen mit 99,3 % 
die ESF-dominierten Programme auf, in den 
EAGFL-dominierten Programmen wurden 
99,1 % der Mittel gebunden, in den EFRE-do-
minierten OPs liegt die Bindungsquote bei 
94,2 %, was im wesentlichen auf die unter-
durchschnittliche Bindung in den Förder-
schwerpunkten 3 und 4 zurückführbar ist. 
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- In den ESF-dominierten OPs weist der 
Unterschwerpunkt 5.2 mit 103,9 % eine über-
durchschnittliche Bindungsquote auf. Im 
Unterschwerpunkt 5.3 konnten hingegen nur 
55 % der veranschlagten Mittel gebunden wer-
den, was seine Ursache vermutlich darin hat, 
daß innovative Maßnahmen eine längere An-
laufzeit benötigen. 

Verlauf der ESF-Förderung 
nach Teilnehmergruppen und Maßnahmearten 

ESF-Bundesprogramm 

28. Die Gesamtzahl der Teilnehmer am ESF-Bundes-
programm liegt im Förderzeitraum 1994 bis 1996 
bei 96 104 Personen. Davon können 94 367 Teil-
nehmer den durchgeführten Maßnahmen zuge-
ordnet werden. 

- Die zahlenmäßig größte Personengruppe wur-
de im Rahmen des AFG-Plus in kurzfristigen, 
flexiblen Qualifizierungsmaßnahmen (Modul

-

Qualifizierung, 103 b-Maßnahmen) gefördert. 
Insgesamt wurden mit diesen Maßnahmen fast 
50 % der gesamten Teilnehmer am ESF-Bun-
desprogramm erreicht. 

- Eine Teilnahme an längerfristigen FuU-Maß-
nahmen durch ergänzende individuelle För

-

derungen (in der Regel ESF-Unterhaltsgeld) 
wurde 11 167 Teilnehmern bzw. 11,6 % der ge-
förderten Personen ermöglicht. 

29. Einen großen Anteil an  den Teilnehmern des 
Bundesprogramms stellten mit 42 % auch die Ju-
gendlichen, die primär im Rahmen der GIOst ge-
fördert wurden. Insgesamt erhielten durch dieses 
Programm 38 971 Jugendliche eine außerbetrieb-
liche Erstausbildung. Ihr vergleichsweise gerin-
ger Anteil am AFG-Plus ist durch den spezi-
fischen Zuschnitt der Maßnahmen dieses Pro-
grammteils bedingt.  

30. Hilfen zur Beschäftigungsaufnahme wurden le-
diglich für 1 478 Personen (1,5 % der Gesamtteil-
nehmer) gewährt. Damit stehen im ESF-Bundes-
programm Maßnahmen der beruflichen Qualifi-
zierung eindeutig im Vordergrund. 

31. Frauen stellen etwa 70 % der insgesamt über die 
ESF-Mittel des Bundes geförderten Teilnehmer. 
Dabei konnte die überdurchschnittliche Beteili-
gung von Frauen in gleicher Größenordnung in 
beiden Programmteilen des Bundes realisie rt 

 werden. 

32. Fast ein Viertel der Teilnehmer an den ESF-Maß

-

nahmen des Bundes rekru tiert  sich aus Langzeit

-

arbeitslosen oder von Langzeitarbeitslosigkeit 
bedrohten Personen. Diese wurden ausschließ-
lich über das AFG-Plus erreicht. Aufgrund von 
Erfassungsproblemen muß der tatsächliche An-
teil der Langzeitarbeitslosen offen bleiben. 

ESF-Programme der Länder 

33. Die ESF-Interventionen der Länder der Jahre 
1994 bis 1996 erreichten eine Zahl von insgesamt 

728 040 Teilnehmern. Von diesen entfallen 
43 711 auf den Ostteil von Berlin, 66 245 auf 
Mecklenburg-Vorpommem, 67 780 auf Sachsen

-

Anhalt und 168 401 auf Sachsen. Die höchsten 
Teilnehmerzahlen weisen Thüringen mit 204 883 
Teilnehmern und Brandenburg mit ca. 117 000 
Teilnehmern auf. 

34. Die Verteilung der Teilnehmer auf die Operatio-
nellen Programme ergibt folgendes Bild: 

- 195 910 Teilnehmer (26,9 %) wurden in den 
Jahren 1994 bis 1996 in Maßnahmen geför-
dert, die den EFRE-dominierten OPs zugeord-
net sind. 

- In den Maßnahmen der ESF-dominierten 
OPs sind 480 851 Teilnehmer zu verzeichnen, 
etwas mehr als die Hälfte davon nahm an 
Maßnahmen des Unterschwerpunkts 5.2 teil, 
39,1 % an Maßnahmen des Unterschwer-
punkts 5.1. 

35. Deutlicher wird das Profil der Interventionen des 
Europäischen Sozialfonds auf Länderebene, 
wenn die Teilnehmerzahlen nach den arbeits-
marktpolitischen Instrumenten bzw. Maßnahme-
arten differenzie rt  werden. 

- Von den Teilnehmern an den ESF-Interventio-
nen der Länder entfallen etwas mehr als die 
Hälfte (53,0 %) auf die Weiterbildung. 

- Mit Beihilfen zur Einstellung, Beschäftigung 
und Existenzgründung wurden 104 175 Teil-
nehmer gefördert (14,3 % aller Teilnehmer). 

- Im Rahmen der Förderung der Erstausbildung 
waren 238 244 Teilnehmer zu verzeichnen, 
d. h. 32,7 % aller von den Ländern aus ESF-
Mitteln geförderten Teilnehmer. 

36. Innerhalb der aus ESF-Mitteln geförderten Wei-
terbildung kommt den in Ergänzung zu Beschäf-
tigungsmaßnahmen durchgeführten Qualifizie-
rungsmaßnahmen ein großes Gewicht zu. 

- Auf diese Maßnahmeart entfielen 22,5 % a ller 
Teilnehmer an  ESF-geförderten Maßnahmen. 
Besonders ausgeprägt ist deren Stellenwert in 
Berlin (Ost) und Brandenburg, wo dieser Maß-
nahmetyp 47,6 % und 45,3 % a ller Teilnehmer 
umfaßt. 

- Im Rahmen der Qualifizierung und Beschäfti-
gung von Sozialhilfeempfängern wurden 
19 024 Teilnehmer aus ESF-Mitteln gefördert. 

- Für 88 065 Teilnehmer wurde eine berufsbe-
gleitende Weiterbildung gefördert. In Meck-
lenburg-Vorpommern und Sachsen ist die Be-
deutung dieser Maßnahme mit 14,8 % bzw. 
14,6 % aller Teilnehmer am höchsten. 

- Bei den (Vollzeit-)Fortbildungs- und Umschu-
lungsmaßnahmen für Arbeitslose und von Ar-
beitslosigkeit Bedrohte wurde eine Teilneh-
merzahl von 82 627 erreicht. In Sachsen-An-
halt sind diese Maßnahmen von größter Be-
deutung, auf sie entfielen hier 33,6 % aller 
Teilnehmer. 



Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode 	Drucksache 13/8600 

37. In fünf der sechs Länder wurden im Rahmen der 
Weiterbildungsförderung spezielle Qualifizie-
rungsmaßnahmen für Existenzgründer durchge-
führt. Im Rahmen dieser Maßnahmen waren 
11 147 Teilnehmer zu verzeichnen. Kurzfristige 
Kursangebote wurden ebenso realisie rt  wie län-
gerfristige Qualifizierungsmaßnahmen. 

- Am stärksten ausgeprägt sind diese Maßnah-
men in Sachsen-Anhalt, wo 6 303 Teilnehmer 
erreicht wurden (9,3 % aller Teilnehmer). 

- Existenzgründungen werden aus ESF-Mitteln 
auch mit Beihilfen gefördert. Diese Hilfen wur-
den in 21 902 Fällen gewährt. Besonders aus-
geprägt wurde diese Förderart in Sachsen ein-
gesetzt (6,8 % aller Teilnehmer). 

- Faßt man die Qualifizierungsmaßnahmen und 
die Beihilfen für Existenzgründer zusammen, 
so ergibt sich eine Teilnehmerzahl von 33 353. 

38. Mit Beihilfen zur Einstellung im 1. Arbeitsmarkt 
wurden von den Ländern insgesamt 53 948 Per-
sonen gefördert, das sind 7,4 % a ller Teilnehmer. 

- Zum kleineren Teil wurden hierbei Maßnah-
men der Bundesanstalt für Arbeit bzw. des 
Bundes aufgestockt. 

- Von größerer Bedeutung sind die eigenständi-
gen Beihilfeprogramme der Länder. Die Förde-
rung bezog sich hier auf arbeitslose/von Ar

-

beitslosigkeit bedrohte Frauen, Alleinerzie-
hende, Behinderte und Sozialhilfeempfänger 
sowie in einigen Ländern auch auf Jugendli-
che unter 25 Jahren und Hochschulabsolven-
ten. In Mecklenburg-Vorpommern wurden 
ESF-Mittel für regionale Programme zur Ein-
stellungsförderung verwendet. 

39. Mit Thüringen, Brandenburg und Mecklenburg

-

Vorpommern haben drei Länder ESF-Mittel zur 
Förderung der Einstellung von Jugendlichen mit 
abgeschlossener Berufsausbildung eingesetzt 
(„2. Schwelle"-Förderung). In Brandenburg und 
Mecklenburg-Vorpommern wurde die entspre-
chende Förderung 1996 eingestellt, weil ihr Bei-
trag zum Abbau der Arbeitslosigkeit junger Er-
wachsener als zu gering eingeschätzt wurde. 

40. Mecklenburg-Vorpommern und Brandenburg 
setzen ESF-Mittel auch zur Komplementärfinan-
zierung der Lohnkostenzuschüsse nach § 249 h 
AFG ein. Besonders ausgeprägt ist diese Maß-
nahmeart in Mecklenburg-Vorpommern, wo auf 
sie 13 891 Teilnehmer (21,0 % aller Teilnehmer an 
ESF-geförderten Maßnahmen) entfallen. 

41. Aus ESF-Mitteln der Länder wurden in 119 016 
Fällen zusätzliche bet riebliche Erstausbildungs-
plätze gefördert, auf dieses Instrument entfallen 
damit 16,3 % aller Teilnehmer. 

- Besonders große Bedeutung hat die Förderung 
betrieblicher Ausbildungsplätze für die ESF-
Interventionen in Sachsen, Thüringen, Bran-
denburg und Sachsen-Anhalt. 

- In Mecklenburg-Vorpommern ist die entspre-
chende Förderung aus nationalen Mitteln er-
folgt. 

- In Thüringen haben überbetriebliche Ergän-
zungslehrgänge für Maßnahmen zur Erstaus-
bildung besonderes Gewicht. Sie umfassen 
dort  allein 82 300 Teilnehmer. 

42. Frauen stellen 378 624 der Teilnehmer an den 
ESF-geförderten Interventionen der Länder. Der 
Frauenanteil liegt damit bei 52,0 %. Zwar werden 
Frauen damit etwas stärker erreicht als Männer, 
sie sind jedoch nicht in dem Maße vertreten, wie 
sie von Arbeitslosigkeit betroffen sind. Der Anteil 
der Frauen an allen Arbeitslosen im Ziel 1-Gebiet 
lag im September 1995 bei 63,7 %. 

- Am höchsten fällt der Frauenanteil mit 58,4 % 
im Ostteil von Berlin aus. In Sachsen-Anhalt 
entspricht der Frauenanteil an den Teilneh-
mern mit 58,1 % ungefähr dem an den Arbeits-
losen. Mit vergleichsweise hohen Anteilen 
sind die Frauen auch unter den Teilnehmern 
in Brandenburg und Sachsen vertreten. Dem-
gegenüber sind die Frauenanteile in Mecklen-
burg-Vorpommern mit 49,5 % und in Thürin-
gen mit 42,9 % relativ gering. Der geringe 
Frauenanteil in Thüringen geht im wesent-
lichen auf die besondere Förderung der beruf-
lichen Erstausbildung zurück. 

- Hohe Frauenanteile konnten mit der FuU-För-
derung und mit den Einstellungsbeihilfen er-
reicht werden. Zurückzuführen ist dies auf 
eine frauenspezifische Ausrichtung des ent-
sprechenden Förderinstrumentariums. Dem-
gegenüber sind Frauen in der berufsbegleiten-
den Weiterbildung und in Existenzgründer

-

maßnahmen unterrepräsentiert. 

- Mit den Fördermaßnahmen im Bereich der be-
ruflichen Erstausbildung wurden ganz über-
wiegend männliche Jugendliche erreicht. 
Hierin bestehen gravierende Unterschiede zur 
Teilnehmerstruktur der GIOst, in der junge 
Frauen eine deutliche Mehrheit stellen. 

43. Unter 25 Jahre alt sind 315 542 Teilnehmer an 
den ESF-Ländermaßnahmen. Der hohe Anteil 
dieser Altersgruppe (43,5 %) zeigt, in wie star-
kem Maße die ESF-Interventionen der Länder 
zugunsten der Jugendlichen dazu beitragen, daß 
diese Gruppe unterdurchschnittlich von Arbeits-
losigkeit betroffen ist. Die hohen Anteile jugend-
licher Teilnehmer gehen ganz überwiegend auf 
die Förderung der Erstausbildung zurück. 

44. Faßt man die zum Erwerbsstatus vorliegenden 
Daten zusammen, so sind lediglich 37,0 % der 
Teilnehmer an den ESF-geförderten Interventio-
nen der Jahre 1994 bis 1996 als arbeitslos einzu-
stufen. Hiervon entfällt knapp die Hälfte (bzw. 
16,2 % aller Teilnehmer) auf Langzeitarbeitslose. 
20,9 % der Teilnehmer waren zu Beginn der Maß-
nahme beschäftigt bzw. von Arbeitslosigkeit be-
droht. Ein hoher Anteil der Teilnehmer von 
42,1 % ist als „Sonstige" eingestuft. 

45. Zwischen den Ländern bestehen in der Vertei-
lung der Teilnehmer auf die Erwerbskategorien 
extreme Unterschiede. So liegt der Anteil der 
ausgewiesenen Arbeitslosen zwischen 20,9 % in 
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Berlin (Ost) und 52,3 % in Mecklenburg-Vorpom-
mern. Der Anteil der von Arbeitslosigkeit Be-
drohten bzw. Beschäftigten variiert zwischen 

7,6% in Thüringen und 79,1 % in Berlin (Ost). 
Ihre Ursachen finden diese Unterschiede zu gu

-

ten Teilen im unterschiedlichen Profil des ESF-
Einsatzes in den einzelnen Bundesländern. 

- Verzerrungen kommen insbesondere dadurch 
zustande, daß die Länder bei der Zuordnung 
von Qualifizierungen, die im Rahmen von Be-
schäftigungsmaßnahmen durchgeführt wer-
den, sehr unterschiedlich verfahren. Teilweise 
werden diese Teilnehmer als Arbeitslose ge-
führt, teilweise als von Arbeitslosigkeit be-
droht eingeordnet. Bei einheitlicher Zuord-
nung der Teilnehmer an  Qualifizierung in 
Beschäftigung zu den Arbeitslosen ergibt sich 
ein Arbeitslosenanteil von 43,2 % an  den ESF-
Teilnehmern. 

46. Von Arbeitslosigkeit Bedrohte bzw. Beschäftigte 
wurden in den Maßnahmen der Länder in weit-
aus geringerem Maße als Arbeitslose erreicht. 
Dennoch ist im Einbezug dieser Gruppe ein we-
sentlicher Unterschied zwischen den ESF-Inter-
ventionen der Länder und denen des Bundes zu 
sehen. 

Zusammenfassender Verlauf des Bundes- und 
der Länderprogramme 

47. Insgesamt wurden über die Interventionen des 
Europäischen Sozialfonds in den ersten drei För-
derjahren 824 144 Personen erreicht. Hiervon 
entfielen 728 040 Personen oder 88,3 % auf die 
Operationellen Programme der Länder und 
96 104 Personen oder 11,7 % auf die Förderung 
des Bundes. 

- Auf die EFRE-dominierten Programme entfie-
len mit 195 939 insgesamt 23,8 % der geförder-
ten Personen. 

- Die ESF-dominierten Programme stellen mit 
70 % den Hauptteil der Förderung. An Maß-
nahmen des Unterschwerpunkts 5.1 nahmen 
219 598 Personen teil (26,6 %), im Unter-
schwerpunkt 5.2 wurden 340 723 Teilnehmer 
gefördert. 

- Das geringste Volumen besaßen mit 38 262 
Personen die Maßnahmen im Unterschwer-
punkt 6.2. 

48. Nach fachlichen Prioritäten betrachtet befanden 
sich 72,7 % der Teilnehmer in Qualifizierungs-
maßnahmen, der Rest wurde über Beihilfen ge-
fördert. 

- Über Maßnahmen der beruflichen Weiterbil-
dung wurden 441 276 Personen (53,5 %) geför-
dert. 

- Jeder fünfte dieser Teilnehmer (88 478 Per-
sonen) nahm an einer Maßnahme der berufs-
begleitenden Weiterbildung teil, während 
352 798 Personen sich in Qualifizierungspro-
jekten für Arbeitslose befanden. 

- An Maßnahmen der beruflichen Erstausbil-
dung nahmen 277 215 Personen (32,7 %) teil; 
davon wurden 158 199 über Qualifizierungen 
und 119 016 über Beihilfen gefördert. 

- 105 653 arbeitslose Personen (12,8 %) wurden 
über Beihilfen gefördert. 

49. Insgesamt konnten mit Unterstützung des ESF 
446 894 Frauen gefördert werden, dies entspricht 
einem Anteil von 54,1 % an der Gesamtzahl der 
erreichten Personen. 

50. Der Anteil der Jugendlichen unter 25 Jahren 
beträgt insgesamt 43,3 % (358 347 Teilnehmer). 
Allerdings hat die Durchführung vieler kurzfristi-
ger Maßnahmen zu diesem hohen Anteil geführt. 

51. Der Anteil der Arbeitslosen an  den Bund- und 
Länderprogrammen liegt bei zusammen 45,6 %. 
Als langzeitarbeitslos bzw. als von Langzeitar-
beitslosigkeit bedroht wurden 17,1 % der gesam-
ten Teilnehmer eingestuft. Aufgrund von Erfas-
sungsproblemen auf Bundes- und Landesebene 
kann dieser Anteil aber nur ein grober Richtwert 
sein. Von Arbeitslosigkeit bedrohte Personen 
wurden in 103 383 Fällen (13,6 %) im wesent-
lichen durch die Länderprogramme gefördert. 

Effektivität des Mitteleinsatzes 

52. Verbleibsuntersuchungen zeigen, daß die Teil-
nehmer an ESF-geförderter berufsbegleitender 
Weiterbildung in geringerem Maße von Arbeits-
losigkeit betroffen sind als die Gesamtheit der 
Arbeitnehmer. Von den Teilnehmern werden die 
absolvierten Maßnahmen im Hinblick auf die 
Anforderungen des Arbeitsplatzes und die Ar-
beitsmarktchancen als positiv beurteilt. 

53. Was die ESF-Förderung durch FuU-Maßnahmen 
für Arbeitslose anbelangt, so liegen zum Förder-
verlauf der Maßnahmen des AFG-Plus noch 

.keine wirkungsbezogenen Daten vor. Im Rück-
griff auf Untersuchungen zu vergleichbaren 
Maßnahmen der vergangenen Jahre könnte für 
die weiblichen Teilnehmer an den längerfristigen 
FuU-Maßnahmen ohne und mit ergänzende 
Modulqualifizierungen - eine theore tische Über-
gangsquote in Beschäftigung zwischen 34 % und 
57 %, für die männlichen Teilnehmer eine Quote 
zwischen 57 % und 75 % angenommen werden. 

Allerdings sind diese Prognosen angesichts der 
aktuellen Arbeitsmarktsituation drastisch zu rela-
tivieren, wie die auf Länderebene durchgeführ-
ten empirischen Erhebungen zeigen. So wurden 
für die ehemaligen Teilnehmer an FuU-Maßnah-
men in Mecklenburg-Vorpommern im Bereich 
der Maßnahmen für arbeitslose Akademiker eine 
Übergangsquote von 45 % (32 % Arbeitsverhält-

nis des 1. Arbeitsmarkts, 13 % arbeitsmarktpoli-
tische Maßnahmen) und im Bereich der sonstigen 
FuU-Maßnahmen eine Übergangsquote von 
40 % ermittelt (21 % 1. Arbeitsmarkt, 19 % ar-
beitsmarktpolitische Maßnahmen) ermittelt. 

54. Bei der von den Ländern im großen Umfang ge-
förderten Qualifizierung in Beschäftigungsmaß- 
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nahmen ergaben Verbleibsuntersuchungen ei-
nen Anteil der in den 1. Arbeitsmarkt übergegan-
genen Teilnehmer zwischen 7 % und 14 %. Be-
zieht man den Eintritt in eine weitere Beschäfti-
gungs- oder Qualifizierungsmaßnahme mit ein, 
so liegt die Übergangsquote bei ca. 25 %. Neben 
der schlechten allgemeinen Arbeitsmarktsituati-
on ist bei der Interpretation dieser geringen Quo-
ten zu berücksichtigen, daß mit Qualifizierungs-
maßnahmen dieser Art  ein hoher Anteil von 
arbeitsmarktpolitischen Zielgruppen mit beson-
deren Vermittlungshemmnissen erreicht wird. 

55. Noch unbestimmt bleiben die arbeitsmarktpoliti-
schen Effekte der mit dem AFG-Plus neu einge-
führten, kurzfristigen und bedarfsorientierten 
Trainingsmaßnahmen („ 103 b-Maßnahmen") Die

-

ser im Rahmen der ESF-Förderung zuerst er-
probte Maßnahmetyp ist zum 1. Juli 1997 als Re-
gelinstrument in die na tionale Arbeitsmarktpoli-
tik übernommen worden. Damit hat der ESF eine 
Pilotfunktion zur Weiterentwicklung des AFG 
wahrgenommen. 

Bei den in ihrem strategischen Ansatz mit den 
„ 103 b-Maßnahmen" verwandten Maßnahmen 
der Länder zur Qualifizierung und Motivierung 
von Langzeitarbeitslosen zeigen sich zum Teil 
beachtliche Erfolge ab. So beendeten von den 
bisherigen Teilnehmern am brandenburgischen 
Kurssystem für Langzeitarbeitslose 38 % die 
Maßnahme vorzeitig, um in ein reguläres Ar-
beitsverhältnis (12 %) oder in eine andere arbeits-
marktpolitische Maßnahme (26 %) zu wechseln. 

56. In der Existenzgründungsförderung der Länder 
haben in den vergangenen Jahren längerfristig 
angelegte Qualifizierungsmaßnahmen gegen-
über der Beihilfeförderung an  Gewicht gewon-
nen. Die bislang vorliegenden Daten deuten auf 
positive Effekte hin, sind aber noch zu schmal, 
um valide Aussagen darüber treffen zu können, 
inwieweit die Existenzgründerqualifizierung zu 
einer größeren Zahl von Gründungen bzw. zu 
stabileren selbständigen Existenzen führt. 

57. Empirische Untersuchungen zur ESF-Förderung 
in Sachsen zeigen, daß die mit Beihilfen für Ziel-
gruppen geförderten Beschäftigungsverhältnisse 
eine hohe Stabilität haben. So bestand bei 80 % 
der Fälle, bei denen der Förderzeitraum 1995 
abgelaufen war, die Beschäftigung Ende 1996 
fort. Aufgrund von Mitnahmeeffekten, Verdrän-
gungseffekten und Substitionseffekten ist aller-
dings die Nettobeschäftigungswirkung als eher 
gering zu beurteilen. Die wesentlichen Wirkun-
gen der Einstellungsbeihilfen sind insoweit darin 
zu sehen, daß sie die Einstellungschancen von 
Zielgruppen wie arbeitslosen Frauen oder Lang-
zeitarbeitslosen verbessern. 

58. Als schwierige Aufgabe erwies sich für die Län-
der die gezielte Förderung der Beschäftigung 
von jungen Erwachsenen nach der Erstausbil-
dung („2. Schwelle"-Förderung). Einige Länder 
stellten die hierzu entwickelte spezielle Förde-
rung durch Einstellungsbeihilfen aufgrund zu 
geringer Treffsicherheit bzw. zu großer Mitnah-
meeffekte wieder ein bzw. modifizierten ihr För-
derinstrumentarium. 

59. Durch die umfangreiche Förderung der Erstaus-
bildung aus ESF-Mitteln wurden erhebliche Ent-
lastungseffekte auf dem Arbeitsmarkt erreicht, 
und die Jugendarbeitslosigkeit wurde begrenzt. 
Dies gilt in besonderem Maße für die Förderung 
der überbetrieblichen Ausbildung im Rahmen 
der GIOst. Ohne den Einsatz dieses Lehrstellen-
programms hätte die Quote arbeitsloser Jugend-
licher bis 25 Jahre in den östlichen Bundes-
ländern um bis zu 3 Prozentpunkte höher gele-
gen. 

Knapp 70 % der eingetretenen Teilnehmer kön-
nen durch die GIOst vermutlich einen beruf

-

lichen Abschluß erwerben. Die Abbrecherquote  
ist insbesondere bei den männlichen Jugend-
lichen aber überdurchschnittlich hoch. Mit dem 
Aktionsprogramm Lehrstellen Ost ist ab 1996 
eine verstärkte Förderung betrieblicher und 
überbetrieblicher Ausbildungsplätze vorgesehen. 
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Auszug aus 

Zwei Jahre „AFG-Plus" - Die ergänzende Förderung zum AFG aus dem Europäischen 
Sozialfonds, Sonderbericht zur Zwischenevaluation der EU-Strukturfonds 
(Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung der Bundesanstalt für Arbeit, Nürnberg) 

5 Zusammenfassung und Ausblick 

5.1 Zusammenfassung 

Im Zentrum der Fragestellung dieses Berichts steht, 
ob das aus Mitteln des ESF mitfinanzierte, das AFG 
ergänzende und deshalb von der Bundesanstalt für 
Arbeit bundesweit umgesetzte Programm seinen 
vielfach verwendeten Beinamen : „AFG-Plus" zu 
recht trägt. Im Kern  geht es um die Fragen, ob das 
ESF-BA-Programm bisher, d. h. vom faktischen För-
derbeginn im Jahr 1995 bis Ende 1996, entsprechend 
den ESF-Zielen implementie rt  und von den Adressa-
ten angenommen wurde, und ob es sich darin, wie 
vorgesehen, als eine qualita tive Ergänzung zur För-
derung durch das AFG erwiesen hat. Diese Frage 
kann nun bejaht werden - und zwar sowohl für die 
Umsetzung in den neuen Bundesländern als auch für 
die Umsetzung in den alten Bundesländern. Darauf, 
wie sich aus heutiger Sicht die weitere Perspektive 
des Programms darstellt, wird weiter unten noch ge-
sondert eingegangen (vgl. Kap. 5.2). 

Im Rahmen der Untersuchung wurde durchgängig 
zwischen der Förderung in West- und Ostdeutsch-
land unterschieden. Auf diese Weise sollte erstens 
den je spezifischen Fragestellungen der ESF-Zwi-
schenevaluation nachgegangen werden und zwei-
tens dem Anspruch nachgekommen werden, den 
Umfang und die Strukturen der Förderung im Zu-
sammenhang mit den unterschiedlichen Bedingun-
gen und Problemen der Arbeitsmärkte im Ziel-1-Ge-
biet und Ziel-3- bzw. Ziel-4-Gebiet zu betrachten. 
Tiefergehende Regionalanalysen konnten noch nicht 
erfolgen. Auch wichtige weitergehende Fragen nach 
dem Nutzen der Förderung für die einbezogenen 
Zielgruppen oder gar nach arbeitsmarktlichen Effek-
ten ließen sich hier noch nicht beantworten. Dazu er-
forderliche Erhebungen konnten gerade erst einge-
leitet werden (vgl. weiter unten Kap. 5.2). Dies hat 
ablaufbedingte Gründe. Die bisher nicht einmal ganz 
zweijährige Laufzeit des Programms erlaubt noch 
keine empirischen Befunde oder gar Analysen zu 
den Erfolgen der Förderung, für einen großen Teil 
der bisher in die Förderung eingetretenen Personen 
ist die Teilnahme an Maßnahmen zum Jahresende 
1996 noch nicht abgeschlossen. Hinzu kommt, daß 
das für die Beantwortung dieser Frage vorauszuset-
zende System der Erfassung und Berichterstattung 
erst noch aufgebaut werden mußte. 

Im einzelnen wurde hier der übergeordneten Frage 
nach dem „Plus" von „AFG-Plus" in folgenden 
Schritten nachgegangen. Erstens wurde untersucht, 

ob das Programm in seinem Förderrecht, in seiner 
Finanzierungskonstruktion und in seiner Organisa-
tionsstruktur entsprechend den Vorgaben in den 
ESF-Zielen und den Vereinbarungen in den ver-
schiedenen Planungsdokumenten (GFK und OP zu 
Ziel 1 und Ziel 3, EPPD zu Ziel 4) angelegt wurde. 
Zweitens wurde der bisherige Programmvollzug un-
tersucht. Dabei interessie rte zunächst, ob die Umset-
zung in der Förderpraxis in zeitlicher und sachlicher 
Hinsicht im Rahmen des vorgesehenen Fördervolu-
mens erfolgte, ob es ggf. zu Abweichungen von der 
anfänglichen Planung kam und wie diese zu erklären 
wären. Zu diesem Zwecke wurde sodann differen-
zierter untersucht, ob die anvisierten Zielgruppen 
des Programms erreicht worden sind, und ob es dabei 
gelungen ist, die Angebote des Programms zur För-
derung der Teilnahme insbesondere an den neuarti-
gen Maßnahmen umzusetzen, die im Rahmen der 
Regelförderung des AFG nicht möglich sind. 

(a) Umsetzung der Ziele 1, 3 und 4 
in der Formierung des bundesweiten Programms 
und seiner Implementationsstruktur 

Die anfängliche Gestaltung des Programms ist als er-
ster Schritt der Umsetzung der politischen Vorgaben 
zu interpretieren. Die konkrete Gestaltung und Aus-
handlung eines arbeitsmarktpolitischen Programms 
muß daran gemessen werden, ob sich darin eine folge-
richtige Zielkonkretion, Instrumentierung, Finanzie-
rungsplanung und Organisationsstruktur für die Um-
setzung gemäß der arbeitsmarktpolitischen Problem-
lage einerseits und den übergeordneten Zielen ande-
rerseits wiederfindet. 

Dazu kann nun resümiert werden, daß das konkret in 
den Richtlinien des BMA und den Durchführungsan-
weisungen der BA geregelte Programm den in der 
ESF-Verordnung festgelegten Zielen und den Pro-
grammplanungsdokumenten entspricht. Angestrebt 
und realisiert  wurde ein Programmzuschnitt, der eine 
bundesweit einheitliche Förderung erlaubt. Die in 
ihrer Akzentsetzung je spezifisch auf die Arbeits-
marktprobleme in West und Ost ausgerichteten GFK 
und OP zu den Zielen 1 und 3 und das EPPD zu Ziel 4 
wurden zu einem horizontal angelegten Programm 
synthetisiert, daß bei identischem Förderrecht und 
Organisationsstrukturen sowie nach Zielgebiet un-
terschiedlicher Mittelausstattung eine entsprechend 
differenzierte Umsetzung erlaubt. 

Die Zielgruppenvorgaben der einzelnen GFK und 
OP wurden entsprechend der ESF-Verordnung so 
festgelegt, daß auch die in den OP aufgeführten be-
sonderen Untergruppen unter den Zielgruppen im 
Rahmen dezentral problemorientierter Förderpraxis 

Der vollständige Text ist dem Ausschuß für Familie, Senioren, 
Frauen und Jugend zugeleitet worden. 
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gefördert werden können. Gefördert werden sollen 
danach vor allem Langzeitarbeitslose, von Langzeit-
arbeitslosigkeit Bedrohte (einschließlich Behinderte) 
und Arbeitnehmer, insbesondere Frauen, die über 
keine ausreichende Qualifikation verfügen oder die 
nach einer Phase der Nichterwerbstätigkeit in Be-
rufstätigkeit zurückkehren wollen, sowie Jugend-
liche ohne Beschäftigungs- oder Ausbildungsverhält-

nis. 

Lediglich in Hinblick auf die übergeordnete Zielset-
zung des ESF zur Förderung der Chancengleichheit 
von Frauen fehlt es in den Programmrichtlinien an 
konkreten Vorgaben. Über die förderrechtliche 
Kopplung an das AFG gilt jedoch, daß Frauen ent-
sprechend ihrem Anteil an den Arbeitslosen einbezo-
gen werden sollen. Und durch zusätzliche Leistun-
gen und die besondere Herausstellung der Gruppe 
der Berufsrückkehrerinnen ist der Aspekt der Förde-
rung der Chancengleichheit verstärkt in den Blick 
gerückt worden. Die Zielgruppenorientierung ent-
spricht dem zielgruppenorientierten Ansatz im AFG, 
geht aber in einem wich tigen Punkt darüber hinaus. 
Auch solche Personen unter den Zielgruppen, die 
aufgrund des versicherungsrechtlich beschränkten 
Leistungsrechts des AFG bei Qualifizierungsmaß-
nahmen nur sehr unzureichend gefördert werden 
können, werden mit der ergänzenden Hilfe des ESF 
nun einbezogen. 

Die spezifischen Leistungen des ESF-BA-Programms 
zur Förderung der individuellen Teilnahme an Quali-
fizierungsmaßnahmen und bei den Hilfen zur Be-
schäftigungsaufnahme sind im Rahmen des AFG 
nicht möglich. Sie können aber nur im Zusammen-
hang mit einer gleichzei tigen individuellen Förde-
rung  mit Leistungen aus dem AFG gewährt werden. 
Über die Kopplung des ESF-Förderrechts und AFG

-

Förderrechts wurde erstens die Kofinanzierung der 
ESF-Zuschüsse aus dem Haushalt der BA gesichert. 
Zweitens ist damit die qualita tive Ergänzung der na-
tionalen Arbeitsförderung geregelt. 

Die qualitative Ergänzung des beschränkten Förder-
rahmens des AFG besteht erstens in der gerade er-
wähnten Einbeziehung von solchen Personen unter 
den Zielgruppen, die nach dem AFG keine Hilfe zum 
Lebensunterhalt während der Qualifizierung bekom-
men können. Ihnen kann ein ESF-Unterhaltsgeld ge-
währt werden. Zweitens erfolgt sie mit besonderen 
Hilfen zur Qualifizierung, die eine Teilnahme der 
Zielgruppen an neuartigen Maßnahmen erlauben 
(ESF-Unterhaltsgeld und ESF-Leistungen für die 
Maßnahme- und Teilnahmekosten  bei Weiterbil-
dungsmodulen in Ergänzung zu Maßnahmen der 
Fortbildung und Umschulung nach dem AFG, ESF-
Leistungen für die Maßnahme- und Teilnahmekosten 
bei besonderen kurzzeitigen Qualifizierungsmaß-
nahmen, den sogenannten ,,103 b-Maßnahmen", 
ESF-Finanzierung einer sozialpädagogischen Betreu-
ung), daneben mit ergänzenden Hilfen bei der Be-
schäftigungsaufnahme (insbesondere mit der ESF-
Eingliederungsbeihilfe). Damit wurde in der Festle-
gung der RL und DA des ESF-BA-Programms dem 
ESF-Förderrecht und den Vorgaben in den Planungs-
dokumenten in West und Ost entsprochen. Lediglich 
die in der Programmplanung noch vorgesehene er

-

gänzende ESF-Hilfe zur AFG-Förderung von Exi-
stenzgründungen durch Arbeitslose ist in das Pro-
gramm nicht aufgenommen worden. Im Rahmen des 
Ziels 4 und des entsprechenden Schwerpunkts von 
Ziel 1 ist schließlich drittens eine im AFG nicht vorge-
sehene Förderung der Qualifizierung bei Kurzarbeit 
unter Fortzahlung des AFG-Kurzarbeitergeldes mög-
lich. 

Die Umsetzung der ESF-Ziele und Planungsvorga-
ben in das bundesweite Programm beinhaltet die Zu-
ständigkeit der BA als programmumsetzende Orga-
nisation. Damit besteht eine Implementationsstruktur 
mit komparativen Vorteilen im Vergleich zu einer ge-
sonderten Organisation, wie sie von den Bundes-
ländern für deren Programmumsetzung eingerichtet 
werden mußte. Über die Bindung an das System der 
nationalen Arbeitsförderung ist sowohl für die Haus-
haltsabwicklung als auch im Leistungsrecht für die 
individuelle Förderung die Rechtssicherheit im Voll-
zug gewährleistet. Die dezentrale Organisation der 
BA eröffnet die Möglichkeit zur flexiblen, den jewei-
ligen regionalen Besonderheiten des Arbeitsmarktes 
und der Trägerlandschaft angemessenen Umsetzung 
und die Verfassung der BA als öffentliche Körper-
schaft mit Selbstverwaltung ermöglicht die Beteili-
gung der Arbeitgeberverbände, Gewerkschaften 
und öffentlichen Gebietskörperschaften an  der Pla-
nung und Bewertung der ESF-Förderung im Kontext 
der AFG-Förderung. 

Die erforderlichen Voraussetzungen für die Umset-
zung und Kontrolle der finanziellen Programm-
abwicklung konnten schnell geschaffen werden. 
Schwieriger war der Aufbau der Erfassung und stati-
stischen Berichterstattung zur „physischen" Pro-
grammabwicklung. Angesichts des im Vergleich zur 
AFG-Förderung insgesamt geringen Umfangs des 
Fördervolumens konnte die BA ihr differenzie rtes 
Monitoring zur AFG-Förderung nicht einfach zugun-
sten einer detaillierten Datenerfassung zum ESF-
Programm umstellen. Auch technische Hindernisse 
mußten erst überwunden werden. Ganz im Sinne der 
EU-Leitlinien zur Begleitung und Bewe rtung wurde 
deshalb zunächst von anfänglich beschränkten Mög

-

lichkeiten des Monito ring ausgegangen. Informa-
tionslücken zu den Förderstrukturen nach Personen, 
Leistungen und Maßnahmen waren zunächst unver-
meidlich und beschränken auch die Möglichkeiten 
zur Analyse der bisherigen Programmumsetzung. 
Mittlerweile ist der BA aber - auch mit Unterstüt-
zung durch die Begleitforschung der Aufbau eines 
differenzierten, dezentralen und edv-gestützten In-
formationssystems gelungen, dessen Nutzen sich 
in der weiteren Laufzeit des Programms erweisen 
wird. 

(b) Programmumsetzung 1995 und 1996 

Verspäteter Programmbeginn 1995 

Auf der Grundlage der den politischen Vorgaben 
und institutionellen Rahmenbedingungen gemäßen 
Ausgestaltung des Programms konnte die Förderung 
im Frühjahr 1995 beginnen. Damit war bereits über 
ein Jahr der in 1994 beginnenden Laufzeit des ESF 
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verstrichen. Der verspätete Programmbeginn hat 
seine Ursache in der verspäteten, abschließend erst 
Ende 1994 erfolgten Genehmigung der erforder-
lichen Programmplanungsdokumente und Finanz-
mittel. Nach der dann schnellen Ausformulierung 
des Programms und der Einführung bei den Arbeits-
ämtern war noch Zeit für die konkrete Einleitung der 
Förderung „vor Ort" erforderlich. Die Berichterstat-
tung zum Programm kann sich also anders als für 
den ESF insgesamt nur auf einen Förderzeitraum von 
weniger als zwei Jahre beziehen. 

Solchen Erwartungen an die Zwischenevaluation, 
die aus dem Blickwinkel der  bisher dreijährigen 
Laufzeit des ESF begründet sind und sich deshalb 
z. B. auch auf eine erste Auskunft zu Programmwir-
kungen richten, kann deshalb für den Berichtszeit-
punkt Ende 1996 noch nicht entsprochen werden 
(vgl. unten Kap. 5.2). Möglich und hier im Bericht 
vorgestellt waren aber Analysen und Ergebnisse zum 
bisherigen Programmvollzug, insbesondere dazu, ob 
die Zielgruppen mit den Förderangeboten erreicht 
wurden, ob die neuartigen Maßnahmen implemen-
tiert werden konnten und ob bzw. worin sich die Um-
setzung des Programms in den alten und neuen Bun-
desländern unterscheidet oder auch Gemeinsamkei-
ten hat. 

Programmvollzug 

Aufgrund des verspäteten Förderbeginns ist das Jahr 
1995 als Einführungsjahr mit den dafür typischen 
Anlaufschwierigkeiten anzusehen. In der zweiten 
Jahreshälfte gelang es dann, das Programm „ins Lau-
fen" zu bringen. Die für 1995 veranschlagten Haus-
haltsmittel konnten. aber nur noch zu rund 60 % ver-
ausgabt werden. Bei dann höherem Mittelansatz 
stieg der Ausschöpfungsgrad der veranschlagten 
ESF-Mittel im Jahr 1996 auf rund 87 % und zwar glei-
chermaßen in den alten und den neuen Bundeslän-
dern. Auf diese Weise wurden bis Ende 1996 von 
dem für die gesamte Laufzeit bewilligten ESF-Zu-
schuß in Höhe von rund 2,9 Mrd. DM rund 0,82 Mrd. 
DM, das sind 28 %, verausgabt. Weil der ESF-Zu-
schuß für die Zeit ab 1994 kalkuliert war, die Förde-
rung aber erst im Jahr 1995 beginnen konnte, über-
rascht diese anfängliche Unterschreitung des Mittel-
ansatzes der OP und des EPPD nicht. 123) Doch im 
Jahr 1996 ist der einführungsbedingte Rückstand be-
reits weitgehend aufgeholt worden. Bezogen auf das 
Gesamtvolumen des Programms, also die Summe 
von ESF-Zuschuß und Kofinanzierung durch das 
AFG (bei Kurzarbeit zusätzlich durch die Betriebe), 
in Höhe von 7,9 Mrd. DM wurde 1996 fast ein Fünf-
tel, d. h. etwas mehr als 1,5 Mrd. DM, verausgabt. 
Mit einem Anteil der Mittel des AFG in Höhe von 
rund 65 % für das gesamte Bundesgebiet war die 
nationale Kofinanzierung im Jahr 1996 etwas höher 
als vorgesehen, der rea lisierte ESF-Interventionssatz 
lag mit bundesweit 34 % etwas unter dem Finanzie-
rungsplan (zu den Unterschieden in West- und Ost-
deutschland vgl. weiter unten). Auch dies bestätigt, 

123) Entsprechende Übertragungen auf die folgenden Förder-
jahre sind derzeit im Genehmigungsverfahren. 

daß das Programm mittlerweile wie vorgesehen um-
gesetzt wurde. 124) 

Hinter den Zahlen zu den verausgabten Finanzmit-
teln steht die Zahl der geförderten Personen in Ab-
hängigkeit vom Zeitpunkt ihres Zugangs in die För-
derung und der je nach Leistungs- und Maßnahme

-

art  unterschiedlich langen und kostenintensiven Ver-
weildauer darin. Beim derzeitigen Stand der Erfas-
sung der Förderentwicklung kann nur über die Zahl 
der Eintritte in die Förderung berichtet werden. Bis 
Ende 1996 wurden rund 121 000 Personen in die ziel

-

gruppenorientierte Förderung mit individuellen Hil-
fen zur Qualifizierung oder Beschäftigungsaufnahme 
einbezogen. Im Einführungsjahr 1995 wurden bun- 
desweit erstmals für rund 54 000 Personen ESF-Lei-
stungen in Verbindung mit AFG-Leistungen bewil-
ligt. Im Jahr 1996 gab es dann rund 65 600 Eintritte in 
die Förderung. Dabei sind weitere Personen mit so-
zialpädagogischer Betreuung ohne sonstige ESF-Lei-
stungen bei einer AFG-finanzierten Qualifizierungs-
maßnahme gar nicht mitgezählt. Fast ausnahmslos, 
d. h. zu 99 % (rund 120 000), handelt es sich um Zu-
gänge im Bereich der individuellen Hilfen zur Quali-
fizierung. 

(C) Zielgruppenerreichung und Maßnahmen 

In der Programmplanung, in den GFK und OP, war 
bereits eine deutliche Schwerpunktsetzung zugun-
sten der Hilfen zur Qualifizierung der arbeitslosen 
Zielgruppen erfolgt. Die bisherige Programmumset-
zung ist dem noch eindeutiger erfolgt - und zwar so-
wohl im Ziel-1-Gebiet als auch im Ziel-3-Gebiet. 
Deshalb werden nun zunächst die Befunde zur Pro-
grammumsetzung in diesem Maßnahmebereich re-
sümiert. Auf die in nur geringer Zahl bewil ligten Hil-
fen zur Beschäftigungsaufnahme wie auch auf die 
gesonderte ESF-Unterstützung der Qualifizierung 
von Kurzarbeitern wird weiter unten noch eingegan-
gen. 

Hilfen zur Qualifizierung (Ziel 1 und 3) 

Die ESF-Förderung der Teilnahme an  Qualifizie-
rungsmaßnahmen erreichte die 'Zielgruppen des Pro-
gramms in spezifischer Gewichtung. Bundesweit ge-
hörten in den Jahren 1995 und 1996 jeweils rund 
47 % unter den Zugängen in den ESF-Leistungsbe-
zug zu den Gruppen der Langzeitarbeitslosen ein-
schließlich der von Langzeitarbeitslosigkeit Bedroh-
ten und  der Arbeitnehmer, insbesondere Frauen, die 
über keine ausreichende berufliche Qualifikation 
verfügen oder wieder in das Berufsleben zurückkeh-
ren wollen. Die Zielgruppe der Behinderten (als Un-
tergruppe der von Langzeitarbeitslosigkeit Bedroh-
ten) wurde in den zwei Jahren nur mit einem Anteil 

124) Die Kofinanzierung für die ESF-Finanzierung der sozial-
pädagogischen Betreuung konnte nach Auskunft des zu-
ständigen Fachreferats der BA darin nicht eingerechnet 
werden. Weil diese ESF-Leistung vermutlich zu einem er-
heblichen Anteil auch für Personen eingesetzt wurde, die 
ansonsten ausschließlich AFG-finanziert an beruflicher 
Weiterbildung teilnehmen, dürfte der Interventionssatz des 
ESF letztlich niedriger bzw. der Anteil der Kofinanzierung 
aus AFG-Mitteln deutlich höher gewesen sein. 
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von rund ein % und die der Jugendlichen mit einem 
Anteil von rund vier % an allen Zugängen erreicht. 
Der geringe Anteil dieser zwei Gruppen ist gut er-
klärbar. Im Vergleich zu den beiden am häufigsten 
geförderten Personengruppen besteht für sie im AFG 
ein relativ günstiges Leistungsangebot. Angesichts 
der Problemlage auf dem Arbeitsmarkt erscheint die 
Konzentration der Förderung auf die Gruppen mit 
weitaus höherem Bedarf an ergänzenden ESF-Lei-
stungen gerechtfertigt. 

Leider erlaubt die vorliegende Geschäftsstatistik 
keine genauere Aufschlüsselung der Merkmale der 
in den zwei Jahren in die Förderung eingetretenen 
Personen. Aufgrund einiger Befunde aus Vollerhe-
bungen in 6 ausgewählten Arbeitsämtern im Jahr 
1995 und vor allem mit Hilfe einer ersten Analyse der 
zum Berichtszeitpunkt gerade erst von der Begleitfor-
schung eingerichteten Datenbank aller Zugänge im 
Bundesgebiet im Jahr 1996 sind aber weitere Hin-
weise möglich. 

Demzufolge sind unter der Gruppe der Langzeit-
arbeitslosen - wie vorgesehen - zu einem nicht gerin-
gem, derzeit allerdings nicht genau quantifizierbaren 
Anteil solche Personen, die von Langzeitarbeitslosig-
keit, also von der Ausgrenzung vom Arbeitsmarkt 
bedroht sind. Über die Gruppe der Berufsrückkehre-
rinnen hinaus sind Frauen auch in der Gruppe der 
Langzeitarbeitslosen bzw. davon Bedrohten vertre-
ten. Insgesamt waren unter allen 1996 in die Förde-
rung eingetretenen Personen (Bewilligungen) 61 % 
Frauen. Im Vergleich zu den Anteilen der Langzeit-
arbeitslosen bzw. der Frauen im Arbeitslosenbestand 
und bei den Zugängen in die ausschließlich nach 
dem AFG geförderte berufliche Weiterbildung sind 
diese Zielgruppen bisher mit der ESF-Förderung zu 
höheren Anteilen erreicht worden. In dieser Hinsicht 
ist die zielgruppenorientierte Umsetzung der er-
gänzenden Qualifizierungshilfen des ESF-BA-Pro-
gramms also bisher durchaus gelungen. Dies gilt 
auch für die Einbeziehung der Personen unter den 
Zielgruppen, die nach dem AFG kein Unterhaltsgeld 
in einer Maßnahme der Fortbildung oder Umschu-
lung bekommen können. Von allen Zugängen im ge-
samten Bundesgebiet im Jahr 1996 waren dies rund 
39 %, das sind etwas mehr als 25 000 Personen, die 
nur mit Hilfe des ESF an einer herkömmlichen Quali-
fizierungsmaßnahme teilnehmen konnten, ggf. in 
Verbindung mit einem ergänzenden ESF-Weiterbil-
dungsmodul. 

Ob mit dem ESF-Angebot auch die zu den FuU-Maß-
nahmen des AFG ergänzenden neuen Maßnahmear-
ten umgesetzt werden konnten, läßt sich für den ge-
samten bisherigen Förderzeitraum nur an Hand der 
Daten zu den Zugängen in den ESF-Leistungsbezug 
feststellen, die dazu eine plausible, allerdings nur 
vorläufige Interpretation erlauben. Rund 40 % a ller 
ESF-Leistungszugänge bis Ende 1996 entfielen auf 
Eintritte in eine FuU-Maßnahme mit einem ESF-Wei-
terbildungsmodul. Rund 33 % a ller Zugänge im Bun-
desgebiet erfolgten in die neuartigen Maßnahmen 
zur Verbesserung der Vermittlungsaussichten und 
zum Training sozialer Qualifikation („103 b-Maßnah-
men"). Demzufolge entfielen drei Viertel a ller Zu-
gänge in den Leistungsbezug der Jahre 1995 und 

1996 auf die neuartigen, erst über die ESF-Leistun-
gen realisierbaren Maßnahmen. Etwa ein Viertel al-
ler erstmaligen Leistungsfälle in diesen zwei Jahren 
(26 %) betraf demgegenüber Eintritte in eine AFG-
Maßnahme zur Fortbildung oder Umschulung ohne 
ein ergänzendes ESF-Modul. Von allen oben ge-
nannten Personen, die nur mit Hilfe des ESF-Unter-
haltsgeldes in eine herkömmliche Qualifizierungs-
maßnahme eintreten konnten, hat nur eine Minder-
heit auch an einem ESF-Modul teilgenommen. 

Dieser Befund zum gesamten bisherigen Förderzeit-
raum wird für das Jahr 1996 an Hand einer nun mög-
lich gewordenen Differenzierung der erfaßten Bewil-
ligungen nach Maßnahmeart in der Dominanz der 
Eintritte in die neuen Maßnahmearten bestätigt. Da-
nach entfielen 1996 bundesweit rund 68 % der Ein-
tritte auf die neuen Maßnahmearten (37 % auf Module 
und 31 % auf „103 b-Maßnahmen") und rund 32 % auf 
Eintritte in herkömmliche FuU-Maßnahmen für an-
sonsten davon faktisch ausgeschlossene Personen. 

Nur für die Umsetzung der mit der ESF-Förderung 
im Vergleich zum AFG zeitlich und inhaltlich umfas-
senderen sozialpädagogischen Betreuung liegen der-
zeit leider keine Angaben zu den einbezogenen Per-
sonen vor. Hinweise aus den regionalen Fallstudien 
der Begleitforschung und aus weiteren Expertenge-
sprächen erlauben jedoch die Aussage, daß dieses 
spezifische ESF-Angebot in durchaus nennenswer-
tem Umfang angenommen wurde und für die einbe

-

zogenen Personen in mehrfacher Hinsicht hilfreich 
ist: bei der Vorbereitung auf die Teilnahme an einer 
Maßnahme, während ihres Verlaufs und nach Maß-
nahmeende begleitend zur Arbeitssuche. Differen-
zierte Bewe rtungen sind erst nach der derzeit von 
der Begleitforschung vorbereiteten Repräsentativbe-
fragung der 1996 insgesamt in die Förderung einge-
tretenen Personen möglich. 

Sowohl in der Zielgruppenerreichung, als auch hin-
sichtlich der Angebote zur Förderung der Teilnahme 
an neuartigen Qualifizierungsmaßnahmen, ist das 
Programm demnach im bisherigen Förderzeitraum 
bis Ende 1996 bundesweit wie erhofft umgesetzt wor-
den. Dieser übergreifende Befund gilt auch, wenn 
man entsprechend den unterschiedlichen GFK und 
OP zwischen dem Ziel-3-Gebiet, d. h. Westdeutsch-
land, und dem Ziel-1-Gebiet, d. h. Ostdeutschland, 
unterscheidet. Deutlich werden dabei je besondere 
Entwicklungen und Strukturen der Förderung in 
West und Ost, die sich vor dem Hintergrind der un-
terschiedlichen Arbeitsmarktstrukturen gut erklären 
lassen. Die west- und ostdeutschen Arbeitsämter 
haben - hier zunächst unabhängig betrachtet von 
regionalen Unterschieden im Ziel-1- und im Ziel-3-
Gebiet - das Programm offenkundig flexibel in Hin-
blick auf die jeweiligen Problemlagen auf dem Ar-
beitsmarkt umgesetzt. Die dezentrale Organisation 
der BA hat sich daher bei den Entscheidungen über 
den Zugang in die ESF-Förderung bisher als vorteil-
haft erwiesen. 

Qualifizierungshilfen in Westdeutschland (Ziel 3) 

Wie in den neuen Bundesländern erfolgte die Umset

-

zung des Programms bis Ende 1996 in den alten Bun- 
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desländem fast ausschließlich im Bereich der indivi-
duellen Hilfen zur Qualifizierung. Insgesamt gab es 
im bisherigen Förderzeitraum in diesem Maßnahme-
bereich Bewilligungen von ESF-Leistungen für etwa 
mehr als 64 000 Personen, d. h. 54 % a ller bisher bun-
desweit einbezogenen Personen. 

Anders als im Bundesgebiet insgesamt und in der 
neuen Bundesländern (vgl. unten) hat die Zahl dei 
Neuzugänge im Jahr 1996 gegenüber 1995 von rund 
33 000 auf rund 31 000 abgenommen, obwohl auf der 
ersten Blick eher eine Steigerung gegenüber dem 
Einführungsjahr zu erwarten gewesen wäre. Ursache 
sind die spezifischen westdeutschen Förderstruktu-
ren. Im ersten Förderjahr 1995 wurde mit deutlich 
höherem Anteil als im Bundesgebiet insgesamt die 
Förderung der Teilnahme an  FuU-Maßnahmen mit 
dem pauschalen ESF-Uhg (ohne ergänzendes Mo-
dul) für Personen ohne Berechtigung für ein AFG

-

Unterhaltsgeld eingeleitet (rund 43 % aller Leistungs-
zugänge). Damit war aufgrund der im Vergleich zu 
den kürzeren ESF-Maßnahmen (Module und „ 103 b

-

Maßnahmen") wesentlich längeren Laufzeit vor 
FuU-Maßnahmen bereits ein erheblicher Anteil der 
Ausgabemittel für 1996 gebunden, wodurch dei 
finanzielle Rahmen für weitere Neuzugänge in 199E 
kleiner war, als er es bei der Einleitung der Teilnah-
me an mehr kürzeren Maßnahmen gewesen wäre 
1996 hat sich dann das. Förderspektrum im Vergleich 
zur Einführungsphase stark geändert. Nach der Be-
wältigung der Anfangsschwierigkeiten wurde nur 
vermehrt die Teilnahme an  den ESF-spezifischen 
Maßnahmen gefördert. Aus den Daten über die Zu-
gänge in den ESF-Leistungsbezug läßt sich ablesen 
daß sich die Zahl der Neufälle bei den 1995 noch 
relativ wenigen Teilnehmern und Teilnehmerinnen 
an einer „ 103 b-Maßnahme " im Jahr 1996 um da 
2,5fache erhöht hat. Die Zahl der Leistungszugänge 
für herkömmliche FuU-Maßnahmen ging zurück, lac 
aber mit 31 % immer noch über dem entsprechender 
Anteil von 23 % im gesamten Bundesgebiet. Und 
auch die Eintritte in den Leistungsbezug für Modul-
maßnahmen blieben 1996 mit einem Anteil von rund 
33 % unter dem entsprechenden Anteil im gesamter 
Bundesgebiet von 39 %. 

Charakteristisch für den gesamten zweijährigen Be-
richtszeitraum im Ziel-3-Gebiet ist der relativ hohe 
Anteil (rund 36 % der Zugänge in den ESF-Lei-
stungsbezug) von Personen, die in eine AFG-Maß-
nahme der beruflichen Weiterbildung ohne ergän-
zendes ESF-Modul eingetreten sind. Die Anteile dei 
Leistungszugänge in FuU mit ESF-Modul und ir. 
„ 103 b-Maßnahmen" liegen demgegenüber mit 36 % 
bzw. 28 % deutlich unter den entsprechenden Antei-
len im gesamten Bundesgebiet (vgl. oben). Auch die 
in dieser Hinsicht präziseren Angaben zu den Bewil-
ligungen aus den Erfassungslisten in den Ämtern be-
legen für 1996 den hohen Anteil der für diese Ziel-
personen nur mit Hilfe des ESF möglichen Eintritte in 
herkömmliche FuU-Maßnahmen. 

Offenkundig haben sich die westdeutschen Arbeits-
ämter bisher insbesondere um die Qualifizierung dei 
Personen bemüht, denen im Rahmen des AFG we-
gen der dort  fehlenden Möglichkeit zum AFG-Unter-
haltsgeld kaum eine Chance gegeben wird. 1996 wa

-

ren dies 56 % aller Personen, denen im Ziel-3-Gebiet 
eine individuelle Hilfe zur Qualifizierung bewil ligt 
wurde, das sind rund zwei Drittel der bundesweit vom 
Programm erreichten Personen dieser Zielgruppe. 

Dafür wurden - vor allem noch 1995 - relativ weniger 
ESF-Mittel für die Finanzierung der Teilnahme an 
den Weiterbildungsmodulen und an den kurzzeiti-
gen Maßnahmen auf der Grundlage des § 103b AFG 
verausgabt. Gleichwohl konnte im bisherigen ge-
samten Zeitraum mit einem Anteil der Eintritte in die 
neuartigen ESF-Maßnahmen von insgesamt fast zwei 
Dritteln auch dem diesbezüglich innovativen Pro-
grammanspruch entsprochen werden. 

Diese Schwerpunktsetzung der Förderung in West-
deutschland kann als Reaktion darauf betrachtet 
werden, daß hier der Anteil der Personen im Bestand 
aller registrierten Arbeitslosen, die keine Möglichkeit 
zu einem AFG-Unterhaltsgeld haben, im Vergleich 
zu Ostdeutschland und damit zum Bundesgebiet ins-
gesamt deutlich höher ist. Insoweit haben die Ar-
beitsämter in den alten Bundesländern die Möglich- 
keiten zu einer entsprechend problemgerechten Ziel-
gruppenorientierung des Programms positiv aufge-
griffen. Dies drückt sich auch darin aus, daß im Ziel-
3-Gebiet der Anteil der in die ESF-Hilfen zur Qualifi-
zierung eingetretenen Frauen mit 50 % über dem 
Frauenanteil bei den Eintritten in ausschließlich 
AFG-geförderter Weiterbildung und im Arbeitslosen-
bestand lag (jeweils 44 %). Noch deutlicher spricht 
der hohe Anteil der Gruppe der Langzeitarbeitslosen 
und von Langzeitarbeitslosigkeit Bedrohten unter 
den 1996 in die ESF-Qualifizierung eingetretenen 
Personen für die Zielgruppenerreichung: 53 % der 
Eintritte (Bewilligungen) entfielen auf diese Gruppe. 
Bei den nur aus AFG-Mitteln finanzierten FuU-Maß-
nahmen sind 1996 im Westen lediglich 20 % aller Ein-
tritte von Langzeitarbeitslosen erfolgt und das bei 
ihrem Anteil im Arbeitslosenbestand von 32 %. 

Die besondere Zielgruppenorientierung im Westen 
hatte Konsequenzen für die Finanzierungsstruktur. 
Im Jahr 1996 lag der Interventionssatz des ESF im 
Westen mit einem Anteil von rund 46 % (Ziel 3 und 4 
insgesamt) im Vergleich zum Anteil der ESF-Finan-
zierung im gesamten Bundesgebiet in Höhe von rund 
34 % relativ hoch (gleicht sich aber mit dem niedri-
gen ESF-Anteil im Osten letztlich aus - vgl. un-
ten).125) Weil mehrheitlich Personen in die Förderung 
aufgenommen wurden, denen aus AFG-Mitteln wäh-
rend einer FuU-Maßnahme nur die Kosten für den 
Lehrgang und sonstige Teilnahmekosten ersetzt wer-
den konnten, aber nicht das Unterhaltsgeld, wiegt 
hier das pauschale ESF-Unterhaltsgeld besonders 
schwer. Eine höherer Kofinanzierungsanteil des AFG 
wäre nur zu erreichen gewesen, wenn die westdeut-
schen Arbeitsämter auf die Einbeziehung dieser Ziel-
gruppe des Programms erheblich weniger Wert ge-
legt hätten - .z. B. zugunsten der Förderung der Teil-
nahme an „ 103 b-Maßnahmen", also der kurzzeiti-
gen Qualifizierung von Personen, die (noch) Arbeits-
losenunterstützung gemäß dem AFG bekommen. 

125) Wäre die Berücksichtigung der Gesamtkosten für die so-
zialpädagogische Betreuung möglich, dann fiele der er-
rechnete ESF-Anteil geringer aus - vgl. FN 124. 
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Qualifizierungshilfen in Ostdeutschland (Ziel 1) 

Auch in den neuen Bundesländern wurde das Pro-
gramm bisher fast ausschließlich im Bereich der indi-
viduellen Hilfen zur Qualifizierung umgesetzt. Bis 
Ende 1996 wurden im Ziel-1-Gebiet mit rund 56 000 
Personen 46 % aller bundesweit erreichten Personen 
in die Förderung aufgenommen. 

Anders als im Westen ist die Förderung im Osten im 
Jahr 1995 eher langsam in Gang gekommen. 1995 
betrug der Anteil an allen Leistungszugängen in die 
ESF-Förderung noch weniger als 40 %, stieg aber 
durch eine Verdopplung der Fallzahl im Jahr 1996 
auf 50 %. Im Ziel-1-Gebiet wurden also in gleicher 
Zeit relativ mehr Personen in die Förderung aufge-
nommen als im Westen. Während dort  die Zahl der 
Bewilligungen im Jahr 1996 unter der Zahl der Be-
willigungen von 1995 lag, stieg die Zahl der daran in-
dizierten Eintritte im Osten von rund 21 000 Personen 
im Jahr 1995 auf rund 35 000 Personen im Jahr 1996. 
Bemerkenswert ist die Entwicklung vor allem auch 
deshalb, weil in den Jahren 1995 und 1996 im Ziel-1-
Gebiet nur 35 bzw. 39 % der gesamten ESF-Zu-
schüsse verausgabt wurden. 

In dieser Entwicklung in Ostdeutschland drückt sich 
ein vom Westen abweichendes Profil der Förder-
strukturen aus. Den Daten zu den ESF-Leistungszu-
gängen zufolge, entfielen im gesamten bisherigen 
Förderzeitraum bis Ende 1996 im Ziel-1-Gebiet nur 
15 % auf Zugänge in herkömmliche Qualifizierungs-
maßnahmen ohne Modul, dagegen 45 % auf Maß-
nahmen mit ESF-Modul und 40 % auf die kurzzei-
tigen „ 103 b-Maßnahmen". Die für 1996 differenzier-
ter mögliche Analyse der Bewilligungen bestätigt 
diesen Befund. Im Unterschied zum Westen bzw. ab-
weichend vom Bundesgebiet insgesamt, ist in den 
neuen Bundesländern das Programmangebot zur 
Teilnahme an den neuartigen, das AFG qualitativ er-
gänzenden Qualifizierungsmaßnahmen in deutlich 
höherem Ausmaß aufgegriffen worden. Insoweit ist 
der gegenüber dem Westen noch 1995 eher verhalte-
ne Beginn der Förderung erklärbar. Die Organisation 
und Umsetzung dieser Förderung ist zunächst zeit-
aufwendiger als die der im Westen mehrheitlich or-
ganisierten individuellen Eintritte von Personen ohne 
AFG-Leistungsanspruch auf Unterhalt in eine ohne-
hin.stattfindende FuU-Maßnahme. Die kräftige Stei-
gerung der Zahl der Zugänge in den Leistungsbezug 
im Jahr 1996 war anders als im Westen dann deshalb 
möglich, weil die verfügbaren Haushaltsmittel in die-
sem Jahr aufgrund der vorherigen Bewilligung der 
ESF-typischen Maßnahmen mit kürzerer Laufzeit 
noch nicht durch bereits in 1995 erfolgte Bewilligun-
gen von ESF-Leistungen für die Teilnahme an den 
länger dauernden FuU-Maßnahmen weitgehend 
festgelegt waren. 

Die ostdeutschen Arbeitsämter haben in ihre Förde-
rentscheidungen deutlich weniger Personen einbe-
zogen, die nach dem AFG kein Unterhaltsgeld be-
kommen können (24 % im Jahr 1996). Drei Viertel 
der 1996 eingetretenen Personen hatten einen An-
spruch auf Lohnersatzleistungen nach dem AFG. Für 
sie konnte es also nur um das ESF-Uhg und Maß-
nahmekosten während des längstens drei Monate 

dauernden ESF-Weiterbildungsmoduls gehen oder 
um die Maßnahmekosten für die Teilnahme an einer 
„103b-Maßnahme" bei fortlaufender Arbeitslosen-
unterstützung. Deshalb war 1996 der Interventions-
satz des ESF mit rund 26 % der Gesamtausgaben des 
Programms im Ziel-1-Gebiet deutlich niedriger als im 
Westen bzw. im Bundesgebiet insgesamt. Aufgrund 
der AFG-Finanzierung der von den Modulen ergänz-
ten Teilnahme an FuU-Maßnahmen (einschl. AFG

-

Unterhaltsgeld) und des Lebensunterhalts bei den 
„ 103 b-Maßnahmen" lag der Anteil der Kofinanzie-
rung des ESF aus AFG-Mitteln mit rund 73 % über 
der Schätzung im Finanzierungsplan von 62 % für 
den gesamten Programmzeitraum. 

Personen ohne Unterhaltsgeldanspruch bzw. Arbeits-
losenunterstützung gemäß AFG sind nicht etwa des-
halb in Ostdeutschland deutlich weniger einbezogen 
worden als im Westen, weil die Ämter diese Ziel-
gruppe weniger im Blick gehabt hätten. Der Anteil 
der Eintritte dieser Personengruppe lag 1996 in etwa 
in der Höhe ihres Anteils am Arbeitslosenbestand 
(24 %). Aufgrund der Sonderentwicklung des Ar-
beitsmarktes in Ostdeutschland gibt es hier bisher 
noch relativ weniger Personen unter den Arbeits-
losen ohne Leistungsansprüche gemäß AFG. 

Deshalb haben sich die ostdeutschen Ämter mehr auf 
die ergänzende Förderung von AFG-Leistungsemp-
fängern in den neuartigen Maßnahmeangeboten des 
ESF beziehen können. Darin sind den ESF-Zielen 
entsprechend die besonderen Zielgruppen im Ver-
gleich zur regulären AFG-Förderung wie im Westen 
überproportional erreicht worden. Unter den Eintrit-
ten in die Förderung 1996 (Bewil ligungen) waren 
38 % Langzeitarbeitslose bzw. davon Bedrohte ge-
genüber einem Anteil Langzeitarbeitsloser an den 
Eintritten in FuU-Maßnahmen ohne ESF-Ergänzung 
in Höhe von 29 % und einem Anteil Langzeitarbeits-
loser im jahresdurchschnittlichen Arbeitslosenbe-
stand von 27 %. Mit rund 70 % lag der Anteil der 
Frauen an den Eintritten in  die  ESF-Förderung deut-
lich über dem Anteil der Frauen in Westdeutschland 
(50 %). Zum überwiegenden Anteil ist das ESF-BA-
Programm in Ostdeutschland also für die ergänzende 
Förderung arbeitsloser Frauen eingesetzt worden. Ihr 
Anteil an den Eintritten lag noch über den im Ver-
gleich zum Westen hohen Frauenanteilen bei den 
Eintritten in FuU-Maßnahmen ohne ergänzenden 
ESF-Förderung (63 %) und am jahresdurchschnitt-
lichen Arbeitslosenbestand im Ziel-1-Gebiet (60 %). 

Hilfen zur Beschäftigungsaufnahme 

Bereits in den OP zu Ziel 1 und Ziel 3 wurde davon 
ausgegangen, daß die ESF-Hilfen zur Beschäfti-
gungsaufnahme im Vergleich zu den individuellen 
Qualifizierungshilfen nur in eher geringem Umfang 
angenommen werden. Die Fallzahlen aus der Förder-
praxis bestätigen dies nachdrücklich. Die Verlänge-
rung der AFG-Eingliederungsbeihilfe (und AFG-Ein-
gliederungshilfe für Behinderte) mit der ESF-Einglie-
derungsbeihilfe wurde bundesweit 1995 und 1996 
nur in rund 1 500 Fällen bewilligt. Dies sind fast 90 % 
aller gewährten Hilfen zur Beschäftigungsaufnahme 
(rund 1 700 Fälle, also einschließlich der wenigen Be-
willigungen eines Zuschusses zu Kinderbetreuungs- 
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kosten und von Mobilitätshilfen). Dabei wurde 
im bisherigen Zeitraum die ESF-Eingliederungsbei-
hilfe fast ausschließlich in Ostdeutschland bewil ligt 
(91 %). 

Die ESF-Eingliederungsbeihilfe ist eine Leistung an 
Betriebe. Vorausgesetzt ist, daß diese Bet riebe zuvor 
mit Hilfe des AFG besonders schwer vermittelbare 
Arbeitslose eingestellt haben. Da die bet riebliche Be-
reitschaft zur Inanspruchnahme der AFG-Eingliede-
rungsbeihilfe sehr gering ist, überrascht die niedrige 
Zahl der bewilligten Fälle einer Verlängerung durch 
die ESF-Eingliederungsbeihilfe nicht. Angesichts des 
bei der hohen Arbeitslosigkeit verfügbaren Arbeits-
kräftepotentials ist die bet riebliche Bereitschaft zur 
Annahme von Eingliederungsbeihilfen für besonders 
schwer Vermittelbare gering. Im Jahr 1996 wurden 
bundesweit rund 19 500 Einstellungen mit der Ein-
gliederungsbeihilfe nach § 54 AFG unterstützt. Dar-
auf bezogen betrug die Zahl der bewi lligten Verlän-
gerungen aus ESF-Mitteln rund 5 %. 

Neben der AFG-Eingliederungsbeihilfe bestand ab 
1995 auch das Angebot des Sonderprogramms des 
Bundes „Aktion Beschäftigungshilfen für Langzeit-
arbeitslose" . Dieses Programm war zunächst 1994 
ausgelaufen und wurde erst nach der Festlegung der 
Richtlinien des ESF-BA-Programms wieder neu auf-
gelegt. Deshalb ist die ESF-Eingliederungsbeihilfe 
nicht auch als Verlängerung des Lohnkostenzuschus-
ses aus dem sogenannten BHI-Programm konzipiert 
worden. Mit Hilfe des Sonderprogramms wurde 1995 
die Einstellung von etwa 55 000 Langzeitarbeitslosen 
unterstützt, 1996 waren es rund 30 000 Langzeitar-
beitslose. Hätte im hier betrachteten Zeitraum bereits 
die Möglichkeit der Anknüpfung mit der ESF-Ein-
gliederungsbeihilfe bestanden, so hätte es womög-
lich eine höhere Fallzahl dieser ESF-Hilfe zur Be-
schäftigungsaufnahme an Arbeitgeber gegeben. Am 
nachrangigen Stellenwert dieser ESF-Leistung im 
ESF-BA-Programm hätte dies jedoch nichts geändert. 
Die generelle Arbeitsmarktsituation hat zu einer 
Verhärtung der Arbeitsmarktstrukturen geführt, die 
aufgrund (berechtigter oder' auch unberechtigter) 
betrieblicher Vorbehalte nur schwerlich mit Einstel-
lungshilfen für Langzeitarbeitslose und andere  

schwer Vermittelbare bekämpft werden kann. 

Qualifizierung bei Kurzarbeit 

Auf der Grundlage des EPPD zu Ziel 4 im Westen 
und im Rahmen des OP zu Ziel 1 im Osten kann ne-
ben der Zielgruppenförderung auch die Qualifizie-
rung bei Kurzarbeit unterstützt werden. Für die Zeit 
der Gewährung von Kurzarbeitergeld aus dem AFG 
können Zuschüsse für die Teilnahme an  beruflichen 
Qualifizierungsmaßnahmen gegeben werden, wenn 
die vermittelten Qualifikationen auf dem allgemei-
nen Arbeitsmarkt nützlich sind. Damit soll ein Bei-
trag zur Vermeidung von Arbeitslosigkeit und zum 
Strukturwandel erbracht werden. Weil vor allem 
Kurzarbeiter im Rahmen der sogenannten „struktu-
rellen" Kurzarbeit, die faktisch ein zeitliches Hinaus-
schieben geplanter Entlassungen darstellt, von Ar-
beitslosigkeit bedroht sind, soll die ESF-Unterstüt-
zung insbesondere auf diese Fälle konzentriert wer-
den. Nach dem AFG soll vom Bet rieb für „struktu

-

rell" Kurzarbeitende eine Qualifizierungsmaßnahme 
organisiert werden. Und seit Ende 1993 ist dies per 
Erlaß auch im Falle temporärer Arbeitsausfälle, also 
bei „konjunktureller" Kurzarbeit, möglich. Abgese-
hen vom Kurzarbeitergeld selber bietet das AFG da-
für jedoch keine weitere Hilfe. 

Im Blick auf die Zahl der im Jahresdurchschnitt kurz-
arbeitenden Betriebe und Kurzarbeiter könnte man 
zunächst ein großes Potential für die Annahme dieses 
Förderangebots vermuten. Bei näherer Betrachtung 
zeigt sich jedoch, daß kurzarbeitende Bet riebe in der 
Regel nicht an einer Qualifizierungsmaßnahme für 
ihre Kurzarbeiter interessie rt  sind oder sich z. B. auf-
grund organisatorischer Probleme bei der Planung 
und Gestaltung der Ausfallzeiten dazu nicht in der 
Lage sehen. Auch eventuelle Vorbehalte der Arbeit-
nehmer können hindernd wirken, die wegen einer 
Qualifizierung „für den Arbeitsmarkt" befürchten, 
im Zuge eines Personalabbaus vorrangig entlassen 
zu werden. Im Falle von Betrieben mit „struktureller" 
Kurzarbeit, insbesondere bei Beschäftigungsgesell-
schaften, kommt hinzu, daß sie ggf. aufgrund ihrer 
betriebswirtschaftlich angespannten oder gar prekä-
ren Lage schon Schwierigkeiten haben, die erforder-
lichen Eigenmittel für die Finanzierung der Sozial-
versicherungsbeiträge ihrer Kurzarbeiter aufzubrin-
gen. Um so mehr Probleme haben sie, die verlangte 
Eigenbeteiligung bei einer Qualifizierungsmaßnah-
me bereitzustellen. 

Ohnehin nutzen nur relativ wenige Bet riebe die 
Möglichkeit zur „strukturellen" Kurzarbeit, an  die 
der ESF-Zuschuß zur Qualifizierung vordringlich ge-
richtet ist. In Westdeutschland waren es z. B. 1996 im 
Jahresdurchschnitt mit 65 Bet rieben nur etwas weni-
ger als ein Prozent aller kurzarbeitenden Betriebe 
(mit etwas mehr als drei Prozent a ller Kurzarbeiter), 
in Ostdeutschland mit 146 Betrieben nur rund vier 
Prozent (mit rund 16 % aller Kurzarbeiter). So be

-

trachtet ist das Potential für die ergänzende Förde

-

rung aus dem ESF relativ klein. Die Planzahl im OP 
zu Ziel 1 mit über 170 000 Kurzarbeitern in ESF-
Qualifizierung in der Zeit von 1994 bis 1999 war of-
fenbar noch vor dem Hintergrund der ostdeutschen 
Sondersituation mit der sogenannten „Kurzarbeit

-Null " kalkuliert und daher schon zu Programmbe-
ginn überhöht geschätzt. 

Zwar waren keine hohen Fallzahlen in diesem Maß-
nahmebereich des ESF-BA-Programms zu erwarten. 
Aber auch gemessen an realistisch niedrigen Erwar-
tungen ist die bisherige Umsetzung sehr begrenzt. 
Aufgrund der anfänglichen Verzögerungen in der 
Genehmigung des zunächst befristeten EPPD und 
der sonstigen Anlaufschwierigkeiten bei der organi-
satorisch für Betriebe anspruchsvollen Umsetzung 
von Qualifizierungsmaßnahmen für Kurzarbeiter 
kam es erst 1996 zu Förderfällen in nennenswerter 
Zahl. Bis Ende 1996 wurden nur 30 kurzarbeitende 
Betriebe mit rund 2 600 geförderten Kurzarbeitern in 
den Erfassungslisten registriert. Im Jahresdurch-
schnitt waren es in den alten und neuen Bundeslän-
dern jeweils sechs Betriebe mit durchschnittlich ins-
gesamt 460 Kurzarbeitern im Westen und 220 Kurzar-
beitern im Osten. Allerdings handelt es sich hier um 
eine Untererfassung. Aufgrund der Besonderheiten 
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der Registrierung von Kurzarbeitern konnte eine 
durchaus kräftige Zunahme der Zahl der Qualifizie-
rungsfälle gegen Ende 1996 um mehrere hundert 
Personen statistisch erst 1997 berücksichtigt werden. 

Aus den geringen Fallzahlen sollte nicht gefolgert 
werden, das ESF-Angebot eines Zuschusses zu den 
Kosten der Qualifizierung bei Kurzarbeit sei verfehlt 
und deshalb zukünftig verzichtbar. Vielmehr geht es 
erstens um die Frage, ob kurzarbeitende Betriebe in 
der Ausfallzeit überhaupt zur Organisa tion einer 
Qualifizierungsmaßnahme bereit und in der Lage 
sind, zweitens darum, ob diese Bereitschaft mit dem 
materiellen Anreiz des ESF-Zuschusses hinreichend 
verstärkt oder auch erst geweckt werden kann. 

In den Jahren 1994 bis 1996 haben im gesamten Bun-
desgebiet im Jahresdurchschnitt nur sehr wenige Be-
triebe ihre Kurzarbeiter qualifiziert, dies aber in auf-
steigender Tendenz. 1996 waren es 0,6 % a ller kurz-
arbeitenden Betriebe bzw. rund 19 % aller Betriebe in 
„struktureller" Kurzarbeit. Von diesen strukturell" 
kurzarbeitenden Betrieben haben wiederum im Jah-
resdurchschnitt 31 % das ESF-Angebot genutzt und 
damit 38 % aller Kug-Bezieher dieser Bet riebe quali-
fiziert - unterstellt, der ESF-Zuschuß wurde nur an 

 Betriebe in „struktureller" Kurzarbeit gewährt. 

Berücksichtigt man also, daß die Fallzahlen der ESF-
Förderung bezogen auf die Bet riebe, die überhaupt 
in der Ausfallzeit bei Fortzahlung des Kurzarbeiter-
geldes qualifizieren, nicht unbedeutend sind, und 
daß die Bereitschaft von Bet rieben (einschließlich Be-
schäftigungsgesellschaften) zu entsprechenden Maß-
nahmen zunimmt wenn auch bisher noch auf sehr 
niedrigem Niveau, so könnte eine Erhöhung des ma-
teriellen Anreizes und ggf. auch die Unterstützung 
bei der Entwicklung geeigneter Qualifizierungskon-
zepte zukünftig dazu führen, daß mehr kurzarbeiten-
de Betriebe dieses einzige präventive Instrument des 
ESF-BA-Programms annehmen. 

(d) Fazit 

Insgesamt betrachtet ist das Programm im bisherigen 
Förderzeitraum vom Frühsommer 1995 bis Ende 1996 
erfolgreich umgesetzt worden. Es ist sowohl gelun-
gen, die anvisierten Zielgruppen zu erreichen, als 
auch die Teilnahme an  den neuen, nach dem AFG 
nicht möglichen Maßnahmen im Bereich der Hilfen 
zur Qualifizierung zu realisieren. In dieser Hinsicht 
trägt das Programm zu Recht den Beinamen „AFG

-

Plus". Für rund 120 000 Personen in West- und 
Ostdeutschland wurde eine qualitativ ergänzende 
Förderung zur AFG-Förderung realisie rt. Auf diese 
Weise konnte auch mit der Kofinanzierung dem Prin-
zip der Additionalität entsprochen werden. 

Unterschiedliche Ausprägungen der Förderstruktu-
ren im Vergleich der alten und neuen Bundesländer 
zeigen, daß die Arbeitsämter das Programm im Rah-
men seiner Vorgaben flexibel umgesetzt haben. Da-
mit konnte der jewei ligen Problemlage auf den Ar-
beitsmärkten Rechnung ge tragen werden. Aufgrund 
der kurzen Laufzeit des Programms ließ sich bisher 
noch nicht ermitteln, ob es den geförderten Personen 
nach Abschluß ihrer Maßnahmen auch gelungen ist, 

auf den durch hohe Arbeitslosigkeit geprägten Ar-
beitsmärkten in der Konkurrenz zu anderen Arbeits-
platzsuchenden in Beschäftigung zu gelangen. Diese 
Frage wird erst zukünftig beantwortbar sein (vgl. 5.2). 

Bezogen auf die in den GFK und OP zu Ziel 1 und 
Ziel 3 bzw. dem EPPD geschätzten Fallzahlen zu ein-
zelnen Personengruppen und Maßnahmebereichen 
gab es auch Abweichungen. Zur Erklärung reicht 
der notwendige Hinweis darauf nicht aus, daß das er-
ste der zwei hier betrachteten Förderjahre als Einfüh-
rungsjahr noch von typischen Anlaufschwierigkeiten 
gekennzeichnet war. 

Hinsichtlich der Zielgruppen bei den Hilfen zur Qua-
lifizierung haben die Arbeitsämter mit ihren Bewilli-
gungen innerhalb der generellen Vorgaben des Pro-
gramms deshalb Schwerpunkte zugunsten der L ang-
zeitarbeitslosen und davon Bedrohten sowie Berufs-
rückkehrerinnen gesetzt, weil für diese Gruppen we-
sentlich ungünstigere Förderbedingungen im AFG 
bestehen als für Jugendliche und Behinderte. Daß 
die Förderung bisher überwiegend im Bereich der in-
dividuellen Qualifizierung und zwar primär für diese 
Gruppen erfolgte, ist vor dem Hintergrund knapper 
ESF-Mittel als sinnvolle Reaktion auf die Problem-
lage auf dem Arbeitsmarkt und die günstigeren 
AFG-Möglichkeiten für die Förderung Jugendlicher 
und Behinderter zu bewerten. 

Demgegenüber sind die Hilfen zur Beschäftigungs-
aufnahme und für die Qualifizierung bei Kurzarbeit 
bisher nur in sehr geringem Maße umgesetzt wor-
den. Hier liegt der Grund eindeutig in der geringen 
betrieblichen Akzeptanz des Förderangebots. Für die 
Förderung der Qualifizierung bei Kurzarbeit zeich-
nen sich gleichwohl auf bisher .noch niedrigem Ni-
veau für die Zukunft zunehmende Fallzahlen ab. 

Grundsätzlich sollten die in den OP bzw. EPPD er-
folgten Schätzungen der im gesamten Förderzeit-
raum rechnerisch möglichen Fallzahlen bei den Ziel-
gruppen und Maßnahmebereichen nicht als „buch-
halterisches Soll" interpre tiert  werden. Ein derartiges 
Verständnis würde jedem Programm mit längerer 
Laufzeit die erforderliche Flexibilität in der problem-
bezogenen und zielorientierten Umsetzung nehmen. 
Vielmehr geht es um wünschenswerte Schwerpunkt-
setzungen auf einem trotz a ller strukturellen Verhär-
tungen dynamischen Arbeitsmarkt bei sich wandeln-
den institutionellen Rahmenbedingungen. Größere 
Abweichungen während der Laufzeit müßten dann 
erst noch in Hinblick auf Zielverträglichkeit betrach-
tet werden, um ggf. das Programm zu modifizieren. 

So gesehen besteht nach den hier vorgestellten Befun-
den bisher kein grundsätzlicher Veränderungsbedarf. 
Rechnet man  die Zahl der bisher in die Hilfen zur 
Qualifizierung einbezogenen Zielpersonen auf die ge-
samte Laufzeit hoch, so liegt das Programm trotz der 
nur zweijährigen, gegenüber der Planung um ein Jahr 
verkürzten Laufzeit „im Pl an" . Diese Hochrechnung 
muß aber unterstellen, daß sich bei gleichbleibender 
Problemlage auf dem Arbeitsmarkt auch der institutio-
nelle Kontext des Programms nicht ändert. Kleinere 
Änderungen des Programms hat es bereits mit Wir-
kung ab Jahresanfang 1997 als Ergebnis der Erfahrun-
gen in der bisherigen Umsetzung gegeben. Mit dem 
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Arbeitsförderungsreformgesetz (AFRG) ändert sich 
der institutionelle Rahmen des Programms erheblich. 
Auf beide Änderungen wird im folgenden Ausblick 
nun abschließend näher eingegangen. 

5.2 Ausblick 

Nach allen einschlägigen Voraussagen zur weiteren 
Entwicklung der Arbeitsmärkte in den alten und 
neuen Bundesländern wird es im Sinne der ESF-
Ziele und der AFG-Ziele auch zukünftig erforderlich 
sein, den mit dem ESF-BA-Programm gewählten An-
satz einer zielgruppenorientierten Qualifizierungs- 
und Arbeitsförderung in Ergänzung zur nationalen 
Arbeitsförderung weiter zu verfolgen - und zwar 
auch über die derzeit bis 1999 begrenzte Laufzeit des 
Programms hinaus. 

Ein kräftiger Rückgang der Arbeitslosigkeit ist bei 
den gegebenen Rahmenbedingungen vorerst nicht 
absehbar. Die auf die Förderung von Chancengleich-
heit ausgerichtete selektive Arbeitsmarktpolitik ent-
sprechend dem ESF-Ziel 3 kann den auf dem Ar-
beitsmarkt ansonsten Benachteiligten helfen und 
darüber indirekt auch zur Beweglichkeit des Arbeits-
marktes insgesamt beitragen. Und wo es mit Mitteln 
der Arbeitsmarktpolitik möglich ist, Arbeitslosigkeit 
vorbeugend zu vermeiden, sollte dies im Sinne des 
ESF-Ziel 4 so weit wie möglich auch strukturfördernd 
gestaltet werden. Für die neuen Bundesländer bleibt 
auf absehbare Zeit, daß die (auch für einige Regio-
nen in den alten Bundesländern wünschbare) par-
tielle Verknüpfung beider Förderansätze im Rahmen 
von Ziel 1 einen wichtigen Ansatz zur Bekämpfung 
der regionalspezifischen Problemlagen darstellt. 
Schließlich sollte auch die Vorbildfunktion der ESF-
Förderung für die Weiterentwicklung des nationalen 
Arbeitsförderrechts nicht übersehen werden. 126) 

Mit Jahresbeginn 1997 wurden die Richtlinien zum 
ESF-BA-Programm in Teilen modifiziert. Ob es wie 
bisher gelingt, die Förderung aus dem AFG mit Hilfe 
des ESF qualitativ zu ergänzen und dabei womöglich 
noch besser als bisher umzusetzen, wird zunächst da-
von abhängen, ob die mit den Veränderungen er-
wünschten Effekte realisie rt  werden können. Die mo-
difizierten Richtlinien werden im Folgenden unter 
diesem Aspekt kurz vorgestellt. 

Daneben wird die Umsetzung des Programms in 
nächster Zeit von aktuellen Änderungen in der 
Steuerung des AFG-Haushaltes der BA beeinflußt 
werden. Bereits im zweiten Halbjahr von 1996 war 
(zunächst im Ziel-3-Gebiet) bei einigen Arbeits-
ämtern eine Zurückhaltung bei weiteren Bewilligun-
gen von Eintritten in die ESF-Förderung erkennbar, 
weil mit der damals ungewissen Haushaltssituation 
für die Instrumente des AFG im Jahr 1997 der dann 
verfügbare Umfang von AFG-Mitteln für die erfor-
derliche Kofinanzierung noch nicht feststand (vgl. 
Kap. 4.2). Aufgrund der Haushaltsentscheidung der 
Bundesregierung für 1997 ist in den ersten vier Mo- 

126) So gesehen wäre es nicht wünschenswert, wenn der ESF im 
Zuge der anstehenden Reform der Europäischen Struktur-
fonds zurückgefahren würde. Zur derzeitigen Diskussion 
über die Reform der EU-Strukturfonds vgl. z. B. Cuny 1997. 

naten von 1997 die Zahl der Eintritte in AFG-geför-
derte Maßnahmen der beruflichen Weiterbildung 
bundesweit um rund 30 % gegenüber dem entspre-
chenden Vorjahreszeitraum zurückgegangen. Ge-
genwärtig zeichnet sich ab, daß aufgrund der insge-
samt gestiegenen Arbeitslosigkeit und des damit ver-
bundenen Ausgabenwachstums bei der Arbeitslo-
senversicherung z. B. im ohnehin reduzierten Mittel-
ansatz für die Förderung der beruflichen Weiterbil-
dung Arbeitsloser weitere Einsparungen erforderlich 
werden, wenn der Bund nicht einspringt. Daher 
könnte im Verlaufe von 1997 die Situation eintreten, 
daß wegen einer weiteren einsparbedingten Reduk-
tion der AFG-Mittel für aktive Arbeitsförderung auch 
für die Kofinanzierung der ESF-Förderung weniger 
Mittel als von den Ämtern veranschlagt bereitstehen. 
Weil das ESF-BA-Programm entsprechend den EU

-

Vorgaben so geregelt ist, daß mit den ESF-Mitteln 
die AFG-Mittel nur ergänzt und nicht ersetzt werden 
können, kann nicht ausgeschlossen werden, daß die 
Umsetzung des Programms in diesem Jahr nicht im 
erhofften Ausmaß realisie rt  wird. 

Schließlich wird sich aktuell und auch mittelfristig 
deshalb eine neue Situa tion ergeben, weil mit Ände-
rungen des AFG ab April 1997 das Programm selber 
bereits geändert werden mußte. Im Zuge der Ab-
lösung des AFG durch das Sozialgesetzbuch III 
(SGB III) ab Januar 1998 wurde vorab u. a. das Instru-
mentarium der aktiven Arbeitsförderung nach dem 
AFG erweitert. Damit wurde zunächst eine Ein-
schränkung des Maßnahmespektrums der ergänzen-
den ESF-Förderung erforderlich. Für die Zeit ab 1998 
wird die Einführung des SGB III eine weitergehende 
Anpassung des ESF-BA-Programms an den nun 
grundsätzlicher geänderten institutionellen Kontext 
der nationalen Arbeitsförderung notwendig machen. 
Auch darauf soll hier noch kurz eingegangen werden. 

5.2.1 Modifizierte Programmrichtlinien ab Januar 1997 

Im Verlauf der bisherigen Programmumsetzung wur-
den Erfahrungen gesammelt, die aus der Sicht der 
programmumsetzenden BA und auch aus der Sicht 
der Begleitforschung einige Änderungen der Richt-
linien des Programms nahelegten. Dabei handelte es 
sich zum Teil um Vorschläge, die der Vereinfachung 
des Förderrechts bei einzelnen Leistungen dienen, 
insbesondere bei den Hilfen zur Qualifizierung, und 
zum Teil um Vorschläge, die als Reaktion auf eine 
unbefriedigende Annahme der bisherigen Förderan-
gebote im Bereich der Hilfen zur Beschäftigungsauf-
nahme und der Förderung der Qualifizierung bei 
Kurzarbeit zu bewerten sind. 127) In Verhandlungen 
zwischen der BA, dem BMA und der EU wurde 

127 ) Auch in der Definition der Zielgruppen ist eine kleine Ver-
änderung erfolgt. Bisher hieß es bei der Zielgruppe der „Ar-
beitnehmer, insbesondere Frauen", daß sie gefördert wer-
den können, wenn sie in den Beruf zurückkehren wollen 
oder über „keine ausreichende berufliche Qualifikation" 
verfügen. Das Wort  „ausreichend" ist nun gestrichen. Nach 
Einschätzung des zuständigen Fachreferats der BA hat dies 
aber voraussichtlich keine weiteren praktischen Konse-
quenzen, weil im Sinne des Leistungsrechts in den Durch-
führungsanweisungen wie bisher davon ausgegangen wer-
den kann, daß dann eine Fördermöglichkeit besteht, „wenn 
kein oder kein verwertbarer (auf die Eingliederung bezoge-
ner) beruflicher Abschluß vorliegt" (DA Nr. 2.3. Abs. 2). 
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schließlich eine Änderung der Richtlinien zum Pro-
gramm beschlossen, die mit Wirkung ab dem 1. Ja-
nuar 1997 in Kraft trat (vgl. dazu die Übersicht auf 
der nächsten Seite). 

Bei den kleineren Änderungen zu einzelnen Leistun-
gen im Bereich der Hilfen zur Qualifizierung ging es 
vor allem darum, das ESF-Leistungsrecht an das ent-
sprechende Leistungsrecht in den ergänzten AFG-
Maßnahmen anzupassen. Zum einen wird damit die 
konkrete Abwicklung der Förderung in den Ämtern 
erleichtert, zum anderen können auf diese Weise 
auch spezifische Schwächen in der bisherigen Um-
setzung dieser Leistungen bereinigt werden. 

Dazu zählt z. B., daß die Berechnung der Fahrtkosten 
bei der Teilnahme an einem Modul nun so wie wäh-
rend der ergänzten FuU-Maßnahme erfolgt, also büro-
kratischer Aufwand vermindert und die bisher nicht 
einsehbare Schlechterstellung für die Teilnehmer wäh-
rend des Moduls aufgehoben werden kann. Pendel-
fahrten während eines Auslandspraktikums können 
jetzt bezuschußt werden. Ein anderes wich tiges Bei-
spiel ist, daß nun die anfallenden Kosten für eine frei-
willige Krankenversicherung übernommen werden 
können, weil die zuvor nur mögliche Krankenversiche-
rungspauschale u. U. nicht ausreichte und Teilnehmer 
bzw. Teilnehmerinnen sich deshalb nicht versicherten. 
Und jetzt ist die vorherige sechsmonatige Beschrän-
kung der Aufstockung des Zuschusses auf Kinderbe-
treuungskosten für Teilnehmerinnen an FuU-Maßnah-
men aufgehoben, so daß sie ihre Kinderbetreuung 
während der gesamten Maßnahmedauer besser finan-
zieren können. Auch im Bereich der Hilfen zur Be-
schäftigungsaufnahme wurde die sechsmonatige Be-
schränkung des Zuschusses zu den Kinderbetreuungs-
kosten gestrichen, nach wie vor kann der Zuschuß 
aber nur während der AFG-gestützten Zeit vor Bezug 
der ESF-Eingliederungsbeihilfe gewährt werden. 

Änderungen hinsichtlich der Art  der Qualifizierungs-
maßnahmen bzw. der Finanzierung der Teilnahme 
gab es ab Januar 1997 in zweierlei Hinsicht. 

Erstens wurde die Möglichkeit zur Teilnahme an 
Teilzeit-Modulen mit verdoppelter Laufzeit (bis zu 24 
statt 12 Wochen) eingeführt. Zuvor waren Personen, 
die an einer Teilzeit-FuU-Maßnahme teilnehmen und 
auch während der ergänzenden Modulzeit aufgrund 
persönlicher Verhältnisse nur die Möglichkeit zur 
Teilzeit haben, faktisch von der Teilnahme an einem 
ergänzenden ESF-Modul ausgeschlossen. 

Zweitens wurde nach Verabschiedung der veränder-
ten Richtlinien noch nachträglich die Finanzierung 
der Maßnahmekosten bei den „103b-Maßnahmen" 
verbessert. Statt des vorherigen, nach Berichten aus 
der Praxis nicht selten zu niedrigen Zuschusses von 
maximal 7,- DM pro Stunde sollten nun diese Kosten 
wie auch bei den Modulen und im AFG-Leistungs-
recht übernommen werden können. Allerdings war 
schon zu diesem Zeitpunkt absehbar, daß es die 
„103b-Maßnahmen" aufgrund bevorstehender An-
derungen im AFG zukünftig nicht mehr im ESF-BA-
Programm geben wird (vgl. nächste Seite). 128)  

128) Deshalb sind sie in der Übersicht S. 30 ff. zum aktuellen 
Stand der Richtlinien nicht mehr aufgeführt. 

Wie sich die einzelnen leistungsrechtlichen Ände-
rungen in der Förderpraxis auswirken werden bzw. 
schon bei den Bewilligungen von Neufällen seit Jah-
resbeginn nützlich wurden, kann derzeit nicht gesagt 
werden. Wichtiger dürften die Änderungen sein, die 
bei den Hilfen zur Beschäftigungsaufnahme und zur 
Qualifizierung bei Kurzarbeit das Förderpotential 
erweitern. 

Anders als bisher kann die ESF-Eingliederungsbei-
hilfe seit Jahresbeginn 1997 nicht mehr nur im 
Anschluß an die AFG-Eingliederungsbeihilfe (und 
AFG-Eingliederungshilfe für Behinderte) gewährt 
werden, sondern auch im Anschluß an den Lohn-
kostenzuschuß aus dem Sonderprogramm der Be-
schäftigungshilfen für Langzeitarbeitslose (BHI-Pro-
gramm) . 

Wie bereits in Kap. 5.1 resümiert, ist die ESF-Einglie-
derungsbeihilfe wohl nicht zuletzt deshalb in der Pra-
xis kaum angenommen worden, weil nur relativ we-
nige Betriebe überhaupt die vorausgesetzte AFG-
Hilfe in Anspruch nehmen bzw. die Mehrzahl aller 
Betriebe auf die entsprechend subventionierte Ein-
stellung besonders schwer vermittelbarer Arbeitslo-
ser verzichten. Ebenfalls wurde oben darauf hinge-
wiesen, daß eine Verlängerung der Lohnkostensub-
vention des BHI-Programms mit der ESF-Eingliede-
rungsbeihilfe sinnvoll wäre. Allerdings ist nicht zu er-
warten, daß die ESF-Eingliederungsbeihilfe nun in 
großer Zahl umgesetzt werden kann. Dazu ist auch 
die bisherige Zahl der Zuschüsse nach dem BHI-Pro-
gramm zu gering und zudem aufgrund der generel-
len betrieblichen Zurückhaltung bei Einstellungen 
von 1995 auf 1996 rückläufig. Gleichwohl bietet sich 
nun für die Arbeitsämter die Chance, die Einstellung 
und Weiterbeschäftigung der Zielgruppen dieses In-
struments mehr als bisher zu unterstützen. Unter 
Umständen kann die ESF-Eingliederungsbeihilfe so-
gar als zusätzlicher Anreiz für die Annahme des BHI

-

Zuschusses dienen, dessen Umsetzung also indirekt 
wieder beleben. Dabei könnte auch die jetzt neu ein-
geführte Möglichkeit der Finanzierung einer sozial-
pädagogischen Betreuung außerhalb des Bet riebes 
während der Laufzeit der AFG-Einstellungshilfen, 
des Lohnkostenzuschusses aus dem BHI-Programm 
oder auch der ESF-Eingliederungsbeihilfe helfen. 

In Veränderungen des Leistungsspektrums bei der 
Förderung der Qualifizierung von Kurzarbeitern auf 
der Grundlage des aus dem AFG weiter gezahlten 
Kurzarbeitergeldes sind mittlerweile nützlich er-
scheinende Konsequenzen aus der bisher unbefriedi-
genden Umsetzung gezogen worden. Dies deckt sich 
mit den hier bei der Untersuchung zu diesem Maß-
nahmebereich gezogenen Schlußfolgerungen. 

Im Kern ist mit der Änderung die Höhe der ESF-Lei-
stung an kurzarbeitende Bet riebe für die Organisa-
tion von beruflichen Qualifizierungsmaßnahmen in 
der Ausfallzeit geändert worden. Für alle infrage-
kommenden Betriebe mag sich nun der Umstand als 
zusätzlicher Anreiz darstellen, daß die Maßnahmeko-
sten nicht mehr nur bis zu 7,- DM pro Stunde, son-
dem in Anlehnung an die im AFG übliche und auch 
bei den individuellen Hilfen zur Qualifizierung im 
ESF-BA-Programm vorgesehene Regelung höher be- 
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Stand 1. April 1997 

Fördermöglichkeiten des Europäischen Sozialfonds (ESF) 
(nach den Richtlinien für aus Mitteln des Europäischen Sozialfonds mitfinanzierte zusätzliche 

arbeitsmarktpolitische Maßnahmen im Bereich des Bundes 
bei Qualifizierung 

notwen- Module 
dige Quali- 

Sprach- Allgemein- Auslands- 
Art  der Leistung fizierung 

§§ 46 (3) 
oder kenntnisse bildung praktika 

56 (1) AFG 

ESF-Unterhaltsgeld 
• in Höhe des Uhg/BAB/Übg/Abg zu Beginn der AFG-Maßnahme • • • • 
oder 

• pauschal West: 1 250,/1050,-; Ost: 1050,-1900,- DM pro Monat 

Krankenversicherung 
• Übernahme der anfallenden Kosten für eine freiwillige • • • • 
Kranken-, Pflegeversicherung ohne Anspruch auf Krankengeld 

Lehrgangsgebühren 
• Übernahme der Lehrgangsgebühren in Anlehnung an • • • 
§ 45 AFG i. V. mit A FuU; für Auslandspraktika bis zu 2,50 DM 
pro Betreuungsstunde 

Fahrkosten 
• Übernahme der Fahrkosten in Anlehnung an § 45 AFG • 

• 

 
i.V. mit A FuU 

Familienheimfahrten 
• bei auswärtiger Unterbringung im Regelfall eine je Monat;  
Übernahme der Kosten in Anlehnung an § 45 AFG i. V. mit A FuU 

• • 

Unterkunft und Verpflegung 
• bei auswärtiger Unterbringung Erstattung der Kosten • • • 
für Unterkunft (höchstens 420,- DM/Monat) und Verpflegung 
(höchstens 240,- DM/Monat) 

An- und Rückreise  
• Übernahme der Kosten für An- und Rückreise 

• 

(Bahnfahrt II. Klasse) 

Pendelfahrten 
• Gewährung eines monatlichen Pauschbetrages für Pendelfahr- 

• 

ten zwischen Unterkunft und Ausbildungsstätte in Höhe der an- 
fallenden Kosten für öffentliche Verkehrsmittel oder bei Benut- 
zung eines sonstigen Verkehrsmittels pauschal 0,20 DM pro km 

Kinderbetreuungskosten 
• Übernahme der notwendigen Kosten für die Kinderbetreuung bis • • • • 
zu 120,- DM pro Kind und Monat; in Härtefällen bis zu 250,- DM 
pro Kind und Monat 
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bei Beschäftigungsaufnahme 

Art  der Leistung Höhe Dauer 

bis zu 400 DM/Monat bei Vollzeit 
Verlängerung der AFG-Förderung EB, EH 
und BHI 

höchstens 6 Monate bis zu 300 DM/Monat bei Teilzeit 
(mind. 18 Std.)  

Kinderbetreuungskosten für Allein- bis zu 120 DM/Kind und Monat während EB, EH, EZ 
erziehende bei Bezug von EB, EH und BHI oder BHI-Förderung 

Mobilitätshilfe zusätzlich zum Umzugs- Pauschale 1 500,- DM einmalig 
kostenzuschuß nach A FdA 

bei Qualifizierung während des Bezuges von Kurzarbeitergeld 

Art  der Leistung Beiträge zur 
Kranken-, Renten- Lehrgangsgebühren Fahrkosten 

Art  der Maßnahme und Pflegeversicherung 

Qualifizierung während ganz oder teilweise in Anlehnung an Pauschale von 5,- DM 
Kurzarbeitergeldbezug Erstattung in besonders § 45 AFG i. V. mit A FuU je Unterrichtstag 

begründeten Einzelfällen 
(Entscheidung durch HSt) 

sozialpädagogische Betreuung bei den individuellen Hilfen bei Qualifizierung 
und bei Beschäftigungsaufnahme 

zuschußt werden können. Die typischen Organisa-
tionsprobleme von Qualifizierung bei Kurzarbeit wie 
auch das weitgehende Fehlen geeigneter modularer 
Bildungskonzepte sind damit aber nicht behoben. 

Für Betriebe bzw. ihre nach den Regeln des AFG für 
„strukturelle" Kurzarbeit geschaffenen gesonderten 
betriebsorganisatorischen Einheiten (häufig als Be-
schäftigungsgesellschaft), die sich in Not befinden, 
geht es oft weniger um einen Anreiz als darum, über-
haupt hinreichende Mittel für die Qualifizierung zu 
haben. Für sie stellt die neue Regelung eine eindeuti-
ge Verbesserung dar. Solchen Bet rieben können 
nach Einzelfallprüfung zudem - ebenfalls eine Neue-
rung die Sozialversicherungsbeiträge während der 
Qualifizierungszeit erstattet werden. Die gegen Jah-
resende 1996 einsetzende und relativ kräftige Steige-
rung der gleichwohl insgesamt noch niedrigen Fa ll

-zahlen belegt, daß mit dieser Änderung die zukünf-
tige Umsetzung des Ziel-4-Teils des Programms er-
folgreicher werden kann. 

Insgesamt kann für die ab Januar 1997 gültigen Än-
derungen der Richtlinien festgehalten werden, daß 
sich in ihnen der typische Lernprozeß von Programm-
verantwortlichen und Programmumsetzern aus den 
ersten Umsetzungserfahrungen mit einem längerfri-
stigen Programm ausdrückt. Vorab nicht gesehene 
Umsetzungsschwierigkeiten bei einzelnen Leistun-
gen veranlaßten Nachbesserungen und die bei den 
Hilfen zur Beschäftigungsaufnahme und bei der Un

-

terstützung beruflicher Qualifizierungsmaßnahmen 
bei Kurzarbeit quantitativ unbef riedigende betrieb-
liche Annahme des bisherigen Förderangebots legte 
eine entsprechende Ausweitung des Leistungsspek-
trums in diesen Programmteilen nahe. 

5.2.2 Perspektiven des Programms im Kontext 
der AFG-Reform 

Im März 1997 wurde im Bundestag das „Gesetz 
zur Reform der Arbeitsförderung (Arbeitsförderungs-
Reformgesetz AFRG)" beschlossen. Vorausgegan-
gen war eine mehrjährige Auseinandersetzung in 
der politischen und wissenschaftlichen Öffentlichkeit 
über den geeigneten Weg zur Verbesserung der Ar-
beitsförderung, die in Reaktion auf die Problemlage 
auf dem Arbeitsmarkt im Grundsatz von allen betei-
ligten Seiten für notwendig gehalten wurde. 129) Das 
Gesetz gliedert sich vor allem in zwei Teile. Mit dem 
neuen Sozialgesetzbuch III wird ab Januar 1998 das 
AFG abgelöst. Mit Artikel 11 des Gesetzes sind schon 
ab April 1997 einige Neuerungen vorab in Kraft ge-
setzt, d. h. in das nur noch bis Jahresende 1997 gül-
tige AFG aufgenommen. Auf die darin auch enthalte-
nen neuen Regelungen zur Organisation und Imple-
mentation der Arbeitsförderung durch die BA wird 
weiter unten gesondert eingegangen (Kap. 5.2.3). 

129) Die wichtigsten Positionen und Etappen in dieser Debatte 
sind zusammengefaßt von  Kress (1996). 
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An dieser Stelle soll auf eine grundsätzliche Bewer-
tung dieser Neukonstruktion der nationalen Arbeits-
förderung in der Bundesrepublik Deutschland ver-
zichtet werden. Nach wie vor ist die nun verabschie-
dete Ablösung des AFG politisch sehr kontrovers, 
wird von den Sozialpartnern konträr eingeschätzt 
und auch in der wissenschaftlichen Öffentlichkeit 
sind erhebliche Vorbehalte geäußert und andere 
Reformvorschläge entwickelt worden. 130) Abgesehen 
von den unterschiedlichen Bewe rtungen der neuen 
Philosophie des Gesetzes und seiner einzelnen Rege-
lungen ist hier vor allem wichtig, daß für die Einschät-
zung der Mehrzahl der Wirkungen der neuen und der 
veränderten alten Instrumente aktiver Arbeitsförde-
rung wie auch der Wirkungen des veränderten Lei-
stungsrechts im Bereich der sogenannten „passiven" 
Arbeitsförderung bisher keine wissenschaftlich hin-
reichend gestützten ex-ante-Evaluationen vorliegen. 
Deshalb kann hier nur ansatzweise abgeschätzt wer-
den, welche Konsequenzen aus der Reform für den 
zukünftigen Einsatz dès ESF-BA-Programms resultie-
ren werden. Gewiß ist, daß das Programm geändert 
werden muß, um wie bisher im Sinne des ESF an die 
nationale Arbeitsförderung qualitativ ergänzend an-
schließen zu können. Absehbar ist darüber hinaus, 
daß sich mit der Änderung des institutionellen Um-
felds des Programms auch seine Wirkungsbedingun-
gen mehr oder weniger verändern werden. 

Das neue SGB III soll laut Begründung des Gesetzes 
die Arbeitsförderung verstärkt auf den regulären 
Arbeitsmarkt ausrichten und damit die bisherige 
gleichzeitige Förderung des sogenannten „zweiten 
Arbeitsmarktes" zurückführen. Dafür ist ausdrück-
lich auf die Verantwortung der Nachfrager und An-
bieter auf dem Arbeitsmarkt abgestellt und sind ins-
besondere die Arbeitslosen in die Pflicht genommen. 
Der Vorrang der Arbeitsvermittlung vor der aktiven 
Arbeitsförderung und Lohnersatzleistungen ist her-
ausgestellt und entsprechende Anpassungen sind 
vorgenommen (z. B. Zumutbarkeit von Arbeitsver-
hältnissen jetzt ohne den vorherigen Berufsschutz 
bereits ab April 1997 gemäß § 103b neu AFG). 

In der Zielgruppenorientierung wird das neue Gesetz 
wie in der Vergangenheit das AFG die Anschluß-
möglichkeiten des ESF Ziel 3 sicherstellen können. 
Zwar sind die expliziten Zielsetzungen des § 2 AFG 
nun nicht mehr enthalten. Aber als allgemeine Auf-
gabe der Arbeitsförderung gilt u. a. nach wie vor, daß 
„die Möglichkeiten von benachteiligten Ausbil-
dungs- und Arbeitsuchenden für eine Erwerbstätig-
keit verbessert ... werden" (§ 1 SGB III). Die Aufgabe 
der Vermeidung von Langzeitarbeitslosigkeit ist in 
einem eigenen Paragraphen herausgeste llt (§ 6), 
ebenso die Aufgabe der Frauenförderung, die nun 
explizit auch als Auftrag an die zeitliche, sachliche 
und organisatorische Gestaltung der aktiven Arbeits-
förderung formuliert ist (§ 8). Ob sich für die ergän-
zende ESF-Förderung Behinderter eine neue Sachla-
ge ergibt, bleibt noch abzuwarten. Mit Vorab-Wir-
kung ab April 1997 ist die zum Jahresbeginn 1997 
eingeführte Aufhebung der Reha-Förderung als 

130) Vgl. z. B. zur Diskussion bei der BA und ihrer Selbstver-
waltung im Vorfeld der Verabschiedung des Gesetzes: BA 
(IAB, Büro S) 1996. 

Pflichtleistung nun in modifizierter (darin erst noch 
näher zu betrachtender) Form wieder rückgängig ge-
macht worden. 

Im Bereich der Instrumente aktiver Arbeitsförderung 
wird es viele Änderungen geben, die zum Teil auch 
von den Gegnern des Gesetzes als Verbesserung an-
gesehen werden. Dazu zählt z. B. bei den ESF-rele-
vanten Maßnahmen der beruflichen Weiterbildung 
die Einführung sogenannter „Maßnahmeteile", die 
als Weiterbildungsmodule verstanden werden kön-
nen (§ 91). Die ESF-Module werden aber weiter nütz-
lich sein, weil die SGB-III-Weiterbildung 131)  nach wie 
vor die überwiegende Vermittlung allgemeinbil-
dender Kenntnisse ausschließt (§ 87 Abs. 2). Welche 
Konsequenzen die leistungsrechtlichen Änderungen 
des Gesetzes z. B. für den Zugang in Weiterbildung 
haben werden, ist derzeit nicht eindeutig absehbar. 
Aller Voraussicht nach wird auch zukünftig die bis-
her erfolgreich umgesetzte Einbeziehung von Perso-
nen ohne Leistungsansprüche durch die ESF-Förde-
rung wichtig bleiben, weil das Gesetz noch stärker 
als zuvor im AFG die Möglichkeit zur Teilnahme an 
Maßnahmen der aktiven Arbeitsförderung auf den 
Kreis arbeitsloser Leistungsempfänger eingrenzt. 

Mit der Vorab-Einführung des neuen Maßnahmetyps 
der „Trainingsmaßnahme" (§§ 48ff. SGB III) in das 
AFG (§§ 53a, 53b neu) ab April 1997 hat das ESF-
BA-Programm ein wichtiges „Standbein" verloren. 
Die bisher auf der Grundlage des § 103 b AFG nur 
mit Hilfe des ESF mögliche Bezuschussung der 
Teilnahme der Zielgruppen der sogenannten „103b

-

Maßnahme" ist nun in das AFG aufgenommen. 
Nachdem diese Maßnahme bereits in der zweiten 
Hälfte von 1996 als § 134 a für die Bezieher von Ar- 
beitslosenhilfe in das AFG eingeführt wurde, kann 
sie jetzt auch für Bezieher von Arbeitslosengeld aus 
AFG-Mitteln finanziert werden. Damit entfällt die 
ergänzende ESF-Förderung. Konsequenz wäre bei 
ansonsten unveränderter ESF-Förderung ein erheb-
licher Rückgang des Fördervolumens, weil das ESF-
Angebot zur Teilnahme an einer „103b-Maßnahme". 
bislang in relativ großer Zahl umgesetzt wurde. 

Aus arbeitsmarktpolitischer Sicht muß dies nicht als 
Verlust bewertet werden. Vielmehr kann die Ober-
nahme in das Regelangebot der nationalen Arbeits-
förderung auch als ein Erfolg der guten Umsetzung 
des ESF-Angebots angesehen werden. 132) Allerdings 
muß beachtet werden, daß nun mit der Trainings

-

maßnahme eine neue Funktionsbestimmung kurzzei-
tiger Qualifizierung bei Fortzahlung des Arbeits-
losengeldes hinzugekommen ist. Die Trainingsmaß-
nahme kann auch eingesetzt werden, um die Ar-
beitsbereitschaft des Arbeitslosen zu überprüfen. 
Lehnt ein Arbeitsloser die Teilnahme ab, so kann 
eine Sperrzeit für das Arbeitslosengeld von bis zu 
vier Wochen verhängt werden (§ 103b Nr. 3 neu 
AFG). Wohl deshalb ist die bisherige „Maßnahme 
der Arbeitsberatung" gestrichen worden (§ 53 Nr. 6b 

131)Die bisherige Unterscheidung des AFG zwischen Fortbil-
dung und Umschulung entfällt mit dem SGB III. 

132)Eine wissenschaftliche Evalua tion des faktischen Nutzens 
des § 103 b AFG, der daran anschließenden ESF-Förderung 
und auch der nicht geförderten kurzzeitigen Qualifizierung 
in Betrieben hat es nicht gegeben. 
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alt AFG), mit deren Hilfe einige Arbeitsämter Lang-
zeitarbeitslose „nachdrücklich" für die Teilnahme an 
einer ESF-„103b-Maßnahme" rekrutiert  hatten. Ob 
und wie sich die Sperrzeitdrohung auf den erhofften 
Erfolg der neuen Trainingsmaßnahme im AFG aus-
wirken wird, bleibt abzuwarten. 

Im Blick auf die bisherigen Anknüpfungspunkte des 
ESF-BA-Programms im AFG ist neben den Änderun-
gen im Bereich der beruflichen Weiterbildung auch 
die Änderung der AFG-Instrumente zur Förderung 
der Wiedereinmündung Arbeitsloser in Beschäftigung 
in Form von Leistungen an Bet riebe zu beachten. 

Im SGB III werden die bisherigen Eingliederungs-
hilfen des AFG zu einem Eingliederungszuschuß 
zusammengeführt. Es wird noch genauer zu prüfen 
sein, ob und wenn ja, welche Konsequenzen daraus 
für das bisherige BHI-Sonderprogramm folgen und 
vor allem, ob die ESF-Eingliederungsbeihilfe daran 
erfolgreicher als bisher anschließen könnte oder es 
bei der gewohnten geringen betrieblichen Annahme 
derartiger Einstellungssubventionen für ansonsten 
schwer Vermittelbare bleibt. 

Aufgrund der Annahme, eine Entlastung der Arbeit-
geber von den gängigen arbeitsrechtlichen Pflichten 
(z. B. Lohnfortzahlung im Krankheitsfall) könnte 
diese zu mehr Einstellungen Langzeitarbeitsloser 
veranlassen, wurde das neue Instrument des Einglie-
derungsvertrages entwickelt und bereits vor dem 
SGB III ab April 1997 eingeführt. Hierbei handelt es 
sich uni ein in der einschlägigen Diskussion sehr um-
strittenes Novum. Anders als auf dem üblichen 
„zweiseitigen" Arbeitsmarkt ist nun das Konstrukt 
eines faktisch dreiseitigen Vertrages zwischen ein-
stellendem Betrieb, arbeitsloser Person und Arbeits-
amt mit bis zu sechsmonatiger Dauer geschaffen, 
welches regelt, daß der Bet rieb innerhalb des Ver-
tragsverhältnisses, das nicht als Arbeitsverhältnis gilt 
(BMA 1997), nur für faktisch geleistete Arbeitsstun-
den aufkommen muß, Lohnkosten für Fehltage und 
seinen Anteil am Gesamtsozialversicherungsbeitrag 
während der Vertragslaufzeit vom Arbeitsamt er-
stattet bekommt. Die Kündigung des Vertrages ist 
beidseitig jederzeit ohne Angabe von Gründen mög-
lich (§§ 54a bis 54 c neu AFG). 

Weil das neue Instrument des Eingliederungsver-
trages ohne ex-ante-Evaluation (etwa in Form eines 
Modellprogramms) eingeführt wurde und in seinen 
arbeitsrechtlichen Aspekten äußerst umstritten ist, 
kann es zumindest gegenwärtig nicht als Anknüp-
fungspunkt für eine ergänzende ESF-Förderung vor-
geschlagen werden. Erstens muß sich noch erweisen, 
ob dieses Instrument betrieblicherseits angenommen 
wird und sich Langzeitarbeitslose dazu bereit fin-
den. Für den Fall  ihrer Ablehnung ist keine Sperrzeit 
im Leistungsbezug vorgesehen. Zweitens wäre erst 
noch zu prüfen, ob bzw. welche Mitnahmeeffekte 
damit verbunden sein werden und inwieweit nicht 
andere Vermittlungshilfen damit substituiert werden. 

Neu ist auch die - schon ab April 1997 gültige - Ein-
führung eines speziellen Einstellungszuschusses für 
Neugründer, die innerhalb der letzten zwei Jahre 
begonnen haben und höchstens fünf Arbeitnehmer 
beschäftigen (§ 55b neu AFG). Sie können für maxi

-

mal ein Jahr bis zu 50 % der Lohnkosten für zwei zu-
vor Arbeitslose erhalten, die auf neue Arbeitsplätze 
eingestellt werden. Auch für dieses neue Instrument 
gilt, daß vor einer Entscheidung über das Für und 
Wider einer denkbaren ESF-Ergänzung zunächst für 
einige Zeit abgewartet und evaluie rt  werden sollte, 
ob es greift und eine für die ESF-Zielgruppen selek-
tive Verstärkung dieses Einstellungsanreizes bei Neu-
gründungen aussichtsreich erscheint. 

Abgesehen von der hier nicht zu bewertenden 
grundsätzlichen Alternative, ob es nicht eher eine 
Aufgabe der strukturpolitischen Wirtschaftsförde-
rung und weniger der sozialversicherungsbegründe-
ten Arbeitsförderung wäre, Existenzgründungen zu 
unterstützen, steht im Raum, ob das ESF-BA-Pro-
gramm auch die Förderung von Existenzgründungen 
durch Arbeitslose mit einer ergänzenden Hilfe z. B. 
für die Teilnahme an darauf gezielten, vom SGB III 
(§ 87 Abs. 2 Nr. 3) ausdrücklich ausgegrenzter Wei-
terbildungsveranstaltungen unterstützen sollte. 

In den Programmplanungsdokumenten für das Ziel-
1-Gebiet und das Ziel-3-Gebiet von 1994 war für das 
damals noch nicht ausformulierte ESF-BA-Programm 
eine ergänzende ESF-Hilfe beider Qualifizierung für 
die Existenzgründung noch vorgesehen, ist dann 
aber in die Programmrichtlinien nicht aufgenommen 
worden. 133) Einige Bundesländer haben diese Förder-
lücke zwischenzeitlich aufgegriffen. Auch die derzeit 
noch nicht vorliegenden Ergebnisse einer Unter-
suchung des IAB zur Wirksamkeit der AFG-seitigen 
Förderung von Existenzgründungen durch Arbeits-
lose sollten berücksichtigt werden. 134) Unvermeidlich 
stellt sich die . Frage nach eventuellen Mitnahme-
effekten. Und ebenso zweifellos stellt sich die Frage, 
inwieweit die Zielgruppe des ESF als Existenzgrün-
der vorstellbar sind. Im Falle Langzeitarbeitsloser 
scheinen die Bedenken aufgrund des mit Langzeit-
arbeitslosigkeit verbundenen Verlustes an Qualifika-
tion und des nicht selten einhergehenden Verlustes 
von dem für Selbständigkeit in spezifischer Weise er-
forderlichen Selbstvertrauen z. T. berechtigt. Aber 
immerhin zählen auch jetzt schon Langzeitarbeits-
lose zu den nach § 55a AFG geförderten Existenz-
gründern. Und zu den Zielgruppen des ESF gehören 
z. B. auch Berufsrückkehrerinnen, denen das AFG

-

Überbrückungsgeld nicht gezahlt werden kann, ob-
wohl unter ihnen durchaus auch an Existenzgrün-
dung interessierte und in der Marktorientierung un-
terstützenswerte Personen sein können. 

Wie sich die Änderungen der Regelungen zur Kurz-
arbeit im SGB III auf die zukünftige Umsetzung des 
seit Anfang 1997 nun verbesserten ESF-Angebots 
zur Förderung beruflicher Qualifizierungsmaßnah-
men insbesondere im Rahmen der sogenannten 
„strukturellen" Kurzarbeit auswirken, schien bisher 
wegen ungeklärter Übergangsfristen der AFG-Be-
stimmungen und neuer Bedingungen für „struktu-
relle" Kurzarbeit ungewiß. 

133)Die Gründe dafür konnten von der Begleitforschung nicht 
ermittelt werden. 

134)Zu Zwischenergebnissen vgl. Brinkmann u. a. 1995; Brink

-

mann, Otto 1996. Im Jahr 1996 hat die BA fast 90 000 Exi-
stenzgründungen gefördert, davon mehr als zwei Drittel in 
den alten Bundesländern. 
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Im SGB III wurde als Ersatz der bislang nur bis Ende 
1997 möglich gewesenen Zahlung von Kurzarbeiter

-

geld in Alternative zu Massenentlassungen (§ 63 
Abs. 4 alt AFG) mit Geltung ab 1. Januar 1998 diese 
Variante von Kurzarbeit neu geregelt (§§ 135 ff. 
SGB III). Nun befristet bis Ende des Jahres 2002 kann 
Kurzarbeitergeld zwar wie bisher in einer betriebsor-
ganisatorisch gesonderten Einheit zur Vermeidung 
von Massenentlassungen im Zusammenhang mit 
„Strukturveränderungen für einen Betrieb" gezahlt 
werden. Die Zahlung von Kug ist nun aber explizit 
ausgeschlossen, wenn Kurzarbeiter nur vorüberge-
hend bis zum Wechsel auf einen anderen Arbeits-
platz im Betrieb in der gesonderten betriebsorgani-
satorischen Einheit sind (§ 175 Abs. 2 SGB III). Und 
eine mögliche Überschreitung der Regelfrist für das 
Kug von sechs Monaten soll nur noch möglich sein, 
wenn für die Kug-Empfänger „Maßnahmen der be-
ruflichen Qualifizierung oder andere geeignete Maß-
nahmen zur Eingliederung vorgesehen sind" (§ 177 
SGB III). Wie bisher ist eine öffentliche Förderung 
der Qualifizierung selber im Rahmen des SGB III 
nicht vorgesehen. 

Als Übergangsfrist des alten Rechts wurde vorgese-
hen, daß vor Anfang 1998 noch nicht ausgeschöpfte 
Bezugsfristen für das Struktur-Kug noch realisiert 

 werden können, also längstens bis Ende 1999 (§ 430 
Abs. 6 SGB III). Für diese Bet riebe in „struktureller" 
Kurzarbeit ist damit die neue Verpflichtung (nicht 
mehr wie zuvor im AFG nur als „Sollbestimmung") 
zur Qualifizierung ihrer Kurzarbeiter oder zu ande-
ren Eingliederungsmaßnahmen etwa in Form einer 
zeitlich begrenzten Beschäftigung bei einem anderen 
Arbeitgeber nicht gültig. 

Unabhängig von den Übergangs- und Neuregelun-
gen zur „strukturellen" Kurzarbeit im SGB III wurde 
vom Gesetzgeber mit dem AFRG vom März 1997 für 
die Zeit ab April 1997 die im AFG enthaltene Befri-
stung der Möglichkeit zum „Struktur-Kug" bis zum 
Ende des Jahres 2002 verlängert (§ 63 Abs. 4 neu 
AFG). Dies erscheint jedoch zunächst überflüssig, 
weil diese Änderung mit dem Wegfall des AFG bereits 
Ende 1997 gegenstandslos wird und das SGB III für 
die entsprechende Sonderform des Kug ab 1998 eben-
falls eine Frist bis Ende 2002 vorsieht. Aus der Sicht 
des BMA war dies aber sinnvoll, „um den von Struk-
turveränderungen nachteilig betroffenen Unterneh-
men die erforderliche Planungssicherheit über das 
Jahresende 1997 hinaus zu geben ..." (BMA 1997). 

Für die Zukunft der Ziel-4-Förderung im Rahmen des 
ESF-BA-Programms besteht nach derzeitigem St and 
daher folgende Konstellation. Auch weiterhin bietet 
das AFG bzw. ab 1998 das SGB III kurzarbeitenden 
Betriebe neben der Gewährung des Kug für die 
Kurzarbeiter keine weiteren Hilfen zur Qualifizie-
rung in der Ausfallzeit. Nach wie vor kann das jetzt 
in den neuen Programmrichtlinien insbesondere bei 
„struktureller" Kurzarbeit verbesserte ESF-Angebot 
als eine arbeitsmarktpolitisch sinnvolle Ergänzung 
angesehen werden. Aufgrund der mit dem SGB III 
eingeführten Verpflichtung der Bet riebe in „struktu-
reller" Kurzarbeit mit über sechsmonatiger Dauer, 
ihre Kurzarbeiter aktiv zu fördern, dürften sich auch 
die Chancen zur Umsetzung der ESF-Leistungen für 

die Qualifizierung bei Kurzarbeit weiter erhöhen. Al-
lerdings kann auch nicht ausgeschlossen werden, 
daß eben wegen dieser Verpflichtung noch mehr 
Betriebe als in der Vergangenheit dann ab 1998 
überhaupt auf „strukturelle" Kurzarbeit verzichten. 
„Strukturell" kurzarbeitende Betriebe im Übergang 
vom alten zum neuen Recht müssen den neuen För-
derbedingungen bis längstens Ende 1999 nicht ent-
sprechen. Für sie und auch für die 1998 hinzukom-
menden Betriebe kann aber die erwünschte Realisie-
rung von Qualifizierungsmaßnahmen mit dem nun 
verbesserten ESF-Angebot erleichtert werden. 

Die bis zu dieser Stelle angesprochenen Änderungen 
der bundesweiten Arbeitsförderung zeigen, daß sich 
auch das ESF-BA-Programm in seiner Instrumentie-
rung und seinen Wirkungsbedingungen ändern 
wird. Die bisher bewährte Umsetzung z. B. bei der 
Einbeziehung der nach dem AFG nichtleistungsbe-
rechtigten Personenkreise unter den Zielgruppen in 
die berufliche Weiterbildung oder die Förderung der 
ESF-Weiterbildungsmodule kann und sollte aus heu-
tiger Sicht beibehalten werden. Wie sich die weitere 
Umsetzung der Hilfen zur Beschäftigungsaufnahme 
im Kontext der Änderungen des AFRG entwickeln 
wird, kann derzeit nicht abgeschätzt werden. Die 
Förderung der Qualifizierung bei Kurzarbeit scheint 
nun aussichtsreicher als bisher. Neue Anknüpfungs-
punkte der ergänzenden ESF-Förderung rücken in 
den Blick - wie etwa im Zusammenhang mit der be-
reits in der Programmplanung zunächst beabsichtig-
ten ergänzenden Förderung von Existenzgründun-
gen. Weitere sind aufgrund anderer, hier noch gar 
nicht angesprochener Neuerungen im SGB III grund-
sätzlich vorstellbar bzw. müßten noch beraten wer-
den (z. B. im Zusammenhang mit der Einführung der 
sogenannten Sozialplanmaßnahmen nach SGB III 
§§ 254 ff.).  Überlegungen zu einer entsprechenden 
Anpassung des Programms sind auch deshalb sinn-
voll, weil mit der Übernahme der ESF-Förderung der 
„103b-Maßnahme" als Trainingsmaßnahme in das 
AFG ab April 1997 und dann im SGB III eine bisher 
umfänglich realisie rte Fördermöglichkeit für den ESF 
entfallen ist. 

5.2.3 Zum weiteren Monito ring und Controlling 
sowie zur Begleitforschung 

Mit den gerade in ihren Auswirkungen für das ESF-
BA-Programm erörterten Änderungen der Instru-
mente und des Leistungsrechts im AFG bzw. SGB III 
sind auch einige bisher noch nicht angesprochene 
Änderungen der Organisation und Umsetzung der 
Förderung durch die BA verbunden, die aufgrund 
des Ergänzungsverhältnisses der ESF-Förderung in-
direkt auch für das Monitoring und Controlling des 
Programms wichtig werden. Daneben sind gegen-
über der in Kapitel 3.2 geschilderten Ausgangslage 
bei der Datenerfassung und Berichterstattung zum 
Programm mittlerweile Verbesserungen eingeführt, 
die zwar für diesen Bericht noch nicht genutzt wer-
den konnten, aber zukünftig relev ant sind. 

Mit einer Änderung des Haushaltsrechts der BA 
durch das AFRG (§§ 71 a bis 71 c neu SGB IV) wird 
die bisher schon eingeleitete, auch für die flexible 
Umsetzung der ergänzenden ESF-Förderung nütz- 
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liche Dezentralisierung der öffentlichen Arbeits-
marktpolitik weiter vorangetrieben. Die Haushalts-
mittel für alle Ermessensleistungen der aktiven Ar-
beitsförderung werden zu einem Eingliederungstitel 
der Arbeitsämter zusammengefaßt und können von 
diesen entsprechend der jewei ligen regionalen Pro-
blemlage bei wechselseitiger Deckungsfähigkeit ver-
ausgabt werden. Darüber hinaus ist nun theore tisch 
die Übertragbarkeit der Mittel von einem in das fol-
gende Haushaltsjahr möglich (§ 71 b neu SGB IV) - 
aber nur für den derzeit eher unrealistischen Fall, 
daß es keinen Bundeszuschuß zum BA-Haushalt gibt 
(§ 71c neu SGB IV). 

Um die Effizienz und Effektivität der sogenannten 
„ortsnahen Leistungserbringung" (§ 9 SGB III) zu 
kontrollieren, ist bereits ab April 1997 eine besondere 
Innenrevision eingeführt (§ 209 a neu AFG; § 398 
SGB III). Noch wichtiger dürfte die Einführung der sov

-

genannten Eingliederungsbilanz sein (§ 11 SGB III). 
Danach sollen die Arbeitsämter spätestens ein halbes 
Jahr nach Abschluß eines Haushaltsjahres umfassend 
über den Mitteleinsatz, den geförderten Personen-
kreis und die Wirkungen der Förderung aus dem 
Eingliederungstitel, also der Ermessensleistungen 
der aktiven Arbeitsförderung, Auskunft geben. Neu 
ist vor allem, daß die Arbeitsämter den Verbleib der 
von ihnen geförderten Personen ermitteln und be-
richten müssen. Bisher war dies nicht bzw. einge-
schränkt nur für die Abgänge aus Maßnahmen der 
Fortbildung, Umschulung und Einarbeitung im Rah-
men eines speziellen und aufwendigen Sonderver-
fahrens durch das IAB möglich. 

Zur Zeit laufen bei der BA umfangreiche Vorberei-
tungsarbeiten für die ersten, im Jahr 1999 zu erwar-
tenden Eingliederungsbilanzen zur Förderung in 
1998. Zwar sollen die Arbeitsämter selber diese Bilan-
zen erstellen und veröffentlichen. Dazu benötigen sie 
jedoch die erforderliche datentechnische Ausstat-
tung, und die Indikatoren sowie statistischen Verfah-
rensweisen müssen bundesweit einheitlich geregelt 
werden, um die regionale und zeitliche Vergleichbar-
keit der Bilanzen sicherzustellen. Damit wird das 
statistische Berichtswesen und Controlling der BA 
gegenüber dem bisherigen Stand entscheidend wei-
terentwickelt. Zu beachten ist allerdings, daß dies 
nur schrittweise erfolgen kann, mit einer Zeitper-
spektive, die für bestimmte Komponenten z. T. über 
die Laufzeit des ESF-BA-Programms hinausweist. 

Das Monitoring und Controlling zum ESF-BA-Pro-
gramm wird nach derzeitigem Stand nicht in die zu-
künftige Eingliederungsbilanz eingebaut, wird aber 
von ihr profitieren können. Weil die ESF-Mittel nur 
als qualitative Ergänzung, nicht als Aufstockung der 
SGB-III-Mittel verwendet werden können, passen sie 
nicht in den Eingliederungstitel der Arbeitsämter. 
Die Verausgabung, Rechnungslegung und Kontrolle 
muß weiterhin gesondert neben der Haushaltsab-
wicklung der regulären Förderung durchgeführt wer-
den. Beides spricht dafür, daß die ESF-Förderung 
entsprechend dem derzeitigen Planungstand nicht in 
die Eingliederungsbilanz aufgenommen wird, die 
sich nur auf die Ermessensleistungen im Rahmen des 
Eingliederungstitels der Ämter bezieht. Weil die 
Arbeitsämter mit der Eingliederungsbilanz zukünftig 

Informationen zum Verbleib a ller regulär geförderten 
Personen haben werden, können sie darauf bezogen 
voraussichtlich auch die ergänzende ESF-Förderung 
im Blick auf Wiedereingliederungschancen zielge-
richteter organisieren. Insoweit kann die Eingliede-
rungsbilanz u. U. auch die Umsetzung des ESF-BA-
Programms in der letzten Phase seiner Laufzeit noch 
weiter effektivieren, zumal die Berichterstattung zur 
beruflichen Weiterbildung in der Entwicklungsarbeit 
eine Vorreiterrolle innehat. 

Weil so voraussichtlich auch zukünftig im Rahmen 
der prozeßbezogenen statistischen Berichterstattung 
zum Programm keine Daten zum Verbleib nach der 
ESF-Förderung bzw. ggf. längerdauernden SGB-III-
Förderung (z. B. bei ESF-Modulen zu Beginn einer 
längeren Weiterbildungsmaßnahme) erhoben wer-
den können, bleibt in diesem Punkt eine empfindli-
che Lücke der Berichterstattung. Hier setzt wie schon 
seit längerem geplant die Begleitforschung an. Dabei 
wird sie das ansonsten mittlerweile' gegenüber der 
Ausgangslage verbesserte Berichtssystem zum Pro-
gramm nutzen können. 

Neben der frühzeitig eingeführten edv-gestützten 
Erfassung und Kontrolle der Verausgabung der ESF-
Mittel konnten die Fördermerkmale zu den eingetre-
tenen Personen, zu den Leistungen und zu den Maß-
nahmearten bis Ende vergangenen Jahres nur von 
Hand in Erfassungslisten vor Ort registriert werden. 
Dies wurde dann monatlich in den Ämtern aggregiert 
und so über die Landesarbeitsämter an die pro-
grammumsetzende Stelle in der Zentrale der BA wei-
tergeleitet. Nach einer Verbesserung der anfänglich 
noch sehr groben Erfassungsliste im Jahr 1996, die 
bereits für den hier vorgelegten Bericht genutzt 
werden konnte, ist nun zum Jahresbeginn 1997 ein 
flächendeckendes System für die ESF-spezifische 
„computerunterstützte Sachbearbeitung" (coSach-
ESF) eingeführt. Darin werden die Daten zu allen 
Förderfällen festgehalten. Im Verlaufe des Jahres 
1997 wird in den Ämtern dann eine Verknüpfung 
dieser Datenbank zu coStat, dem dezentralen com

-

putergestützten Statistikverfahren der BA, herge-
stellt. Sobald dies gelungen ist, können die Ämter 
selber über ihre laufende Förderung aus dem Pro-
gramm statistisch differenziert berichten. Auch der 
zentralen Berichterstattung durch die BA steht eine 
bessere Datengrundlage als bisher zur Verfügung. 

Die Begleitforschung wird dann 1998 für das Förder-
jahr 1997 erstmals auf die neue dezentrale Daten-
bank im coSach-ESF-Verfahren zurückgreifen kön-
nen: Damit bietet sich die Chance zu regional diffe-
renzierten Untersuchungen über Eintritte, Abbrüche 
und Abschlüsse der ESF-geförderten Teilnahme an 
Maßnahmen auf der Ebene der individuellen Förder-
fälle bzw. Personen. Dazu muß dann zwar noch über 
Datenabgleiche die Verknüpfung zur ergänzten 
AFG-Förderung (bzw. ab 1998 zur SGB-III-Förde-
rung) hergestellt werden. Aufgrund der para llelen 
Arbeiten an  der Vorbereitung der Eingliederungs-
bilanz der Arbeitsämter besteht aber begründete 
Hoffnung, daß diese Abgleiche ergiebiger werden 
könnten als bisher zu erwarten, wenn zukünftig auch 
der Verbleib in bzw. Austritt aus Arbeitslosigkeit 
nach der regulären Förderung erfaßt wird. Auf diese 
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Weise ließe sich voraussichtlich in der letzten Phase 
der Begleitforschung auch der vorgesehene Ver-
gleich von Maßnahmeerfolg und anschließendem 
Verbleib zwischen ESF-geförderten Personen und 
Teilnehmern an der regulären Förderung ggf. besser 
als anfänglich gesehen durchführen. 

Die verbesserte Datenlage in der Berichterstattung 
zum ESF-BA-Programm und in der zukünftigen Ein-
gliederungsbilanz zu den Ermessensleistungen der 
aktiven Arbeitsförderung im Rahmen des neuen 
SGB III ist aus wirkungsforscherischer Sicht gleich-
wohl noch unbefriedigend. Vor allem ist zu beden-
ken, daß Daten etwa zu Maßnahmeabbrüchen und 
Abschlüssen sowie zum anschließenden (kurzfristi-
gen) Verbleib nur erste Anhaltspunkte zur Wirksam-
keit der Förderung geben können, aber auch nicht 
mehr. Kausale Zusammenhänge müssen erst noch 
identifiziert werden, um vertiefende Befunde zum 
individuellen Nutzen der Förderung gewinnen zu 
können. Und für die Einschätzung der Wirksamkeit 
des Programms muß der Versuch zur Unterscheidung 
zwischen der Bruttowirkung und Nettowirkung un-
ternommen werden. 

Eigene Erhebungen durch die Begleitforschung blei-
ben somit unverzichtbar.1 35) Zur Zeit wird nach der in 
den letzten Wochen erfolgten Erfassung der noch 
von Hand geführten ESF-Erfassungslisten von 1996 

135) Zum Erhebungs- und Arbeitsplan der Begleitforschung 
vgl. ausführlicher unseren ersten Zwischenbericht (Deeke, 
Hülser, Wolfinger 1996). 

aus allen Arbeitsämtern für eine IAB-eigene Indivi

-

dualdatenbank aller in 1996 in die Förderung einge-
tretenen Personen (erste Auswertungen konnten hier 
in Kapitel 4 bereits einfließen) eine schriftliche  Re-
präsentativbefragung der Hälfte dieser Personen 
(ca. 35 000) im Herbst dieses Jahres vorbereitet. Ne-
ben relevanten Personenmerkmalen werden Daten 
zum Eintritt, zum Verlauf und zum eventue ll  bereits 
erfolgten Abschluß der Teilnahme bzw. der Maßnah-
me erhoben. Für diese Fälle werden auch Fragen 
zum anschließenden Verbleib gestellt. 

Damit sollen erstens die unausweichlichen Lücken 
im Programm-Monitoring abgedeckt werden und 
zweitens die Voraussetzungen für tiefergehende 
Analysen auch zur Wirksamkeit der Förderung ge-
schaffen werden. Für die Jahreswende 1998/99 ist 
dann eine zweite Erhebung zu den zwischenzeit-
lichen Eintritten in die Förderung auf der Grundlage 
ihrer Erfassung in coSach-ESF vorgesehen, in die die 
1997 befragten Zugänge aus 1996 im Sinne einer 
Wiederholungsbefragung noch einmal einbezogen 
werden. In Verbindung mit der oben dargelegten, 
nach derzeitigem Planungsstand dann zwischenzeit-
lich vorangetriebenen Weiterentwicklung der Aufbe-
reitung und Berichterstattung der BA zu den Prozeß- 
und Verbleibsdaten der regulären Förderung werden 
dann voraussichtlich günstige Voraussetzungen für 
die erforderlichen tiefergehenden Kausalanalysen 
zum individuellen Nutzen für die einbezogenen Ziel-
gruppen und zum arbeitsmarktpolitischen Erfolg des 
ESF-BA-Programms bestehen. 
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Auszug aus 

Evaluation der Effektivität und Effizienz des Einsatzes der Mittel des 
Europäischen Sozialfonds im Rahmen des Zieles 3 in der Bundesrepublik Deutschland 
(ISG Sozialforschung und Gesellschaftspolitik GmbH, Köln) 

6. Zusammenfassung und Empfehlungen 
für die zweite Förderperiode 

(1) Die Bedeutung des ESF für die Arbeitsmarktpolitik 
in Deutschland liegt in erster Linie darin, daß durch 
die ESF-Kofinanzierung Personengruppen gefördert 
werden können, die nur geringe oder keine Förde-
ransprüche nach dem Arbeitsförderungsgesetz (AFG) 
haben. Darüber hinaus wird es mit ESF-Mitteln mög-
lich, weitergehende erforderliche Angebote zu unter-
breiten - z. B. Kinderbetreuung, flankierende sozial-
pädagogische Betreuung, Auslandspraktika -, die 
ebenfalls im Rahmen des AFG nicht förderfähig sind. 

(2) Bund und Länder nehmen bei der Aufteilung der 
Ziel-3-Mittel in Deutschland eine weitgehend sinn-
volle Aufgabenteilung vor. Während die Länder ihre 
Maßnahmen vor allem auf „arbeitsamtsferne", mei-
stens auch schwer benachteiligte Gruppen konzen-
trieren, verfolgt der Bund die Strategie, Arbeitslose, 
bei denen das Förderinstrumentarium des AFG nicht 
ausreicht, wieder in den Arbeitsmarkt zu integ rieren. 
Neben der Vermittlung in den Arbeitsmarkt mittels 
Einstellungsbeihilfen werden vor allem Qualifizie-
rungsmaßnahmen durchgeführt. Die Maßnahmen 
konzentrieren sich auf vier Schwerpunkte: 

• Langzeitarbeitslose 

• Jugendliche 

• Ausgegrenzte 

• Förderung der Chancengleichheit von Frauen 

(3) Mit dem neuen AFG-Plus, das im wesentlichen 
auch aus Mitteln des ESF gespeist wird, ergibt sich 
allerdings bei dieser Aufgabenteilung eine Verschie-
bung, da der Bund nun in die Lage versetzt wurde, 
Personen zu fördern, die bisher eher zum Klientel der 
Länder gehört haben. .Für die Länder ergeben sich 
daraus teilweise Refinanzierungsprobleme, da sie ih-
re Kofinanzierungsmittel nur noch. zum Teil über die 
Bundesanstalt für Arbeit beschaffen können. Daher 
kam es auch bereits zu Verschiebungen beim geför-
derten Personenkreis und zu Änderungen der Opera-
tionellen Programme, und zwar vor allem bezüglich 
von Maßnahmen im Rahmen von „Hilfe zur Arbeit" 
für Sozialhilfeempfänger. 

(4) Aus Sicht der Evaluatoren bedarf es aufgrund die-
ser Entwicklungen einer verstärkten Strategiediskus-
sion zwischen Bund und Ländern bezüglich der je-
weiligen Schwerpunktsetzungen aber auch der Kofi-
nanzierungsmöglichkeiten. 

(5) Obwohl mit der Umsetzung von Ziel-3-Maßnah-
men aufgrund der verspäteten Bewil ligung der Ope- 

Der vollständige Text ist dem Ausschuß für Familie, Senioren, 
Frauen und Jugend zugeleitet worden. 

rationellen Programme für die Pe riode 1994 bis 1999 
im wesentlichen erst 1995 begonnen werden konnte, 
wurden bisher durch ESF-Maßnahmen bereits 
166 000 Personen erreicht. Sowohl hinsichtlich der 
finanziellen Planungen als auch der Projektionen zur 
Zahl der zu fördernden Personen liegt die Umsetzung 
bisher weitgehend im Soll. 

(6) Insgesamt sollen in der Pe riode 1994 bis 1999 in 
Westdeutschland durch den ESF knapp 450 000 Per-
sonen erreicht werden, darunter 230 000 Langzeit-
arbeitslose, 136 000 Jugendliche, 22 000 von Aus-
grenzung vom Arbeitsmarkt bedrohte besonders 
Benachteiligte und 62 000 Frauen im Förderschwer-
punkt „Ausgegrenzte". 

(7) Entsprechend der effektiv zur Verfügung stehen-
den Laufzeit von Ziel-3 (1995 bis 1999) müßten Ende 
1996 etwa 40 % der Mittel verausgabt bzw. gebunden 
und ca. 40 % der geplanten Teilnehmer gefördert 
worden sein. Bund und Länder zusammen haben bis-
her 39 % der geplanten Mittel ausgegeben bzw. ge-
bunden und 37 % der geplanten Teilnehmer erreicht. 
Wobei die Länder mit einer Mittelbindung von 48 % 
und einer Teilnehmerquote von 55 % ,mit der Umset-
zung etwas weiter vorangeschritten sind als der 
Bund, der auf Quoten von 32 % bzw. 30 % kommt. 

(8) Aufgrund der zunehmenden Probleme am Ar-
beitsmarkt haben vor allem die Länder ihre ursprüng-
lichen Planungen geändert. Im Förderschwerpunkt 
„Ausgegrenzte" haben beispielsweise die Länder die 
Planzahl der Teilnehmer verdoppelt, bei den Jugend-
lichen erfolgte eine Ausweitung um 70 %. 

(9) Am weitesten vorangeschritten ist in der Umset-
zung der Förderschwerpunkt „Chancengleichheit", 
hier wurden bisher bereits 56 % der geplanten För

-

derfälle realisiert. 

(10) Das Kriterium der Chancengleichheit wurde bei 
der bisherigen Umsetzung der Ziel-3-Interventionen 
erfüllt. Im Rahmen des Bundesprogramms waren 
49 % der Teilnehmer Frauen, bei den Ländern beläuft 
sich diese Quote auf 45 %, insgesamt ergibt sich so-
mit ein Frauenanteil von 47 %. Die Förderung von 
Frauen findet nicht nur im Rahmen des Schwer-
punkts Chancengleichheit, auf den bisher 21 % a ller 
Förderfälle entfallen statt, sondern in  gleicher  Weise 
auch in den anderen drei Schwerpunkten. 

(11) Der Förderschwerpunkt „Chancengleichheit" 
kann als besonders erfolgreich bezeichnet werden, 
hier kam es mit 16 % (Durchschnitt a ller Schwer-
punkte: 25 %) zur geringsten Quote an Maßnahme-
abbrüchen (Austrittskoeffizient). Gleichzeitig haben 
Frauen, die in diesem Bereich qualifiziert wurden, zu 
48 % danach Arbeit gefunden (Quote ohne Berück-
sichtigung von Teilnehmerinnen, die nach Ende der 
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Förderung in eine Anschlußqualifizierung einge-
mündet sind). Diese Quote ist einerseits überdurch-
schnittlich und andererseits aufgrund der am Ar-
beitsmarkt herrschenden schwierigen Bedingungen 
auch als außerordentlich hoch einzuschätzen. 

(12) Der ESF fordert, daß Qualifizierungsmaßnahmen 
möglichst mit einem am Arbeitsmarkt auch anerkann-
ten Zertifikat abschließen sollten. In der Vergangen-
heit gehörte dieser Aspekt eher zu den Schwachstel-
len der ESF-Förderung in Deutschland. Nach den 
Evaluationsergebnissen zu schließen, kam es in der 
laufenden Förderperiode aber zu einer Verbesserung. 
Immerhin rd. 75 % der Teilnehmer erhalten nach Maß-
nahmeende ein Zertifikat, das mehr als eine reine 
Teilnahmebestätigung beinhaltet, in 50 % der Fälle 
handelt es sich jedoch „nur" um ein Trägerzertifikat. 
Aufgrund des bisherigen Evaluationsstandes kann 
jedoch nicht beantwortet werden, ob diese Zertifikate 
auch überwiegend das Kriterium „Anerkannt am Ar-
beitsmarkt" erfüllen. Diese Frage muß im Verlauf der 
weiteren Bewertungen gezielt untersucht werden. 

(13) Trotz aller Schwierigkeiten bei der Zertifizie-
rung, die sich aus dem teilweise doch sehr problema-
tischen Teilnehmerkreis von ESF-Maßnahmen erge-
ben, kann die Tatsache, daß rd. ein Viertel der Teil

-

nehmer kein Zertifikat erhält, nicht bef riedigen, da 
Arbeitgeber derzeit am Arbeitsmarkt große Wahl-
möglichkeiten haben und im Wettbewerb um knappe 
Arbeitsplätze der Nachweis, daß entsprechende Qua-
lifikationen erworben wurden, immer wichtiger wird. 

(14) Der Anteil der Teilnehmer, die die Maßnahmen 
vorzeitig beendet haben, liegt mit durchschnittlich 
25 % im Bereich des üblichen (Austrittskoeffizient). 
Überdurchschnittliche Abbrecherquoten sind aus 
Maßnahmen für Jugendliche (29 %) und für Lang-
zeitarbeitslose (27 %) zu vermelden. Hoch motiviert 
sind dagegen Teilnehmerinnen an Maßnahmen im 
Bereich „Chancengleichheit", wo die Abbrecher

-

quote - wie bereits erwähnt - nur 16 % beträgt. Ver-
gleichsweise gering ist diese Quote mit 22 % auch 
bei der Gruppe der Ausgegrenzten, was insofern 
überrascht, als es sich dabei meistens um eine sehr 
schwierige Gruppe handelt. Die Evaluatoren gehen 
davon aus, daß diese geringe Quote darauf zurück-
zuführen ist, daß in diesem Schwerpunkt verstärkt 
Sozialhilfeempfänger gefördert werden und die So

-

zialämter über Druckmittel verfügen, die einem Maß-
nahmeabbruch entgegenwirken. 

(15) In einzelnen Maßnahmen wurden jedoch auch 
sehr hohe Abbrecherquoten ermittelt. Hier hat sich 
gezeigt, daß einerseits bei der Teilnehmerauswahl 
nicht genügend Sorgfalt an  den Tag gelegt wurde 
und andererseits das Angebot an  persönlicher und 
sozialer Unterstützung nicht ausreichend war. Hier 
liegen also auch klare Qualitätsmängel vor, die im 
weiteren Verlauf der Förderperiode energisch be-
kämpft werden sollten, da Maßnahmeabbrüche in 
den meisten Fällen einer Verschwendung von knap-
pen Ressourcen gleichkommen. 

(16) Letztlich mißt sich der Erfolg a ller Qualifizie-
rungs- und Integrationsbemühungen daran, ob es 
gelingt; die Teilnehmer anschließend in Arbeit zu 
bringen. Dieses Geschäft ist aufgrund der problema

-

tischen Situation am Arbeitsmarkt in den letzten Jah-
ren eher schwieriger geworden. Selbst bei „norma-
len" FuU-Maßnahmen der Arbeitsämter liegen diese 
Koeffizienten nur noch bei 40 % bis  maximal 50 %. 

(17) Insgesamt konnten innerhalb von sechs Monaten 
nach Maßnahmeende 45 % der geförderten Teilneh-
mer (Basis: ohne Personen, die in eine Anschlußmaß-
nahme eingemündet sind) in Arbeit vermittelt wer-
den, 40 % waren weiterhin arbeitslos (15 % sonstiger 
Verbleib). Die Evaluatoren bewe rten diese Marge als 
außerordentlich hoch und damit als positiv. Da an

-gesichts der besonderen Probleme der geförderten 
Personen auch geringe Quoten noch akzeptabel ge-
wesen wären. 

(18) Besonders erfolgreich waren bei der Arbeits-
platzsuche Teilnehmerinnen aus dem Schwerpunkt 
Chancengleichheit mit 48 % und die Jugendlichen 
(49 %). Etwas geringer - aber immer noch im befrie-
digenden Bereich - lagen die Quoten bei Langzeitar-
beitslosen mit 43 % und bei Ausgegrenzten mit 44 %. 

(19) Es hat sich gezeigt, daß die Zielgruppen des ESF 
in der Förderung besonderer zusätzlicher Hilfen (z. B. 
Schuldenberatung, Hilfe bei der Wohnungssuche, 
Kinderbetreuung etc.) benötigen, je intensiver diese 
Hilfen sind, desto geringer sind Maßnahmeabbrüche 
und um so höher ist die Integration in den Arbeits-
markt. Schwachstellen, bei diesen Hilfen, die in der 
Tat noch bestehen, sollten daher ganz gezielt abge-
baut werden. Zudem ist festzuhalten, daß gerade der 
ESF solche Hilfen finanzieren kann, während die 
Möglichkeiten des AFG hier eher beschränkt sind. 

(20) Aufgrund der Ausweitungen der Handlungs-
möglichkeiten der Bundesanstalt für Arbeit durch 
das AFG-Plus ist - wie bereits erwähnt - eine Strate-
giediskussion zwischen Bund und Ländern erforder-
lich. Weiterhin müssen die Länder neue Überle-
gungen anstellen, wie diese das sich verschärfende 
Kofinanzierungsproblem zukünftig lösen können. 

(21) Ohne eine Belebung der Arbeitskräftenachfrage 
wird auf Dauer die Integration der ESF-Klientel in 
den Arbeitsmarkt sehr schwierig bleiben, dies hängt 
auch mit der nach Einschätzung der Evaluatoren 
teilweise bestehenden Überreglementierungen des 
deutschen Arbeitsrechtes und Arbeitsmarktes zu-
sammen. 

Hieraus ergeben sich drei Schlußfolgerungen: 

• Träger sollten verstärkt angehalten und in die Lage 
versetzt werden, mit Unternehmen zu kooperieren 
- z. B. bei Praktika und diese Kooperationsbezie-
hungen als Integrationswege nutzen. Die Einschal-
tung von (Gemeinnützigen-) Personalüberlassungs-
unternehmen hat sich dabei durchaus bewährt. 

• Einstellungsbeihilfen kombiniert mit vorangehen-
den Qualifizierungsmaßnahmen sind trotz beste-
hender ordnungspolitischer Bedenken erfolgreich. 

• In Zukunft wird sich die Situation von (benachtei-
ligten) Jugendlichen voraussichtlich weiter zuspit-
zen, die Strategiediskussion sollte diesem Problem 

 besondere Aufmerksamkeit widmen, die Evalua-
toren sehen hier einen Bedarf an  Abstimmung 
zwischen Bund und Ländern. 
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Auszug aus 

Evaluierung der Ziel-4-Fördermaßnahmen des Europäischen Sozialfonds 
in Deutschland (ISG Sozialforschung und Gesellschaftspolitik GmbH, Köln) 

Zusammenfassung und Empfehlungen 

(1) In der Periode 1994 bis 1999 wird in den Mitglied-
staaten der Europäischen Union im Rahmen des Eu-
ropäischen Sozialfonds (ESF) ein neuartiges arbeits-
marktpolitisches Instrumentarium eingesetzt. Das 
neue Ziel-4 des Europäischen Sozialfonds setzt in er-
ster Linie auf die Anpassung von Arbeitnehmern an 
den industriellen und strukturellen Wandel mittels 
Weiterbildung, Umschulung, Orientierung und Bera-
tung. 

(2) Das EPPD zu Ziel-4 für Deutschland verfolgt am-
bitionierte Zielsetzungen, im Vordergrund steht das 
Anliegen, nicht nur reaktiv zu wirken, sondern prä-
ventiv anzusetzen, d. h. Arbeitslosigkeit zu vermei-
den und die Beschäftigungspotentiale vor allem in 
KMU zu stärken. 

(3) Angesichts der immer geringer werdenden Halb-
wertzeit des technischen Wissens reicht eine solide 
berufliche Grundbildung, wie sie in Deutschland tra-
ditionell vermittelt wird, allerdings nicht mehr aus. 
Erforderlich ist lebenslanges Lernen, das sich jedoch 
nicht nur auf fachliche Qualifikationserfordernisse 
beschränken kann, sondern vermehrt auch übergrei-
fende und soziale Kompetenzen benötigt (Stichwort: 
Schlüsselqualifikationen). 

(4) In  Deutschland  teilen sich Bund und Länder die 
Aufgaben bei der Ziel-4-Durchführung. Idealtypisch 
läßt sich diese Aufgabenteilung wie folgt beschrei-
ben: Der Bund konzentriert sich in seinem Pro-
grammteil auf die Qualifizierung von Kurzarbeitern

-

Kombination von Kurzarbeit und Qualifizierung. Die 
Strategie zielt vor allem auf den „Erhalt der Beschäf-
tigungsfähigkeit" (Employability) von Arbeitneh-
mern und die Förderung eines möglichst friktionslo-
sen Übergangs in andere Beschäftigungsbereiche. 
Die Länder wollen dagegen in erster Linie eine Stär-
kung der Weiterbildung in KMU erreichen. Hier ste-
hen der Erhalt des Arbeitsplatzes im bestehenden 
Unternehmen sowie die Stimulierung zusätzlicher 
Beschäftigungsmöglichkeiten im Vordergrund. 

Zur Bedeutung von KMU 

(5) In der Bundesrepublik Deutschland gibt es gut 
3 Mio. mittelständische Unternehmen, d. h. Unter-
nehmen mit weniger als 500 Beschäftigten und weni-
ger als 100 Mio. Jahresumsatz. Diese Unternehmen 
beschäftigen 64 % aller Arbeitnehmer und bilden 
80 % aller Lehrlinge aus. Insgesamt sind zwischen 
1990 und 1995 1 163 000 neue Arbeitsplätze in KMU 
entstanden. Den höchsten Beitrag zum insgesamt 
positiven Arbeitsplatzsaldo lieferte das Existenzgrün-

dungsgeschehen und die Beschäftigungsentwick-
lung in KMU. Als Arbeitsplatzsaldo aus Gründungen 
und Schließungen von Unternehmen aller Größen-
klassen resultieren 784 000 neue Arbeitsplätze, dies 
sind 67,4 % des gesamten Zuwachses an  Arbeitsplät-
zen. 

(6) Diese Daten belegen die Richtigkeit der aus-
drücklichen Einbeziehung des Mittelstands bzw. der 
KMU in Ziel-4. In  vielen Kleinunternehmen ist der 
Ausbildungsstand der Mitarbeiter der Spiegel des 
Ausbildungsstandes des Eigners. Wenn dieser seiner 
eigenen Weiterbildung keinen besonders hohen Stel-
lenwert beimißt bzw. aus Gründen der Überlastung 
nicht beimessen kann, werden sich die daraus entste-
henden Wissensdefizite auf der Ebene der Mitarbei-
terinnen und Mitarbeiter fortsetzen. 

(7) Bei der Verzahnung von beruflicher Bildung und 
Mittelstand sollte auch der Tatsache Rechnung getra-
gen werden, daß ein großer Teil der neuen Arbeits-
plätze in Deutschland auf Unternehmensgründun-
gen zurückgeht. Unternehmensgründungen sind aus 
arbeitsmarktpolitischer Sicht in zweierlei Hinsicht 
von Interesse; einmal resultiert - wie gesagt - ein 
großer Teil neuer Arbeitsplätze aus den laufenden 
Existenzgründungsaktivitäten, und zum anderen 
könnte der Zugewinn von neuen Arbeitsplätzen aus 
dem Gründungsgeschehen noch größer sein, wenn 
es gelänge, die Überlebensquote neugegründeter 
Unternehmen zu steigern; etwa 40 % bis 50 % der 
jungen Unternehmen „sterben" innerhalb der ersten 
fünf Jahre. 

Zur Bedeutung der Weiterbildung 

(8) Wichtigste Träger beruflicher Weiterbildung sind 
mit Abstand die Unternehmen. Der Feststellung, daß 
Betriebe den größten Anteil beruflicher Weiterbil-
dung durchführen bzw. finanzieren, steht indes die 
Tatsache gegenüber, daß nur ein Drittel der Bet riebe 
die Weiterbildung ihrer Mitarbeiter  durch interne 
Weiterbildungsangebote unterstützt. 

(9) Interessant ist die Abhängigkeit der. bet rieblichen 
Weiterbildungsaktivitäten von der jewei ligen Unter-
nehmensgröße: Im Durchschnitt führen Bet riebe mit 
hoher Mitarbeiterzahl auch eine höhere Zahl von 
Weiterbildungsmaßnahmen durch. Die in größeren 
Betrieben durchgeführten Weiterbildungsmaßnah-
men weisen auch günstigere Kosten je Teilnehmer 
auf. Weitere Analysen ergaben, daß größere Unter-
nehmen verstärkt organisierte Formen der Weiterbil-
dung (v.a. interne Lehrveranstaltungen) einsetzen, 
während nur ein Viertel der Kleinbetriebe mit weni-
ger als 20 Mitarbeitern eigene Seminare und Lehr-
gänge veranstaltet. In Kleinbetrieben stehen eindeu-
tig informelle Weiterbildungsformen, das „Lernen 

Der vollständige Text ist dem Ausschuß für Familie, Senioren, 
Frauen und Jugend zugeleitet worden. 
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am Arbeitsplatz'  sowie das „selbstgesteuerte Ler-
nen" im Vordergrund. 

(10) Obwohl die weiterbildungsbezogenen Ausga-
ben der Unternehmen in den vergangenen Jahren 
regelrecht explodiert  sind, wird die Effizienz betrieb-
licher Weiterbildungsaktivitäten jedoch durch fol-
gende generelle Mängel in Frage gestellt: 

• fehlende Kenntnisse/fehlendes Interesse der Un-
ternehmensführung an Fragen der Weiterbildung, 

• fehlendes Personalmanagement, 

• Verzicht auf eine systematische Ermittlung des 
Weiterbildungsbedarfs in den Unternehmen - v.a. 
in KMU, 

• teilweise geringe Bereitschaft der Beschäftigten 
zur Weiterbildung, 

• didaktisch und methodisch unzureichende Lehr-/· 
Lernmethoden, 

• unzureichende Zielgenauigkeit und Aktualität des 
Weiterbildungsangebots, 

• geringer Praxisbezug der Bildungsmaßnahmen/ 
des Lehrpersonals, 

• mangelnder Transfer des Gelernten in die betrieb-
liche Praxis. 

Zur Entwicklung der Kurzarbeit 

(11) Traditionell war Kurzarbeit auf konjunkturelle 
Beschäftigungseinbrüche begrenzt. In dieser Funk-
tion konnte Kurzarbeit beachtliche beschäftigungs-
politische Wirkungen erzielen. In früheren Rezes-
sionsphasen wurde der Arbeitsmarkt in hohem Aus-
maß entlastet. Konjunkturelle Kurzarbeit war bis 
Anfang der 90er Jahre eine stabile Säule der Arbeits-
marktpolitik. 

(12) Die mit der Verbindung von Kurzarbeit und Qua-
lifizierung im Kontext mit struktureller Kurzarbeit 
seit 1988 gemachten positiven Erfahrungen führten 
1993 zu einem Erlaß der BA, der regelte, daß eine 
Qualifizierung von Kurzarbeitenden bei struktureller 
Kurzarbeit nach § 63 Abs. 4 AFG und auch bei kon-
junktureller Kurzarbeit nach § 63 Abs. 1 AFG bei 
Fortzahlung des Kurzarbeitergeldes wünschenswert 
und möglich ist. Mit dem „Aktionsfeld" 2.2 des 
Förderschwerpunkts 2 des EPPD zu Ziel-4 des ESF 
wurde erneut eine Erweiterung der Förderung der 
Qualifizierung von Kurzarbeitern und Kurzarbeite-
rinnen vorgenommen. 

(13) Es lagen somit zunächst günstige Voraussetzun-
gen für eine breite Nutzung des Inst rumentes Kurzar-
beit in Verbindung mit Qualifizierungsmaßnahmen 
vor. Allerdings hat etwa seit 1994 Kurzarbeit als prä-
ventives Instrument der Arbeitsmarktpolitik an Be-
deutung verloren. Zwei Gründe waren hierfür wahr-
scheinlich entscheidend: Seit 1994 wurde Kurzarbeit 
für die Arbeitgeber erheblich verteuert, da ab diesem 
Datum jene die Sozialversicherungsbeiträge auf 80 % 
(der Bemessungsgrundlage bei voller Beschäftigung) 
aufstocken mußten. Der zweite wichtige Grund für 
ein vermutetes Nachlassen der Wirksamkeit von 
(konjunktureller) Kurzarbeit ist darin. zu suchen, daß 
Arbeitgeber bei der derzeitigen Arbeitsmarktlage  

auch im Falle von Entlassungen nicht damit rechnen 
müssen, daß ihnen Humankapital unwiderbringlich 
verloren geht. 

Die Planungen des EPPD für Deutschland 

(14) Ziel-4-Maßnahmen kamen in der Bundesrepu-
blik Deutschland zunächst relativ schwer in Gang. 
Das EPPD zu Ziel-4 für Deutschland wurde von der 
Europäischen Kommission erst im Dezember 1994 
genehmigt. De facto kann davon ausgegangen wer-
den, daß - nach der Genehmigung des EPPD durch 
die Kommission und der darauf erfolgten Umsetzung 
der Regelungen in nationales Recht/Verordnungen 
etc. - nochmals mindestens ein halbes Jahr verstri-
chen ist, bis Ziel-4 planmäßig anlaufen konnte. Mit 
anderen Worten: Ziel-4-Maßnahmen konnten prak-
tisch erst Mitte 1995 in nennenswertem Umfang star-
ten. 

(15) Trotz dieser eher hemmenden Faktoren kann 
heute konstatiert werden, daß Ziel-4 zu einem Pro-
gramm geworden ist, das von den Unternehmen an-
genommen wird und daß auch die anfangs bestehen-
den Verzögerungen verstärkt aufgeholt werden 
konnten. Ende 1996 hat der Bewilligungsstand - be-
zogen auf die für Ziel-4 in den Jahren 1994 bis 1996 
verfügbaren Mittel - rund 50 % betragen. Insgesamt 
laufen (Stand: April 1997) rund 650 Ziel-4 Projekte in 
Bund und Ländern. 

(16) In insgesamt vier Bundesländern - Hessen, Saar-
land, Schleswig-Holstein und Baden-Württemberg

-

wurde die Umsetzung von Ziel-4 massiv forciert. 
Nachdem das Bundesprogramm zunächst eher zäh 
gestartet ist, hat es in der Zwischenzeit Tritt gefaßt 
und erweist sich als besonders wirkungsvoll bei der 
Unterstützung im Falle von Strukturkrisen (z. B. im 
Bereich der elektrotechnischen Indust rie oder der 
Werften). Bis Ende 1996 wurden rd. 2500 Arbeitneh-
mer aus 31 Unternehmen im Rahmen von Kurzarbeit 
qualifiziert. 

(17) Nach den Planungen des EPPD sollten (ohne 
Mittel für technische Hilfe) rund 11 % der Mittel in 
den Bereich „Vorausschätzung/Antizipation", 76 % 
auf Qualifizierungsmaßnahmen und 13 % auf Maß-
nahmen zur „Systementwicklung" entfallen. Nach 
Einschätzung der Evaluatoren macht diese starre 
Aufteilung auf einzelne Schwerpunkte nur bedingt 
Sinn. Die Evaluation einzelner Projekte hat gezeigt, 
daß ein „gutes" Ziel-4-Projekt sich oft durch eine In-
tegration aller drei Schwerpunkte auszeichnet. Der-
zeit steht die Besetzung der einzelnen Schwerpunkte 
weitgehend im Einklang mit den im EPPD formulier-
ten Zielen. Unterrepräsentiert sind jedoch die Auf-
wendungen für antizipatorische Studien. 

Thematische Prioritäten der Länderprogramme 

(18) Analysiert man die thematischen Prioritäten der 
Projekte, dann läßt sich eine sehr breite inhaltliche 
Orientierung feststellen. Die wichtigsten Ziele der 
Projekte sind: die Entwicklung neuer bet rieblicher 
Organisationskonzepte, die Förderung der Weiterbil-
dungsbereitschaft der Arbeitnehmer, die Entwick-
lung neuer Weiterbildungskonzepte und praktische 
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Anwendung dieser Konzepte, die Erhöhung der Sen-
sibilität für den Bedarf an Weiterbildung bei Unter-
nehmen und Führungskräften, Unterstützung von 
Unternehmen mit Anpassungsproblemen und die 
Anpassung der Qualifikation der Arbeitnehmer aus 
Krisenbranchen. 

(19) Die Rangfolge der Projektprioritäten kann nach 
Einschätzung der Evaluatoren als in hohem Maße 
problemadäquat eingeschätzt werden, die Maßnah-
men setzen einerseits an den im EPPD beschriebenen 
Zielen an, andererseits ist eine hohe Übereinstim-
mung mit  der  Problemanalyse im Rahmen der Meta

-

Studie festzustellen. Etwas zu kurz kommen aller-
dings einige Themenbereiche, die wir ausgehend 
von der Meta-Studie als besonders relevant bezeich-
nen möchten. Angesprochen ist vor allem der fast 
vollständige Verzicht auf Fördermaßnahmen im Be-
reich der Existenzgründung und -sicherung. 

(20) Die Projekte der Lander lassen sich wie folgt ty-
pologisieren: 

Typ 1: (Anteil 8 %) Diese Projekte richten sich aus-
schließlich an Bet riebe mit schweren Problemen, es 
wird überwiegend Beratung angeboten, die inhaltli-
che Ausrichtung - z. B. hinsichtlich der Einführung 
neuer Organisationskonzepte, Erhöhung der Weiter-
bildungsbereitschaft - ist äußerst gering. 

Typ 2: (Anteil 11 %) Diese Projekte haben sich die 
Weiterbildung von Frauen auf die Fahne geschrie-
ben, im Kontext mit lokalen Initiativen soll vorrangig 
die Weiterbildungsbereitschaft von Arbeitnehmerin-
nen gefördert werden. Hier dominieren Beratungs-, 
Informations- und Sensibilisierungsmaßnahmen. 

Typ 3: (Anteil 16 %) Projekte, die zu Typ 3 zählen, 
können als inhaltlich äußerst schwach bezeichnet 
werden, eine klassische strategische Ausrichtung ist 
nicht zu erkennen, hier dominieren eher simple Maß-
nahmen, um Arbeitnehmer an neue Aufgaben heran-
zuführen (EDV-Kurse etc.). 

Typ 4: (Anteil 12 %) Auch diese Projekte zielen vor al-
lem auf Unternehmen in einer Krisensituation ab, im 
Gegensatz zu Typ 1 wird hier jedoch versucht, durch 
die Implementation neuer Organisationskonzepte, 
Einführung neuer Produktionskonzepte, Entwick-
lung von Weiterbildungsstrategien und Sensibilisie-
rungsmaßnahmen, das „Übel" grundlegend anzuge-
hen. 

Typ 5: (Anteil 10 %) Diese Projekte lassen sich am be-
sten mit dem Begriff „Kooperationsansätze" klassifi-
zieren. Ziel ist vor allem die Schaffung kooperativer 
Strukturen von KMU auf lokaler und regionaler Ebe-
ne. Durch eine gezielte Einbeziehung des Manage-
ments sollen auf bet rieblicher Seite die organisatori-
schen Voraussetzungen für die Umsetzung des Kon-
zeptes des „lernenden Unternehmens" geschaffen 
werden. Dabei wird auch auf die Durchführung von 
Sensibilisierungsmaßnahmen gesetzt. 

Typ 6: (Anteil 42 %) Dieser Projekttyp verfolgt die 
Stärkung der Anpassungs- und Wettbewerbsfähig-
keit von KMU, vor allem wird dabei auf eine verbes

-

serte Organisationsstruktur in den Unternehmen ge-
setzt. Es werden Sensibilisierungsmaßnahmen so

-

wohl für das Management als auch für die Arbeitneh

-

mer durchgeführt. Ziel ist längerfristig der Aufbau 
von Strukturen, die es den Unternehmen ermögli-
chen, ihre Qualifikationsprobleme aus eigener Kraft 
zu lösen (u. a. lernendes Unternehmen). Es werden 
exemplarische Weiterbildungskonzepte entwickelt. 
Projekte des Typs 6 sind solide, aber nicht unbedingt 
überragend. 

Branchen- und Betriebsgrößenverteilung 

(21) Bisher dürften durch Ziel-4-Maßnahmen insge-
samt 31 500 Arbeitnehmer aus knapp . 5 000 Unter-
nehmen erreicht worden sein. Die beteiligten Unter-
nehmen gehören zu 95 % zum Mittelstand, nur 5 % 
der Unternehmen (ca. 250) haben mehr als 500 Mitar-
beiter. Diese Struktur wurde im wesentlichen durch 
die Unternehmensbefragung bestätigt. 

(22) Die Tatsache, daß Ziel-4-Projekte der Länder 
überwiegend KMU erreichen; bedeutet nicht 
zwangsläufig, daß auch die geförderten Arbeitneh-
mer in erster Linie aus KMU kommen. Großbetriebe 
sind zwar hinsichtlich der Teilnehmer häufiger ver-
treten als hinsichtlich ihrer Zahl, der Anteil der Teil-
nehmer aus Großunternehmen erreicht mit nur 20 bis 
25 % jedoch eine Marge, die verdeutlicht, daß Ziel-4 
in den Ländern tatsächlich auf kleine und mittlere 
Unternehmen konzentriert ist. 

(23) Ziel-4 stellt die Förderung von solchen Unter-
nehmen 'und dort  beschäftigten Arbeitnehmern in 
den Vordergrund, die vom Strukturwandel besonders 
stark betroffen sind. Dies sind in erster Linie Unter-
nehmen des verarbeitenden Gewerbes. Diese Ziel-
setzung spiegelt sich auch in der Branchenauswahl 
der durchgeführten Maßnahmen eindeutig Wider. 
Der wichtigste Interventionsbereich der Projekte ist 
mit einem Anteil von 62 % die Indust rie, gefolgt vom 
Handwerk (19 %) und den sonstigen Dienstleistun-
gen (16 %). Aufgrund der besonderen Anpassungs-
probleme des industriellen Sektors kann diese Auf-
teilung grundsätzlich als sinnvoll eingeschätzt wer-
den. 

Zielgruppen der Maßnahmen 

(24) Frauen werden nicht in dem Maße erreicht, wie 
es ihrem Anteil an allen Erwerbstätigen entspricht 
(rd. 40 %). In Ziel-4-Maßnahmen liegt der Frauenan

-

teil bei 25 %. Diese Unterrepräsentation hängt jedoch 
mit der Branchenausrichtung der Projekte zusam-
men. 

(25) Die Zielgruppenorientierung der Ziel-4-Projekte 
läßt sich zusammenfassend wie folgt beschreiben: 
Eine Hälfte der Projekte setzt bei Arbeitnehmern an, 
die sich aufgrund des Strukturwandels an neue Auf-
gaben anpassen müssen, hierzu zählen vor allem 
Facharbeiter, Sachbearbeiter und auch Un- und An-
gelernte. Bei diesen Arbeitnehmergruppen ist die 
Gefahr des Arbeitsplatzverlustes auf Dauer relativ 
groß. Die andere Hälfte der Projekte setzt auf einen 
stärker systemischen Ansatz, d. h. hier wird in den 
Unternehmen konkret an Veränderungen von Struk-
turen gearbeitet, die einer optimalen Weiterbildung 
bisher im Wege standen. Diese Maßnahmen verfol- 
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gen einen Multiplikatorenansatz, d. h., sie versuchen 
über die Ansprache und Qualifikation der Unterneh-
mer und Führungskräfte die Bedingungen zu schaf-
fen, damit diese Betriebe sich überhaupt mit der Fra-
ge der Weiterbildung beschäftigen und auch in die 
Lage versetzt werden, diese sinnvoll durchzuführen. 

(26) Aufgrund dieser Dualität der Ansätze stellt sich 
die Struktur der in den Projekten angesprochenen 
Zielgruppen auch entsprechend differenzie rt  dar. 
Am häufigsten wurden von den Projekten betriebli-
che Multiplikatoren, Unternehmer und Führungs-
kräfte genannt (jeweils rd. 40 %), wobei es sich da-
bei in der Regel nicht um alte rnative, sondern um 
kombinierte Zielgruppen handelt. An zweiter Stelle 
folgen „Problemgruppen", worunter die Projekte 
nicht unbedingt die klassischen .Problemgruppen 
des Arbeitsmarktes verstehen, sondern durchaus 
auch qualifizierte Arbeitnehmer wie Facharbeiter, 
Sachbearbeiter oder Meister, deren Arbeitsplätze 
wegen Umstrukturierungsmaßnahmen gefährdet 
sind. 

(27) Innovative Projekte liegen besonders dann vor, 
wenn im Rahmen der Maßnahmen Qualifizierung 
mit antizipatorischen Maßnahmen und Aktivitäten 
auf dem Gebiet der Systementwicklung verbunden 
werden. Reine Qualifikationsmaßnahmen zeichnen 
sich eher durch den Einsatz von Standardinstrumen-
ten aus. 

(28) Eine weitere Innovation in der Projektorganisa-
tion besteht darin, daß ein Teil der Projekte neben 
der klassischen Schulung fester Teilnehmergruppen 
auch mit wechselnden Teilnehmern im Rahmen eines 
einzelnen Projektes arbeitet. Dabei handelt es sich 
zwar nur um 13 % aller Projekte mit Ansätzen im 
Maßnahmeschwerpunkt 2, diese Projekte repräsen-
tieren allerdings 34 % aller Ziel-4-Teilnehmer. In 5 % 
aller Projekte kommt es zu einer Kombination des 
klassischen Ansatzes mit der Va riante „variable Teil- 
nehmerstruktur" . Hervorzuheben sind die Projekte 
mit variabler Teilnehmerstruktur deshalb, weil dabei 
in den Unternehmen ad-hoc-Arbeitsgruppen zur Er-
arbeitung spezifischer Lösungen gebildet werden, 
die je nach thematischem Schwerpunkt - temporär 
andere betriebliche Experten, wie z. B. Ausbilder, Or-
ganisationsfachkräfte, aber auch Facharbeiter und 
Sachbearbeiter (z. B. bei der Einführung von Grup-
penarbeit) etc. hinzuziehen. 

(29) Insgesamt lassen die Angaben der Träger auf die 
Frage, welche Institutionen maßgeblich zur Entwick-
lung der Projektidee beigetragen haben, welche An-
regungen aufgegriffen wurden oder auf welche Er-
fahrungen zurückgegriffen wurde, auf einen relativ 
hohen Praxisbezug schließen. Im einzelnen wurden 
genannt: 

• Erfahrungen aus Kontakten mit 
Unternehmen 	 42 % 

• Kooperation mit Ministerium/Fonds-
verwalter 	 42 % 

• Kooperation mit Verbänden, Kammern etc. 32 % 

• Aufgrund direkter Anregung von 
teilnehmenden Unternehmen 	 28 % 

• Kooperation mit Gewerkschaften/ 
Betriebsräten 	 24 % 

• Auf Basis von Studie 	 8 % 

Vor allem diese hohe Bedeutung von direkten und in-
direkten Kontakten zum Unternehmenssektor dürfte 
dazu beigetragen haben, daß nur etwa ein Viertel 
der Projekte als eher schwach zu bewe rten ist. 

Kosten der Maßnahmen 

(30) Eine wichtige Frage, die sich im Kontext mit ESF 
kofinanzierten Maßnahmen ergibt - vor allem auch, 
wenn davon die Unternehmen begünstigende Effek-
te ausgehen (können) - ist die nach den Kosten der 
Maßnahmen. Im Durchschnitt be tragen die Kosten 
bei Maßnahmen mit festen Teilnehmern je Stunde 
34,- DM, bei wechselnden Teilnehmern 54,- DM. 

(31) Ob diese Preise angemessen sind, kann ohne Re-
ferenzgrößen nicht beantwortet werden. Wir haben 
daher auf drei Wegen versucht, solche Größen zu er-
mitteln. Einerseits wurde untersucht, welche Richt-
werte die Arbeitsämter bei der Bewil ligung von Maß-
nahmen für Arbeitslose anlegen, andererseits - und 
dies sind die realis tischeren Größen - haben wir ana-
lysiert, welche Kosten Unternehmen am externen 
Markt für Weiterbildung zu tragen haben. Drittens 
haben wir eine Studie des Instituts der Deutschen 
Wirtschaft (iw) zu den Weiterbildungskosten von Un- 
ternehmen herangezogen. 

(32) Die Auswertung der. Arbeitsamtssätze ergab, 
daß hier die Stundenkosten in Rela tion zu den oben 
erläuterten Maßnahmekosten außerordentlich gering 
sind: Sie liegen in der Regel zwischen 5,- DM und 
9,- DM pro Stunde. Dabei muß berücksichtigt wer-
den, daß bei Auftragsmaßnahmen der Arbeitsämter 
natürlich auf Standardangebote zurückgegriffen 
werden kann, für die keine neuen Konzepte entwik-
kelt werden müssen und auch zuvor eine genaue Be-
darfsanalyse in den Betrieben nicht durchgeführt 
wird. Daher sind die genannten Preise von Arbeits-
amtsmaßnahmen kaum als Maßstab heranzuziehen. 

(33) Aus diesem Grund wurde in einem weiteren 
Schritt untersucht, welche Kosten Betrieben entste-
hen, wenn sie „Angebote von der Stange" bei exter-
nen Anbietern einkaufen. Dazu wurden die Kursan-
gebote mehrerer IHKs und HWKs ausgewertet. Hier 
liegen die Stundensätze zwischen 7,- DM und 
50,- DM. Diese „Marktpreise" für - wohlgemerkt -
„Stangenware", die, wie unsere Analysen gezeigt 
haben, den Bedarf von KMU nur teilweise treffen, lie-
gen zwar über den Sätzen der Arbeitsämter, aber im-
mer noch unter denen im Rahmen von Ziel-4. Bezo-
gen auf Maßnahmen mit festen Teilnehmern, die 
durchschnittlich 34,- DM/Stunde kosten, sind die ge-
nannten Marktpreise um ca. 40 % bis 50 % geringer. 

(34) Auch dieser Vergleich trifft die reale Situation in 
Ziel-4-Projekten nur bedingt, da hier vielfach neue 
Angebote, die für die Betriebe maßgeschneidert sind, 
entwickelt werden und sich diese Kursangebote von 
den Bildungsträgern später nur bedingt ohne weitere 
Anpassungen vermarkten lassen. 
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Nach den Ergebnissen der Studie des iw liegen die 
Durchschnittskosten der Betriebe bei der Organisa-
tion von Weiterbildungsmaßnahmen je Stunde zwi-
schen 28,- DM bei extern durchgeführten Maßnah-
men und 84,- DM bei internen Maßnahmen (einschl. 
der Overheadkosten der Unternehmen). Stellt man 
diese Kostensätze den Kosten von Ziel-4-Maßnah-
men gegenüber, dann kann bei Ziel-4-Projekten ins-
gesamt gesehen von einer Überteuerung nicht ge-
sprochen werden. Die Kosten für Weiterbildungs-
maßnahmen, die das iw ermittelt hat, liegen im 
Durchschnitt (ohne Overheadaufwendungen) um ca. 
10,- DM über den Ziel-4-Kostensätzen. 

Probleme der Träger bei der Umsetzung von Ziel-4 

(35) Die typischen Probleme, die Ziel-4-Träger bei 
der Umsetzung ihrer Maßnahmen nannten, lauten: 
Widerstände der Arbeitnehmer, sich (teilweise) in der 
Freizeit weiterbilden zu lassen, denen das Bemühen 
der Betriebe gegenübersteht, einen möglichst großen 
Teil der Qualifizierung in die Freizeit zu legen; gerin-
ges Interesse bestimmter Arbeitnehmergruppen an 
Weiterbildung; Sicherung der Kofinanzierung durch 
die Unternehmen. Allerdings fällt das Gewicht dieser 
und weiterer Aspekte in Abhängigkeit von der Art 

 der durchgeführten Maßnahme äußerst unterschied-
lich aus. 

Grundsätzlich gilt dabei, daß in den umfassenden 
Maßnahmen, die neben der reinen Qualifizierung 
den Bedarf der Arbeitnehmer und Bet riebe differen-
ziert erheben und auch im Bereich der Systement-
wicklung aktiv sind, eine gänzlich andere Problem-
stellung zu beobachten ist als beispielsweise in 
(Standard-)Maßnahmen, die nur die Weiterbildung 
zum Gegenstand haben. Maßnahmen, die sich aus-
schließlich auf die Weiterbildung konzentrieren, lei-
den vor allem am geringen Interesse der Arbeitneh-
mer und Widerständen der Arbeitnehmer, sich in der 
Freizeit qualifizieren zu lassen. Dagegen treten aber 
kaum Probleme bei der Kofinanzierung durch Unter-
nehmen auf. Projekte, die alle drei Schwerpunkte be-
inhalten, haben zwar mehr Probleme, für ihre - ver-
gleichsweise teureren - Ansätze die Kofinanzierung 
der Unternehmen zu bekommen. Es gelingt ihnen 
aber wesentlich besser, auch Un- und Angelernte in 
die Maßnahmen zu integrieren, das Interesse der Ar-
beitnehmer zu wecken und auch deren Bereitschaft 
für die Weiterbildung in der Freizeit zu steigern. 

Die Ergebnisse der Unternehmensbefragung 

(36) Hinsichtlich der Struktur der teilnehmenden Un-
ternehmen ist festzuhalten, daß diese weitgehend 
den Angaben der befragten Projektträger entspricht: 
Die KMU-Relevanz der Projekte ist eindeutig: nur 
17 % der befragten Unternehmen haben mehr als 
500 Mitarbeiter, 13 % zwischen 250 und 499. Nach 
der KMU-Definition, die in Deutschl and angelegt 
wird, waren somit 83 % der geförderten Unterneh-
men KMU, nach der Definition der EU-Kommission 
immerhin noch 70 %. Auch die Branchenstruktur ent-
spricht den Angaben der Träger: 44 % der Unterneh-
men kommen aus der Industrie, 15 % aus dem Hand-
werk, und 16 % aus den sonstigen Dienstleistungen. 

Wir möchten es nochmals wiederholen, die Schwer-
punktsetzung im Bereich der Industrie ist sinnvoll, 
dieser Sektor leidet am stärksten unter den Globa-
lisierungstendenzen und dem verstärkten Wettbe-
werb. Der Fakt, daß aber rd. 55 % aus anderen Bran-
chen - Handwerk, Dienstleistungen, Handel usw. - 
kommen, trägt dagegen den dort  noch bestehenden 
Beschäftigungspotentialen Rechnung. 

(37) Im Zusammenhang mit der Kommentierung der 
Trägerbefragung hatten wir bereits darauf hingewie-
sen, daß Ziel-4 auf Ebene der Länder kein reines Kri-
seninterventionsprogramm ist, sondern neben Unter-
nehmen, die sich in einer schwierigen oder sehr 
schwierigen Lage befinden, auch Unternehmen er-
faßt, die positive Beschäftigungsverläufe und -erwar-
tungen haben. Die Erhebung bei den Unternehmen 
hat diese Strukturen bestätigt. Nimmt man die aktu-
elle Situation (Beschäftigungsentwicklung im abge-
laufenen Jahr), dann halten sich Unternehmen mit 
Beschäftigungsgewinnen (31 %) und solche mit Be-
schäftigungsverlusten (27 %) fast die Waage, 42 % 
hatten einen stabilen Beschäftigungsverlauf. Deut-
lich wird aber auch, daß in den letzten Jahren die 
Wachstumsdynamik dieser KMU deutlich abgenom-
men hat, in der Periode 1990 bis 1993 hatten immer-
hin noch 38 % der befragten Unternehmen einen Be-
schäftigungszuwachs und nur 27 % einen Beschäfti-
gungsabbau. 

Längerfristig erwartet ein Teil der Unternehmen, die 
in den vergangenen Jahren Personal abgebaut ha-
ben, eine Verbesserung der Situation, in den kom-
menden zwei bis drei Jahren rechnen noch 15 % mit 
weiteren Arbeitsplatzverlusten. Aus den Angaben 
der Unternehmen zu den Effekten der Ziel-4-Maß-
nahmen kann geschlossen werden, daß diese mit 
dazu beigetragen haben, den Beschäftigungsabbau 
in einem Teil der KMU (über 10 %) zu stoppen. Im-
merhin 32 % der Unternehmen, die im Rahmen von 
Ziel-4 ihre Mitarbeiter geschult haben, planen einen 
Beschäftigungszuwachs. 

(38) Eine der zentralen Fragen, die sich bei der Um-
setzung von Ziel-4 stellt, ist die, ob durch Ziel-4 in 
den KMU mehr in Sachen Weiterbildung unternom-
men wird, als bisher. Hier ist die Antwort eindeutig, 
innerhalb der letzten drei Jahre wurden in den be-
fragten Unternehmen insgesamt nur 18 % der Mitar-
beiter im Rahmen von Weiterbildung qualifiziert, 
d. h. pro Jahr nur etwa 6 % bis 8 %. D.h., in Ziel-4-
Maßnahmen sind tatsächlich überwiegend Unter-
nehmen mit einer sehr unterdurchschnittlichen Wei-
terbildungsquote anzutreffen. In dieser Beziehung ist 
eine zentrale Zielvorgabe tatsächlich erreicht wor-
den. Die neu angelaufenen Ziel-4-Maßnahmen wer- 
den kurzfristig insgesamt etwa 13 % a ller Mitarbeiter 
erreichen, dies entspricht etwa einer (temporären) 
Verdoppelung der bisherigen Weiterbildungsaktivi-
täten in diesen Unternehmen. Mit der angesproche-
nen Verdoppelung der üblichen Teilnehmerquoten 
ist nur teilweise eine Ausweitung des Angebotes auf 
bisher vernachlässigte Arbeitnehmergruppen ver-
bunden. 

(39) Die bisherigen Erfahrungen der Unternehmen 
mit den durchgeführten Qualifizierungsmaßnahmen 
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können als überraschend positiv bewe rtet werden. 
Dies gilt sowohl für die eingesetzten Lehr- und Lern-
materialien, die Effekte auf die Motivation der Mitar-
beiter, die Angemessenheit der Lehr- und Lernme-
thoden, die Kompetenz der Ausbilder und den Pra-
xisbezug. Selbst das leidige Kostenthema wird von 
den Unternehmen nicht problematisiert: 66 % mein-
ten, das Kosten-Nutzen-Verhältnis wäre gut oder 
sehr gut, 18 % bezeichneten dies immerhin noch als 
befriedigend. 

(40) Die wesentlichen Effekte für die Unternehmen 
bestehen darin, daß: 

• die Arbeitsmotivation erhöht wird 	56 % 

• die Arbeitsproduktivität steigt 	 49 % 

• eine effizientere Arbeitsorganisation 
möglich ist 	 48 % 

• die Wettbewerbsfähigkeit steigt 	43 % 

• die Arbeitskräfte flexibler eingesetzt 
werden können 	 43 % 

• die Weiterbildungsbereitschaft 
der Mitarbeiter steigt 	 40 % 

• . Kostensenkung eintritt 	 35 % 

• neue Managementkompetenzen 
erworben werden 	 32 % 

(41) Der Nutzen aus der Weiterbildungsmaßnahme 
für die Unternehmen und die Arbeitnehmer liegt - so 
das eindeutige Ergebnis der Erhebung - vor allem im 
organisatorisch-sozialen Bereich und weniger auf 
dem Feld der Technologie oder von Produktionsver-
fahren etc. Dies läßt darauf schließen, daß es nur zu 
einem geringen Teil zur Finanzierung von „Stan-
dardaufgaben der Unternehmen" im Kontext mit 
Ziel-4-Maßnahmen gekommen ist. 

(42) Wenn Ziel-4 mehr als nur ein Strohfeuer in den 
beteiligten Unternehmen auslösen soll, dann bedarf 
es einer Überführung der dabei gewonnenen Erfah-
rungen in die „Regelmaßnahmen" der Bet riebe, und 
zwar ohne daß es dafür weitere öffentliche Subven-
tionen gibt. Auch hier ist das Ergebnis positiv: 

• Immerhin hat mehr als ein Viertel (28 %) der Un-
ternehmen angegeben, „auf jeden Fall" die neuen 
Methoden und Verfahren auf Dauer anwenden zu 
wollen. 

• Weitere 28 % sind sich ziemlich sicher, daß sie 
diese Konzepte weiter nutzen wollen. 

• Bei 27 % dürften nur einige der neuen Methoden 
und Verfahren auf längere Sicht zum Einsatz kom-
men. 

• 1 % verneinte diese Frage und 16 % waren sich 
noch nicht schlüssig. 

Fazit: Aus Sicht der Unternehmen war Ziel-4 bisher 
ein großer Erfolg. Ihre Erwartungen an das Pro-
gramm wurden weitgehend erfüllt. Die teilnehmen-
den Unternehmen schaffen per Saldo eher zusätzlich 
Arbeitsplätze, als daß sie ihre Mitarbeiterzahl verrin-
gern. Die Bildungsangebote waren überwiegend be-
darfsgerecht und haben große Chancen, auf Dauer in 
die betriebliche Praxis einzugehen. Im Vordergrund 
standen Maßnahmen zur Steigerung der O rganisa

-

tions- und Handlungskompetenz der Mitarbeiter, 
rein technisch orientierte Maßnahmen waren von ge-
lingerer Bedeutung. Nur teilweise ist es jedoch ge-
lungen, die selektiven Prozessè bei der Auswahl der 
Mitarbeitergruppen, die an  Schulungsmaßnahmen 
teilnehmen, zu durchbrechen. Ziel-4 ist nur zu einem 
geringen Teil ein Programm zur direkten Förderung 
von Un- und Angelernten. 

Kurzarbeit und Qualifizierung - Umsetzung der 
Projekte des Bundes 

(43) Obwohl der Mittelabfluß zunächst hinter den Er-
wartungen zurückblieb, haben zumindest 31 Unter-
nehmen in den alten Bundesländern von der Verbin-
dung von Kurzarbeit und Qualifizierung bis Ende 
1996 Gebrauch gemacht. Insgesamt sind durch Ziel-4 
bis zum 31. Dezember 1996 ca. 3 500 bis 4 000 Mitar-
beiter in den Genuß einer Qualifizierung gekommen. 

(44) Die Tatsache, daß die Maßnahme „Kurzarbeit 
und Qualifizierung" bis Ende 1996 noch keine große 
Breitenwirkung entfaltet hat, schränkt die Möglich-
keit zur Verallgemeinerung der in den beteiligten 
Unternehmen und Auffanggesellschaften erhobenen 
Informationen ein. Allerdings lassen die Befunde er-
ste Trendaussagen zur Wirksamkeit des Programmes 
zu. 

(45) Die Verbindung von Kurzarbeit und Qualifizie-
rung war bisher vor allem ein Instrument für größere 
Unternehmen. Kleine Unternehmen und mittlere mit 
bis zu 500 Beschäftigte machen am gesamten Ge-
schehen nur einen Anteil von etwa einem Drittel aus. 
Von der Gesamtzahl der etwa 3 500 bis 4 000 quali-
fizierten Mitarbeiter entfallen nur 100 auf KMU. Die 
Teilnehmerstruktur ist durch eine Altersspanne von 
25 bis 45 Jahren sowie einen sehr hohen Männeran-
teil geprägt. Frauen sind aufgrund des hohen Anteils 
gewerblicher Kräfte unter den Teilnehmern unterre-
präsentiert. 

(46) Überwiegend äußerten sich die befragten Perso-
nal- und Unternehmensleiter sehr zufrieden über 
den Verlauf und das Ergebnis der Qualifizierungs-
projekte bei konjunktureller Kurzarbeit. Meist konn-
ten mit geringem Mitteleinsatz große Effekte erzielt 
werden. Alle durchgeführten Schulungen waren un-
mittelbar auf betriebliche Anforderungen ausgerich

-

tet und praxisgerecht ausgestaltet, wobei dieser posi-
tive Effekt durch den Einsatz bet riebsangehöriger 
Praktiker (Meister o. ä.) noch verstärkt wurde. Diese 
hohe Praxisnähe stellt im Vergleich zu üblichen be-
ruflichen Weiterbildungsaktivitäten - insbesondere 
externen Standardseminaren - eine Ausnahme dar. 

(47) Als Probleme bei der Umsetzung von Qualifizie-
rungsmaßnahmen bei konjunktureller Kurzarbeit 
wurden von den Unternehmen genannt: 

• Die systematische inhaltliche Vorbereitung von 
Qualifizierungsmaßnahmen: Bei kurzfristig erf or-
derlicher (konjunktureller) Kurzarbeit bleibt den 
Personalverantwortlichen kaum Zeit für eine an-
gemessene Vorbereitung der Lehrgangskonzepte. 
D.h., die Verbindung von konjunktureller Kurzar-
beit und Qualifizierung läßt sich überwiegend nur 
dann realisieren, wenn im Betrieb Multiplikatoren 
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vorhanden sind, die kurzfristig Kurse, Lehrgän-
ge, Gruppenarbeitskonzepte etc. implementieren 
können. 

• Die nicht in allen Fällen ausreichende Informa-
tionspolitik der Arbeitsämter: Manche Unterneh-
men und auch Beschäftigungsgesellschaften er-
fuhren erst relativ spät von der Möglichkeit zur öf-
fentlichen Förderung von Kurzarbeit und Qualifi-
zierung. 

• Unklarheiten in bezug auf das Antragsverfahren 
und fördertechnische Regelungen: Manche Ar-
beitsämter mußten bei Detailfragen erst Rückspra-
che mit zentralen Stellen der Arbeitsverwaltung 
halten, bevor Bewilligungsbescheide an die Unter-
nehmen ergehen konnten. Verantwortlich hierfür 
sind die tatsächlich komplizierten Regelungen für 
die Bewilligung der Verbindung von konjunktu-
reller Arbeitslosigkeit und Qualifizierung. 

(48) Die Beschäftigungswirksamkeit der Projekte 
wird in den einzelnen Unternehmen unterschiedlich 
eingeschätzt. Ein Teil der befragten Bet riebe mit kon-
junktureller Kurzarbeit hatte bereits vor der Durch-
führung von Kurzarbeit Entlassungen durchgeführt. 
Durch diese Vorab-Freisetzung von Mitarbeitern er -

folgt möglicherweise eine Negativselektion, die zur 
Folge hat, daß nur die verbleibenden Kräfte, also die 
besonders qualifizierten Mitarbeiter, in den „Genuß" 
einer Schulung kommen. Die Mehrzahl dieser Betrie-
be (mit konjunktureller Kurzarbeit) konnte im An-
schluß an die AFG-Plus-Qualifizierung auf betriebs-
bedingte Entlassungen verzichten und erwartet, we-
gen einer mittlerweile verbesserten Auftragslage, 
auch in Zukunft hierauf verzichten zu können. 

(49) Etwa ein Drittel der Bet riebe gab an, daß die Ar-
beitsplätze der kurzarbeitenden Arbeitnehmer infol-
ge der Qualifizierung gesichert worden seien. Hier-
bei spielte auch die Tatsache eine Rolle, daß qualifi-
ziertere Mitarbeiter vielseitiger einsetzbar sind. Bei 
Auslastungsschwankungen in einzelnen Produktseg-
menten wird daher zukünftig in geringerem Maße 
Kurzarbeit erforderlich sein - nicht zuletzt sinkt hier-
durch auch die Wahrscheinlichkeit von Entlassun-
gen. 

(50) Die Antwort auf die Frage, ob durch die Verbin-
dung von konjunktureller Kurzarbeit und Qualifika-
tion Arbeitsplätze in größerem Umfang gesichert 
werden konnten, fällt ambivalent aus. Da aufgrund 
der bisher nur geringen Breitenwirkung des Instru-
mentes Verallgemeinerungen schwierig sind, möch-
ten wir die Befunde in Thesenform zusammenfassen: 

• Bei einem Teil der Betriebe erfolgt Kurzarbeit und 
Qualifizierung nachdem bereits Entlassungen er-
folgt sind. Das Instrument dient vor allem dazu, 
Mitarbeiter die man halten möchte, zu qualifizie-
ren. 

• Ein anderer Teil benutzt das Instrumentarium, um 
Un- und Angelernte zu qualifizieren, damit diese 
Aufgaben von - höher bezahlten - Fachkräften 
übernehmen können. Hier kommt es zu einem 
Verdrängungswettbewerb von unten nach oben. 

• Ein unmittelbarer Zusammenhang zwischen der 
Qualifizierungsmaßnahme und der Arbeitsplatzsi

-

cherung besteht bei etwa einem Drittel der Unter-
nehmen mit konjunktureller Kurzarbeit. 

• Bei der Mehrzahl der Unternehmen kam es nach 
der Kurzarbeitsphase zu keinen weiteren Entlas-
sungen (wohl aber teilweise im Vorfeld). Hier gilt, 
daß die Phase der Kurzarbeit sinnvoll genutzt 
wurde. 

(51) Fazit: Ein abschließendes Urteil ist noch- nicht 
möglich, es deutet sich jedoch an, daß die Hauptef-
fekte der Verbindung von konjunktureller Kurzarbeit 
und Qualifizierung darin liegen, daß die Zeit der 
Kurzarbeit sinnvoll genutzt wird - was auch das 
Hauptziel dieses Instrumentes ist. Aufgrund der 
kurzarbeitsbegleitenden Qualifizierung werden in 
etwa einem Drittel der Unternehmen Arbeitsplätze 
gesichert, weil die Arbeitnehmer zukünftig flexibler 
einsetzbar sind. Da die qualifizierten Mitarbeiter fast 
vollständig im jeweiligen Unternehmen gehalten 
werden konnten, ist die Wirksamkeit sehr positiv zu 
bewerten. 

Qualifizierung und strukturelle 
Kurzarbeit/Kurzarbeit-Null 

(52) Die Verbindung von struktureller Kurzarbeit und 
Qualifizierung ist das Hauptziel des deutschen EPPD 
zu Ziel-4 des ESF. Hier wird darauf verwiesen, daß 
vor allem Kurzarbeiter qualifiziert werden sollen, die 
von Arbeitslosigkeit bedroht sind. Insgesamt sieben 
der analysierten Bundesprojekte richten sich an Un-
ternehmen, die sich in struktureller Kurzarbeit befin-
den oder an entsprechende Auffanggesellschaften, 
die deren Mitarbeiter übernommen haben. In der 
Mehrzahl handelt es sich um Kurzarbeit-Null. 

(53) Als organisiertes Angebot bieten die Auffangge-
sellschaften zunächst sog. Findungsmaßnahmen an, 
die eine Orientierungsphase, Berufs- und Karrierebe-
ratung, Bewerbungstrainings und eine Unterstüt-
zung im Umgang mit dem Arbeitsamt beinhalten. 
Diese Findungsmaßnahmen werden aus regulären 
Mitteln der Arbeitsförderung finanziert. Nachdem 
der Qualifizierungsbedarf der Arbeitnehmer festge-
stellt ist, führen die Auffanggesellschaften je nach 
Zielgruppe ausgerichtete Schulungen und Seminare 
durch. 

(54) Angaben zu den erreichten Vermittlungsquoten 
sind von den Beschäftigungsgesellschaften nur teil-
weise zu erhalten. Im Durchschnitt werden - soweit 
Daten vorliegen - diese Quoten auf 20 % bis 25 % be-
ziffert. Bei Teilnehmern, denen auch ein Praktikum 
vermittelt worden war, lag die Quote etwas höher (25 
bis 30 %). 

(55) Ein wichtiger Grund für die geringen Wiederein-
gliederungsquoten besteht da rin, daß die „großen" 
Struk-KuG-Fälle fast alle in Regionen angesiedelt 
sind; die nicht zuletzt durch den Zusammenbruch 
und die teilweise zuvor erfolgten Massenentlassun-
gen der betroffenen Unternehmen bzw. der Vorgän-
gerunternehmen der Auffanggesellschaften in ihrer 
wirtschaftlichen Entwicklung massiv betroffen wur-
den. Dies setzt der Aufnahmefähigkeit des Arbeits-
marktes enge Grenzen. 
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(56) Fazit: Auch für die Verbindung von struktureller 
Kurzarbeit und Qualifizierung lassen sich endgültige 
Schlußfolgerungen noch nicht ziehen. Die meistens 
erforderliche Überführung der in struktureller Kurz-
arbeit qualifizierten Arbeitnehmer auf andere Ar-
beitsplätze wird durch die sehr geringe Arbeitskräf-
tenachfrage in den jeweils betroffenen Regionen 
stark eingeschränkt: Bisher kam es zu Vermittlungs-
quoten in der Größenordnung 20 % bis 30 %. 

(57) Generell ist festzuhalten, daß bisher die Inan-
spruchnahme des Instrumentariums Kurzarbeit und 
Qualifizierung eher gering war. Daher stellt sich die 
Frage, ob das Instrument überhaupt geeignet ist. 
Grundsätzlich glauben die Evaluatoren, daß dieser 
strategische Ansatz weiterverfolgt werden sollte, und 
zwar aus folgenden Gründen: 

• Die Bedeutung struktureller Kurzarbeit nimmt - 
ausgehend von einem sehr geringen Niveau - seit 
einiger Zeit wieder sprunghaft zu. 

• Die Auffanggesellschaften können aufgrund ihrer 
Kapital- und Finanzierungssituation die Kosten für 
die Qualifizierung ihrer Kurzarbeiter häufig nicht 
aufbringen, bereits die Finanzierung der Sozial-
versicherungsbeiträge führt bei diesen Trägern zu 
Schwierigkeiten. Die Erfahrungen zeigen, daß 
ohne Qualifizierung die Erfolge begrenzt sind. 

Kosten-Nutzen-Analyse 

(58) Ein wichtiger Bestandteil des Untersuchungsauf-
trages bestand in der Durchführung einer Kosten-
Nutzen-Analyse für die Ziel-4-Interventionen in 
Deutschland. Die besondere Problematik dieser Auf-
gabe bestand darin, daß zwar die Kostensituation ei-
nigermaßen transparent ist, der Nutzen jedoch sehr 
schwer zu beziffern ist. Vor allem stellt sich die Frage, 
welche Nutzenindikatoren heranzuziehen sind und 
wie diese im Einzelfall zu gewichten sind. Für die 
Evaluatoren ergab sich daraus die Aufgabe ein prag-
matisches Instrument für die durchzuführende Ko-
sten-Nutzen-Analyse zu entwickeln, das vor allem 
auch keine „Scheingenauigkeit" vorgaukelt, indem 
es den Versuch unternimmt, den Nutzen in monetä-
ren Größen zu messen. 

(59) Ausgehend von diesen Überlegungen wurden 
zunächst insgesamt 28 Kriterien entwickelt, anhand 
derer die Kosten- und die Nutzen-Seite der Ziel-4-In-
terventionen zu bewe rten war. Einschließlich einiger 
Unterkategorien handelt es sich um insgesamt 38 Ein-
zelaspekte, die von uns mit Schulnoten zwischen 1 
und 6 bewertet wurden (vgl. dazu Seiten 165 ff.). 

(60) Das zentrale Ergebnis - bei einer zusammenfas-
senden Bewertung aller einzelnen Kriterien - der Ko-
sten-Nutzen-Analyse ist, daß das Programm bezogen 
auf seine zentralen Zielsetzungen als kosteneffektiv 
- was nicht unbedingt preiswert bedeutet - zu be-
zeichnen ist. Auf der oben erläuterten Schulnoten-
skala von 1 bis 6 ergibt sich über alle Kriterien ein 
Mittelwert von 2,6. Darin äußert sich bereits die im 
Zusammenhang mit der Typologie der Maßnahmen 
beschriebene Einschätzung, daß wir es auf der einen 
Seite mit sehr innovativen Ansätzen zu tun haben  

(ein knappes Viertel der Projekte) und etwa 40 % 
dem soliden Durchschnitt zuzurechnen sind. 

(61) Nimmt man zunächst die Stärken der Maßnah-
men, dann sind vor allem zu nennen: 

• Der eindeutige Mittelstandsbezug der Umsetzung. 

• Zu den Highlights zählt auch, daß die Maßnahmen 
darauf abzielen, die in KMU bestehenden Defizite 
der Weiterbildungspraxis zu besei tigen: d. h. Ent-
wicklung kostengünstiger Angebote und auf die 
Bedarfe von KMU abgestellter Maßnahmen und 
Module. 

• Der konsequente Multiplikatorenansatz vieler Pro-
jekte, der sich dadurch auszeichnet, daß vor allem 
auch Unternehmer und Führungskräfte aus KMU, 
die bisher eher ein Nadelöhr bei der Weiterbil-
dung darstellten, in die Maßnahmen einbezogen 
wurden 

• Von hoher Relevanz ist auch die Schaffung von Or-
ganisations- und Kommunikationskompetenz bei 
Arbeitnehmern wie den Unternehmen. 

• In den Länderprogrammen wurde ein hoher Be-
schäftigungssicherungseffekt festgestellt. 

• Die in den Maßnahmen eingesetzten Lernmetho-
den sowie die Qualität der verwandten Materia-
lien waren gut. 

• Die Maßnahmen konzentrieren sich nicht aus-
schließlich auf Krisenbranchen und Unternehmen 
mit gravierenden Anpassungsproblemen, auch 
KMU mit positiven Beschäftigungsperspektiven 
werden berücksichtigt, der Branchenmix ist als 
sinnvoll einzustufen. 

• Das Kosten-Nutzen-Verhältnis ist aus Sicht der 
teilnehmenden Unternehmen günstig. 

• Bei den Kosten je Qualifizierungsstunde kann 
ebenfalls von einem angemessenen Verhältnis ge-
sprochen werden. 

• Bei der Bewertung der Mitnahmeeffekte sind wir 
vom Kriterium der Zusätzlichkeit ausgegangen, 
d. h. von der Frage, ob Unternehmen überhaupt 
erstmals (oder seit längerer Zeit) Weiterbildungs-
maßnahmen durchgeführt haben, bzw. in wel-
chem Umfang Arbeitnehmergruppen in Maßnah-
men einbezogen wurden, die bisher eher von Wei-
terbildung ausgeschlossen waren. Die Mitnahme-
effekte waren vergleichsweise gering. 

(62) Schwachpunkte des Programms, die den Nutzen 
etwas einschränken, liegen auf folgenden Gebieten: 

• Un- und Angelernte wurden nicht im intendierten 
Umfang in die Maßnahmen einbezogen. 

• Die Maßnahmen setzen zwar sehr stark auf Kom-
munikations- und Organisationskompetenz, die 
fachliche Tiefe der Maßnahmen ist dagegen eher 
schwach ausgeprägt, es dominieren eher Stan-
dardinhalte. Vor dem Hintergrund der Anforde-
rungen, die sich aus der Globalisierung der 
Märkte ergeben, konnten die Angebote hier nur 
mit der Note „ausreichend" bewe rtet werden. 

• Als äußerst gering hat sich nach unserer Einschät-
zung der Wert von Studien (Schwerpunkt 1) her- 
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ausgestellt, wenn diese nicht in konkrete Qualifi-
zierungsprojekte integriert  wurden. 

• Obwohl nicht explizit als Maßnahme im Rahmen 
von Ziel-4 definiert, sehen wir einen großen Bedarf 
im Bereich der Qualifikation und des Coachings 
von Existenzgründern bzw. jungen Unternehmen. 
Ein solcher Ansatz kann in den Projekten aller-
dings so gut wie nicht entdeckt werden. 

• Nicht ganz den Erwartungen entsprochen haben 
weiterhin die Bemühungen der Projektträger, die 
Kooperation von KMU auf dem Feld der Weiterbil-
dung zu stärken. 

Beziehungen zu ADAPT 

(63) Auf der Länderebene sind Synergieeffekte zwi-
schen Ziel-4-Projekten und ADAPT nach unserer 
Einschätzung weitgehend gewährleistet. Dies ergibt 
sich schon daraus, daß die Programmverantwortung 
in den einzelnen Ministe rien meistens in einer Hand 
liegt. Aufgrund des hohen Aufwandes bei der Ein-
werbung von (öffentlichen) Kofinanzierungsmitteln 
leidet jedoch häufig die strategische Planung. 

(64) Der zentrale Ergänzungseffekt von Ziel-4 und 
ADAPT besteht darin, daß - so die Ergebnisse der 
Zwischenevaluation bei ADAPT im Rahmen von 
ADAPT häufiger „experimentiert" wird bzw. werden 
kann, während bei Ziel-4 mehr an konkret existie-
renden Problemen angesetzt wird, die möglichst 
rasch gelöst werden sollen. Die Gefahr, daß ADAPT

-

Projekte im wesentlichen nur Ziel-4-Projekte mit ei-
ner mehr oder minder ausgeprägten transnationalen 
Komponente sind, kann weitgehend verneint wer-
den. 

(65) Bei den Bundesmaßnahmen besteht naturgemäß 
nur eine geringe thematische Überschneidung zwi-
schen Ziel-4 und ADAPT. Eine sinnvolle Ergänzung 
könnte dadurch erreicht werden, daß im Rahmen von 
ADAPT Konzepte zur besseren Verknüpfung von 
Kurzarbeit und Qualifizierung entwickelt werden. 
Insbesondere wäre zu überlegen, wie in den Unter-
nehmen relativ kurzfristig erste Grundlagen für eine 
Personalentwicklung/Organisationsentwicklung ge-
legt werden könnten. 

Empfehlungen für die weitere Laufzeit von Ziel-4 

(66) Unter Berücksichtigung der Tatsache, daß es 
sich bei Ziel-4 um eine neuartige Interventionsart 
handelt,, die für die Träger zunächst eine große Her-
ausforderung darstellte, da teilweise neue Konzepte 
entwickelt werden mußten, kann der bisherige Nut-
zen der Maßnahmen positiv bewertet werden. Der 
Mittelstandsbezug ist klar gegeben, die Projekte 
setzten überwiegend an den zentralen Problemen 
der Weiterbildungspraxis in KMU an. Das Bundes-
programm dürfte nach zögerlichem Anlaufen in den 
kommenden Monaten im wesentlichen die damit ver-
bundenen Intentionen erfüllen, hier wird jedoch eine 
Konzentration auf Großbetriebe und Auffanggesell

-

schaften vorherrschend sein. Die Kosten für die Maß-
nahmen sind für die Unternehmen attraktiv, der Nut-
zen ist hoch. Auch aus Sicht der öffentlichen Pro-

grammverwalter können die Kosten der Maßnahmen 
als angemessen bewertet werden. 

Der Nutzen der Interventionen ließe sich nach Ein-
schätzung der Evaluatoren jedoch dadurch steigern, 
daß die oben genannten Schwächen abgebaut wer-
den. Im einzelnen schlagen wir vor: 

(67) Kooperation von KMU in den meisten Projekten 
bedeutet nur, daß diese vom Projektträger „gepoolt" 
werden. Wir schlagen vor, mehr Projekte zu fördern, 
bei denen die - längerfristige - Weiterbildungsko-
operation, analog zu Kooperationsprojekten bei der 
Lehrlingsausbildung im Mittelpunkt steht. 

(68) Unterentwickelt sind in Ziel-4-Maßnahmen zur 
Qualifikation von Existenzgründern und Coaching-
angebote für junge Unternehmen. Da die Steigerung 
der Überlebensfähigkeit von jungen Unternehmen 
einen erheblichen Beitrag zur Schaffung neuer Ar-
beitsplätze leisten könnte, sollten diese Ansätze häu-
figer gefördert werden. Wir schlagen dem Bund vor, 
das Bundesprogramm um diese Komponente zu er-
weitern. Vor allem aufgrund der stark steigenden Be-
deutung der Existenzgründungsförderung via § 55 a 
AFG drängen sich solche flankierenden. Maßnahmen 
geradezu auf. Hierzu wäre eine stärkere Kooperation 
der Arbeitsämter mit den Kammern und anderen In-
stitutionen, die sich mit der Förderung und Beratung 
von Existenzgründern befassen, erforderlich. Wir 
möchten in diesem Kontext auf das seit etwa einem 
Jahr in NRW laufende Modell, an dem auch das Lan-
desarbeitsamt maßgeblich beteiligt ist, verweisen. 

(69) Die Verknüpfung von konjunktureller Kurzarbeit 
mit Qualifizierung, die bisher aufgrund der admini-
strativen Vorgaben eher schwierig ist, hat sich in der 
Praxis - das lassen zumindest die wenigen bisher 
durchgeführten Maßnahmen erkennen - bewäh rt . 
Wir plädieren für eine verstärkte Förderung dieser 
Komponenten. Hierzu sind erforderlich: Die Beseiti-
gung administrativer Hemmnisse, eine bessere Infor-
mation der Unternehmen durch die Arbeitsämter so-
wie die Unterstützung bei der kurzfristigen Ermitt-
lung des Qualifikationsbedarfs bzw. der Entwicklung 
eines Schulungskonzepts. 

Um die erforderlichen Informationen und Erfahrun-
gen zu sammeln und die - bezogen auf die einzelnen 
Arbeitsämter - beschränkten Ressourcen nicht zu 
„verzetteln", wäre es sinnvoll eine Konzentration auf 
einzelne „Modellarbeitsämter" vorzunehmen, in de-
nen eine nennenswerte Anzahl von kurzarbeitenden 
Betrieben anzutreffen ist. Hier könnten sich einzelne 
Arbeitsamtsmitarbeiter gezielt mit der Beratung der 
Betriebe befassen. Wie wir oben ausgeführt haben, 
sind solche Maßnahmen am ehesten in Bet rieben zu 
realisieren, die die Qualifizierung mit „Bordmitteln" 
durchführen können, also nur im begrenzten Umfang 
auf die Unterstützung externer Bildungsträger ange-
wiesen sind. Die Mitarbeiter der Arbeitsämter könn-
ten hier entscheidend dazu beitragen, das betriebli-
che Know-how mit dem der Externen zusammenzu-
führen. Vorstellbar wäre auch, daß Bet riebe, die 
Kurzarbeit und Qualifizierung durchführen wollen, 
bei der Konzeptentwicklung auf externe Berater zu-
rückgreifen könnten, die vom Arbeitsamt vermittelt 
und teilweise aus Ziel-4 finanziert werden. 
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(69) Die thematische Ausrichtung der Projekte auf 
der Länderebene weist nach unserer Einschätzung 
noch inhaltliche Defizite auf. Zu den Schlüsselqualifi-
kationen zählt nicht nur Methoden- und Sozialkom-
petenz. Der ganze Bereich der globalisierungsrele-
vanten Themen ist noch reichlich unterentwickelt. 

(70) Die „Rekrutierung" der Unternehmen für Ziel-4-
Maßnahmen erfolgt immer noch zu stark trägerbezo-
gen. Hier besteht die Gefahr, daß sich „Weiterbil-

dungskartelle" bilden. Die Evaluatoren sehen einen 
Schwachpunkt der Umsetzung darin, daß zwar bei 
der Projektgenese mit den relevanten Akteuren aus 
Wirtschaft und Gewerkschaften zusammengearbeitet 
wird, insgesamt aber die Information der Betriebe 
nur sehr begrenzt über diese Akteure erfolgt. Dies 
führt dazu, daß in den Maßnahmen in erheblichem 
Umfang Unternehmen anzutreffen sind, die schon 
häufiger von vergleichbaren Fördermaßnahmen pro-
fitiert haben. 
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Auszug aus 

Evaluierung der Gemeinschaftsinitiative ADAPT in Deutschland 
- Zwischenbewertung 1997 (ISG Sozialforschung und Sozialpolitik GmbH, Köln) 

VI. Zusammenfassung 

Die Spannbreite der in diesem Bericht behandelten 
Themenstellungen erfordert für eine Zusammen-
fassung eine Reduzierung auf einzelne Bereiche. Aus 
den. Anforderungen des Strukturwandels für Unter-
nehmen und der do rt  beschäftigten Arbeitnehmer 
abgeleitet, konzentriert sich die Zusammenfassung 
auf die Aspekte der Globalisierung und der Be-
schäftigungsentwicklung sowie auf die Bestandsauf-
nahme der beruflichen Weiterbildung. Diese Aus-
führungen bilden den Hintergrund, vor dem die 
anschließend sehr kurz und prägnant dargestellten 
Ergebnisse der bisherigen Evaluationsarbeit zu 
sehen sind. Der Bericht schließt mit einer ersten Ein-
schätzung und weiterführenden Hinweisen sowie 
Anregungen für die weitere Förderung. 

1. Aspekte des Strukturwandels: Globalisierung 
und Beschäftigungsentwicklung 

Im Zusammenhang mit der vieldiskutierten Standort-
frage der Bundesrepublik Deutschland wird immer 
wieder auf die „Globalisierung der Wi rtschaft" hin-
gewiesen, wobei nicht immer klar ist, ob die Globali-
sierung von Märkten oder von Unternehmen gemeint 
ist. Hinzu kommt, daß es keine einheitliche Defini-
tion von Globalisierung gibt, sondern lediglich hin-
sichtlich bestimmter Merkmale eine gewisse Ober-
einstimmung besteht. 

Als Ursachen für die zunehmende Globalisierung 
sind im wesentlichen auszumachen: Die Liberalisie-
rung der Güter- und Kapitalmärkte, technologischer 
Fortschritt, verbesserte Transport-, Informations- und 
Kommunikationssysteme und die zunehmende Öff-
nung von Ländern für Direktinvestitionen einschließ-
lich der erforderlichen Verbesserung der Rahmen-
bedingungen. Die verschiedenen Entwicklungslinien 
und Faktoren der Internationalisierung sind mit-
einander wechselseitig verknüpft und erschweren 
damit Vorhersagen erheblich. 

Mit der Liberalisierung des Welthandels und einer 
wachsenden internationalen Verflechtung sind ins-
besondere für die exportorientierte deutsche Volks-
wirtschaft, die einen hohen Anteil des produzieren- 
den Gewerbes ausweist, erhebliche Chancen ver-
bunden. Auf der Kehrseite dieser Entwicklung ste-
hen zweierlei Risiken: Zum einen besteht die Gefahr, 
daß die immer noch sehr stark korporatistisch ver-
faßte deutsche Wirtschaft eine zu geringe Anpas-
sungsgeschwindigkeit entwickelt - z. B. durch eine 
erst allmähliche Fortentwicklung von Berufsbildern 
und Weiterbildungskonzepten. Zum anderen ist fest

-

zustellen, daß der Druck auf unqualifizie rte wie qua-
lifizierte Arbeitskräfte zunimmt, wenn immer besser 
qualifizierte Arbeitskräfte - z. B. in den sich rasant 
entwickelnden Schwellenländern Südostasiens - zu 
Konkurrenten werden. 

ADAPT sollte dazu beitragen, daß Methoden, Struk-
turen und Inhalte der Aus- und Weiterbildung schnel-
ler und besser an veränderte Bedarfsstrukturen an-
gepaßt werden. Zielgruppe dieser Anstrengungen 
müssen Mitarbeiter aller Hierarchie- und/oder Quali-
fikationsstufen sein. Weiterhin sollte durch die bei-
spielhafte Erprobung des Konzepts des „lernenden 
Unternehmens" (o. ä.) in ADAPT-Projekten, die An-
passungsfähigkeit der Betriebe generell gesteigert 
werden. 

Von besonderem Interesse sind die Auswirkungen 
der Globalisierung für die Beschäftigten in Klein-
und Mittelunternehmen. Allgemein wird davon aus-
gegangen, daß gerade KMU aufgrund begrenzter 
materieller und persönlicher Ressourcen erhebliche 
Probleme haben, sich den Herausforderungen der 
Globalisierung zu stellen. So ergab eine jüngst für 
das Bundeswirtschaftsministerium erstellte Studie, 
daß KMU im Zusammenhang mit Internationali-
sierung vor allem die Sprachkenntnisse ihrer Mit-
arbeiter als Problem sehen (58 % der Nennungen). 
Als weitere defizitäre Bereiche wurden angegeben: 
Organisationsfähigkeiten (47 %), prozeßorientiertes 
Arbeiten (45 %) , Mitarbeiterführung (41 %) und Ko-
operation mit Kunden (40 %). Weniger oft wurden 
„Qualitätsmanagement" (37 %) sowie „Kenntnisse 
ausländischer Absatz- und Beschaffungsmärkte" 
(32 % bzw. 28 %) genannt. 80) Dieser Befund bestätigt 
die Annahme, daß die transnationale Orientierung 
und die Verbesserung der beruflichen Kenntnisse 
und damit der Innovationskapazitäten wichtige 
Handlungsfelder zur Stärkung der Wettbewerbs-
fähigkeit und der Beschäftigungssituation sind. 

Insgesamt ist festzuhalten, daß durch die Globalisie-
rung die Arbeits- und Berufsstrukturen einschließlich 
der Qualifikationsanforderungen ebenso nachhaltig 
beeinflußt werden wie die Arbeitsmärkte. 

Die Analyse der verfügbaren statistischen Angaben 
und die kritische Würdigung vorliegender Beschäf-
tigungsprognosen brachte Ergebnisse, die zum Teil 
von der öffentlichen Diskussion abweichen. Nach 
der jüngsten Handwerkszählung sind mittlerweile 
(Stand 1995) in diesem Bereich rund 6,1 Mio. Perso-
nen beschäftigt. Berücksichtigt man, daß die Indu-
striestatistik auch Handwerksbetriebe teilweise mit-
einschließt, dann dürfte das Handwerk bezüglich der 
Beschäftigungsrelevanz eine ähnliche Bedeutung 
wie die Industrie erreicht haben. Im Gegensatz zur 

Der vollständige Text ist dem Ausschuß für Fami lie, Senioren, 
Frauen und Jugendzugeleitet worden. 80 ) Friedrich/Lagemann/Fieten (1996), S. 354. 
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Industrie ist in den vergangenen Jahren im Hand-
werk die Beschäftigung weiter gestiegen. Damit wird 
deutlich, daß das Handwerk als eher „traditioneller" 
Bereich erhebliche Wachstumspotentiale birgt. Ge-
stützt wird dies auch durch die Beschäftigungsent-
wicklung in einzelnen Berufen. Die größten Beschäf-
tigungszuwächse sind nicht nur bei den anspruchs-
vollen Dienstleistungsberufen und den technologisch 
ausgerichteten Berufen, sondern auch bei klassi-
schen Berufsfeldern, wie metallbearbeitenden Tätig-
keiten, zu finden. Die zuweilen anzutreffende einsei-
tige Festlegung auf Hochtechnologien als beschäfti-
gungspolitischer Hoffnungsträger ist zu relativieren 
und vor einer „High-Tech-Hysterie" zu warnen. 

Die künftige Bedeutung des Dienstleistungssektors 
steht außer Frage. Während bei einfachen Tätig-
keiten allerdings eine weitere Abnahme der Beschäf-
tigung zu erwarten ist, werden für anspruchsvolle, 
sog. sekundäre Dienstleistungen positive Beschäf-
tigungsimpulse vorausgesagt. Insbesondere auf den 
Gebieten der Ausbildung, der Beratung und Betreu-
ung sowie der Organisation und des Managements 
wird mit einem Zuwachs an Beschäftigung gerech-
net. Gleichfalls außer Frage steht die künftig heraus-
ragende Bedeutung des Informationssektors. Aller -
dings liegen über das Ausmaß, die Verteilung sowie 
die Folgen einer zunehmenden Verbreitung von  In-
formations-  und Kommunikationstechnologien keine 
gesicherten, differenzie rten Erkenntnisse vor. Erwar-
tet wird, daß diese Technologien auch kleinen und 
mittleren Unternehmen zu einer größeren Wett-
bewerbsfähigkeit verhelfen können, und daß sie die 
Ansprüche an die Qualifikation der Erwerbstätigen 
verändern. 

In welche Richtung sich die Mitarbeiterprofile ent-
wickeln sollen bzw. werden, wird - ungeachtet der 
notwendigen brauchen- und tätigkeitsbezogenen 
Differenzierung - von den Unternehmen nur vage 
beschrieben: Hohe örtliche und zeitliche Mobilität, 
Mehrfachqualifizierung und vielseitige Einsatzfähig-
keit, soziale Kompetenzen insbesondere der Team-
fähigkeit sowie hohe Flexibilität sind die am meisten 
genannten Stichworte. 

2. Entwicklungen in der beruflichen Weiterbildung 

In einer Wissensgesellschaft, deren Wettbewerbsfä-
higkeit durch die Fähigkeit zur schnellen Entwick-
lung und Umsetzung neuer Technologien bestimmt 
ist, übernimmt die berufliche Weiterbildung, aufset-
zend auf einer beruflichen Grundqualifikation, die 
Rolle der betriebsspezifischen Anpassung und Ak-
tualisierung von Qualifikationen. Hierdurch steigt 
der Stellenwert der Weiterbildung - auch im Ver-
gleich zur dualen Ausbildung und Hochschulaus-
bildung. Parallel hierzu werden Anstrengungen zur 
besseren Verzahnung von Schulbildung, Dualer Aus-
bildung, Hochschulbildung und Weiterbildung un-
ternommen. Anerkannt wird die Notwendigkeit, die 
Durchlässigkeit zwischen verschiedenen Bildungs-
wegen zu erhöhen. 

Das „Berichtssystem Weiterbildung" des Bundesmi

-

nisteriums für Bildung, Wissenschaft, Forschung und 
Technologie kommt zu dem Ergebnis, daß die Teil

-

nahmequote an berufsbezogenen Lehrgängen und 
Kursen von 10 % im Jahre 1979 auf 24 % im Jahre 
1994 gestiegen ist.8 1) Demnach haben im Jahre 1994 
ca. 11,2 Mio. Personen mindestens einmal an  einer 
beruflichen Weiterbildung teilgenommen. Die Teil-
nahmequote lag für 1994 in den neuen Bundeslän-
dern mit 27 % etwas höher als in den alten Bundes-
ländern (23 %). 

Folgt man den Untersuchungen des Ins tituts der 
deutschen Wirtschaft (IW), so sind die Unternehmen 
mit Abstand der bedeutendste Träger der beruflichen 
Weiterbildung. Der Umfang bet rieblicher Weiter-
bildungsaufwendungen hat in den letzten beiden 
Jahrzehnten erheblich zugenommen. Anfang der 
siebziger Jahre ermittelte die „Edding-Kommission" 
des Deutschen Bundestages einen Be trag von jähr-
lich 2,1 Milliarden DM, der laut Angaben des IW ein 
Jahrzehnt später auf 8,7 Milliarden DM anstieg und 
im Jahre 1992 mit 36,5 Milliarden DM seinen bisheri-
gen Höchstwert erreichte. Eine Untersuchung. des 
Statistischen Bundesamtes sowie des Bundesinstituts 
für Berufsbildung beziffert die bet rieblichen Weiter-
bildungsaufwendungen des Jahres 1993 allein für 
Lehrveranstaltungen mit 16,6 Milliarden DM. Der 
entsprechende Wert der W-Untersuchung beträgt 
für das Jahr 1992 22,6 Milliarden DM. 82) Die öffent-
lichen Ausgaben für die berufliche Weiterbildung 
beliefen sich laut dem IW im Jahre 1992 auf 
ca. 30 Milliarden DM. 

Zur Höhe der Weiterbildungsquote in Unternehmen 
liegen unterschiedliche Untersuchungsergebnisse 
vor - auch hinsichtlich des Zusammenhangs von Un-
ternehmensgröße und Weiterbildungsvolumen. Die 
Abweichungen der Ergebnisse erklären sich aus un-
terschiedlichen Abgrenzungen sowie unterschied-
lichen Erhebungs- und Schätzverfahren. Die Unter-
suchung des Instituts der deutschen Wirtschaft 
kommt zu dem Ergebnis, daß Kleinstunternehmen im 
Vergleich zu Großunternehmen die höchsten Weiter-
bildungsquoten je 100 Mitarbeiter aufweisen. Hier-
bei wurde anscheinend eine umfassende Begriffs-
definition, die auch informelle Varianten der Weiter

-

bildung beinhaltet, verwandt. Großunternehmen set-
zen dagegen stärker auf eigene Seminare und Lehr-
gänge. Andere Untersuchungen kommen zu dem 
Schluß, daß die Beteiligung an externen und/oder 
internen Weiterbildungsmaßnahmen mit zunehmen-
der Unternehmensgröße ansteigt - bei einer durch-
schnittlichen jährlichen Weiterbildungsquote von 
rund 15 % der Belegschaft. 

Die Angebote der Weiterbildungsträger werden kri-
tisch beurteilt: Immerhin zwei von fünf befragten Per-
sonalverantwortlichen halten laut einer Studie des 
Instituts der deutschen Wirtschaft das externe Bil-
dungsangebot zumindest teilweise für nicht paß- 

81) Die Teilnahmequote wurde gemessen in Prozent der Er-
werbstätigen (1979) bzw. in Prozent der Erwerbsbevölke-
rung (1994). 

82) Die letztgenannten 22,6 Milliarden DM beziehen sich nur 
auf die vom IW genannten Kosten für „interne und externe 
Lehrveranstaltungen" sowie „haupt- und nebenamtliches 
Weiterbildungspersonal" - nicht aber auf informelle Formen 
der Weiterbildung. Die vom BIBB/Statistischen Bundesamt 
angeführten 16,6 Milliarden DM sind hiermit am ehesten 
vergleichbar. 
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genau oder bedarfsorientiert. Mehr als 35 % der be-
fragten Manager bescheinigten zumindest teilweise 
qualitative Mängel. 

Neben formalisierten Bildungsformen (Seminar, In-
formationsveranstaltung) gewinnt zunehmend die in-
formelle Weiterbildung an Gewicht. Hierzu zählt das 
Lernen am Arbeitsplatz, das Lesen von Fachliteratur 
oder das selbstgesteuerte Lernen mit Hilfe von 
Medien. Methodische Ansätze der beruflichen Wei-
terbildung sind vor allem auf eine bessere Verzah-
nung von Arbeit und Lernen ausgerichtet. Die Rolle 
der Weiterbilder wandelt sich unter diesem Vorzei-
chen vom Lehrer zum Wissensorganisator. Kennt-
nisse der Praktiker im Betrieb werden stärker zur Ge-
staltung betriebsinterner Weiterbildungsmaßnahmen 
in Anspruch genommen. Zur Förderung des lebens-
langen Lernens ist eine auf ältere Erwerbstätige ab-
gestimmte Lehr- und Lernmethodik erforderlich. Vor-
handene Erfahrungen und Kompetenzen der Lernen-
den sind zu berücksichtigen. Den Bedürfnissen die-
ser Zielgruppe kommt eine projektorientierte und 
praxisnahe Lehrmethode am nächsten. 

Neue Formen der Wissensvermittlung, wie Computer 
Based Training und multimediales Lernen, sind für 
Unternehmensleitungen interessant, da Ausfallzeiten 
der Mitarbeiter sowie Reise- und Übernachtungs-
kosten minimiert werden können. Zeiten geringen 
Arbeitsanfalls können dank computerunterstützter 
Lernmedien zur Weiterbildung am Arbeitsplatz ge-
nutzt werden. Die Akzeptanz multimedialen Lernens 
ist derzeit schwer abschätzbar. Relevant für ADAPT 
ist in erster Linie die Frage, ob die neuen Lernmedien 
auch in kleinen und mittleren Unternehmen erfolg-
reich anwendbar sind. Voraussetzungen hierfür sind 
die entsprechende Akzeptanz auf Anwenderseite 
sowie die Bereitschaft der Weiterbildungsträger, sich 
mit den neuen Medien auseinanderzusetzen. 

In den Leitungsebenen der Unternehmen wird die Be-
deutung der beruflichen Weiterbildung nach wie vor 
unterschätzt. Eine systema tische Ermittlung des be-
trieblichen Qualifikationsbedarfs bildet die Ausnah-
me. In verstärktem Maße gilt dies für kleine und mitt-
lere Unternehmen, die nur selten eine s trategische 
Verknüpfung von Unternehmensentwicklung (Perso-
nalentwicklung/Organisationsentwicklung) und Qua

-

lifizierungsanstrengungen rea lisieren. Ziel dieser Be-
strebungen kann neben der Mitarbeiterschulung 
eine umfassende Veränderung bet rieblicher Abläufe 
(z. B. durch Einführung von Gruppenarbeit) sowie 
eine Veränderung der Kommunikationsstrukturen 
sein. Die im Operationellen Programm der Gemein-
schaftsinitiative ADAPT angestrebte Beratung von 
Unternehmen - v.a. im Hinblick auf deren Qualifika-
tionserfordernisse - und die Einführung neuer Orga-
nisationsstrukturen ist daher zu begrüßen. 

3. Befunde zur bisherigen Umsetzung 
der Gemeinschaftsinitiative ADAPT 

Die Umsetzung der Gemeinschaftsinitiative ADAPT 
litt in der ersten Förderphase ganz erheblich unter 
den ungünstigen Rahmenbedingungen, von denen 
insbesondere drei hervorzuheben sind: Das Diktat 
eines sehr knapp bemessenen Zeitplanes, das OP für 

die Bundesrepublik wurde erst am 18. Mai 1995 ge-
nehmigt, für die Durchführung der ersten Ausschrei-
bungsrunde blieben kaum drei Monate, und dies in 
einer Situation, in der sich die Trägerlandschaft zu-
nächst auf das neuartige Instrumentarium einstellen 
mußte. Hier galt es insbesondere den Umstieg von 
klassischen Instrumenten der Arbeitsmarktpolitik hin 
zur präventiven Beschäftigungspolitik zu vollziehen. 
Es erforderte einen enormen Personal- und Zeitauf-
wand die Projektvorschläge so weiterzuentwickeln, 
daß sie dem Anspruch von ADAPT entsprachen. 

Die zweite Bewilligungsrunde konnte ungleich in-
tensiver vorbereitet werden, die Trägerlandschaft ist 
mit der neuen Zielsetzung vertraut. Die Evaluatoren 
rechnen hier mit einem reibungslosen Ablauf. Der 
zweite zu nennende zentrale Aspekt, der eine rasche 
Umsetzung von ADAPT immer wieder behindert hat, 
war das - auch derzeit noch bestehende Problem  - 
der  Kofinanzierung, insbesondere der öffentlichen. 
Die klassischen „Töpfe" der Kofinanzierung von 
ESF-Maßnahmen stehen für ADAPT kaum zur Verfü-
gung. Dies gilt insbesondere für Mittel der Bundes-
anstalt für Arbeit, aber auch für die länderspezifi-
schen Titel zur Förderung arbeitsmarktpolitischer 
Maßnahmen, die mehr oder minder auf Arbeitslose 
und besonders benachteiligte Gruppen beschränkt 
sind. Die Konsequenz war die, daß sich die Fonds-
verwalter mehr um die Beschaffung der Kofinan-
zierungsmittel als um die strategische Planung des 
Programms kümmern mußten. 

Obwohl die Kofinanzierungsfrage ein Dauerproblem 
bleiben wird - vor allem in Zeiten massiv steigender 
Arbeitslosigkeit - sind positive Ansätze zur Überwin

-

dung unübersehbar. Durchaus im Sinne einer breiten 
Ausrichtung des Programms und der Einbeziehung 
der unterschiedlichsten Partner ist die verstärkte 
Kofinanzierung durch Körperschaften des öffent-
lichen Rechts, Stiftungen etc. Auch die größeren 
Spielräume bei der p rivaten Kofinanzierung tragen 
zur Lösung dieser Schwierigkeiten bei. 

Im engen Zusammenhang mit dem Finanzierungs-
problem  steht die dritte Ursache der zunächst zöger-
lichen Umsetzung des neuen Instrumentariums. In 
Deutschland wurde und wird eine Diskussion dar-
über geführt, ob in Zeiten massiv steigender Arbeits-
losigkeit überhaupt Mittel für „Arbeitsplatzbesitzer" 
verausgabt werden sollten. Hierbei geht es um die 
Frage der optimalen Verwendung sehr begrenzter 
und tendenziell eher abnehmender - Mittel. Ob-

wohl diese Frage nach wie vor umstritten ist, spricht 
jedoch einiges dafür, daß die Akzeptanz für ADAPT 
deutlich gestiegen ist. Dies hängt nicht zuletzt damit 
zusammen, daß aufgrund des föderalen Aufbaus der 
Bundesrepublik die Regionen in die Lage versetzt 
werden, auf die do rt  bestehenden Probleme ausge-
richtete Lösungen zu entwickeln. Fast ein Viertel der 
derzeit laufenden ADAPT-Projekte hat als zentralen 
Schwerpunkt die „Lösung spezifischer regionaler 
Problemlagen". 

Die relative Offenheit des Operationellen Programms 
für Deutschland war ein Garant dafür, daß trotz der 
beschriebenen Startschwierigkeiten ADAPT zwi-
schenzeitlich „ins Rollen" gekommen ist. Starre Vor- 
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schritten hätten den Ablauf noch weiter behindert 
und verzögert. D.h., die Programmverantwortlichen 
vor Ort konnten das Umsetzungsverfahren pragma-
tisch und flexibel gestalten. Daß dabei - auch wegen 
der erheblichen Bindung von Personen für die Ko-
finanzierungsbeschaffung - die strategische Ausrich-
tung etwas zu kurz kommen mußte, liegt auf der 
Hand. 

Trotz immanenter Flexibilitätsspielräume, die von 
den Programmverantwortlichen auch genutzt wur-
den, drängt sich den Evaluatoren der Eindruck 
auf, daß die durch die einschlägigen Strukturfonds-

-

Verordnungen auferlegten bürokratischen Verfahren 
für ein innovatives, experimente lles und auf Unter-
nehmen - insbesondere KMU und ihre Mitarbeiter - 
abgestelltes Programm, teilweise zu rigide sind. Ein 
zentrales Problem liegt nach unserer Einschätzung in 
der langen Vorlaufzeit der Projekte und der häufig 
offenen Frage, ob das Projekt überhaupt bewilligt 
wird und/oder (ko-)finanzierbar ist. Für KMU, die un-
mittelbaren Anpassungsbedarf haben, ist eine Vor-
laufzeit von neun bis zwölf Monaten und teilweise 
sogar noch länger kaum akzeptabel - mit der Folge, 
daß während der Bewilligungsverfahren nicht nur 
transnationale Pa rtner verloren gingen, sondern auch 
Unternehmen abgesprungen sind. 

Die Probleme bei der Zusammenführung transnatio-
naler Partnerschaften in der ersten Förderperiode 
sind hinlänglich bekannt und brauchen hier nicht 
nochmals im Detail hervorgehoben werden. Zu beto-
nen ist allerdings: Der NU-ADAPT ist es in einem 
Kraftakt gelungen, im transnationalen Sinne ver-
waiste Projekte mit neuen Partnern zusammenzufüh-
ren. Dies war eine entscheidende Voraussetzung für 
das Zustandekommen der meisten Projekte. 

Die Analysen zu den zentralen Anpassungsproble-
men der deutschen Unternehmen und der do rt  täti-
gen Arbeitnehmer haben gezeigt, daß Auswirkun-
gen der Globalisierung der Märkte von ganz ent-
scheidender Bedeutung sind. Damit gewinnt der 
transnationale Charakter von ADAPT eine weiterge-
hende Dimension, es geht nicht nur um das Zusam-
menwachsen Europas oder den Austausch von „best 
practice", sondern Transnationalität kann auch bei 
der Heranführung der Arbeitnehmer und der Unter-
nehmen an  die aus der Globalisierung resultierenden 
neuen Aufgaben hellen. Dies gilt um so mehr, als ein 
wichtiger Schwerpunkt von ADAPT im industriellen 
Sektor liegt, dem Bereich, der von der zunehmenden 
Internationalisierung besonders stark be troffen ist. 

Versteht man Transnationalität in diesem erweiterten 
Sinne, dann wäre für die zweite Förderrunde eine 
verstärkte direkte Einbeziehung von Arbeitnehmern 
und Unternehmen in den transnationalen Austausch 
anzustreben. 

Bei der bisherigen Praxis der Transnationalität - so 
unser erster aber noch unvollständiger Eindruck

-

gibt es sowohl Licht als auch Schatten. Probleme rüh-
ren in erster Linie daher, daß ein Großteil der Koope-
rationen nicht „Wunschpartnerschaften" sind, son-
dern Ergebnis eines „Ehevermittlungsverfahrens" - 
die  neuen Partner müssen sich noch arrangieren. Ins-
gesamt kann zum heutigen Zeitpunkt der Erfolg der

-

Transnationalität nicht bewe rtet werden. Wenn es in 
der zweiten Förderphase gelingt, Transnationalität 
nicht nur bezogen auf Projektträger zu organisieren, 
sondern auch Unternehmen und Arbeitskräfte aktiv 
mitwirken zu lassen, besteht die Chance, mehr als 
einen Erfahrungsaustausch zu erreichen. 

Der Mittelstandsbezug der deutschen ADAPT-Pro-
jekte ist überraschend hoch: weit über 90 % der be-
teiligten Unternehmen gehören zur Kategorie der 
KMU, 83 % haben sogar nur bis maximal 250 Mit-
arbeiter. Auch sehr kleine Unternehmen - mit bis zu 
20 Beschäftigten - sind in ausreichendem Maße ver-
treten (27 %). Insgesamt dürften durch ADAPT bisher 
in Deutschland zwischen 3500 und 3600 Unterneh-
men erreicht worden sein. Bezogen auf den Gesamt-
besatz von Unternehmen ist dies zwar nicht viel, 
diese Reichweite liegt jedoch deutlich über dem von 
den Evaluatoren erwarteten Niveau. 

Nach den bisher vorliegenden Ergebnissen der Ver-
teilung der ADAPT-Projekte auf Schwerpunkte, bei 
der die Projekte nach ihrem Hauptschwerpunkt zu-
geordnet werden, ergab sich eine Überbesetzung 
von Maßnahmeschwerpunkt 1 in den alten Bundes-
ländern. Hierbei wurde berücksichtigt, daß viele 
ADAPT-Projekte in der Praxis Elemente a ller oder 
zumindest zwei bis vier Maßnahmeschwerpunkte be-
inhalten. Demnach entfallen etwa 54 % a ller Aktivitä-
ten auf Schwerpunkt 1, 14 % auf Schwerpunkt 2, 
19 % auf Schwerpunkt 3 und 15 % auf Schwer-
punkt 4. Mit Ausnahme der Schwerpunkte 2 und 3, 
bei denen eine deutliche Unter- bzw. Überschreitung 
der Planung der OPs vorliegt, bewegen sich die Ab-
weichungen zwischen Soll und Ist im Bereich von 
maximal 3 Prozentpunkten. Nach Auffassung der 
Evaluatoren ist die Unterbesetzung des Maßnahme-
schwerpunkts 2 unproblematisch, da in der Bundes-
republik umfangreiche prognos tische Studien zur 
Branchenentwicklung und zukünftigen Qualifika-
tionsbedarfen vorliegen. Darüber hinaus beinhalten 
nach bisherigen Erkenntnissen insbesondere Projek-
te des Maßnahmeschwerpunkts 1 eine umfangreiche 
Phase der Bedarfsermittlung, die in vielen Fä llen 
nicht separat ausgewiesen wird. Somit dürfte dem 
Schwerpunkt 2 faktisch eine größere Bedeutung zu-
kommen, als dies aus der o. g. Statistik hervorgeht. 

Die ADAPT-Projekte decken ein erstaunlich breites 
Branchenspektrum ab. Nach dem derzeitigen Infor-
mationsstand gibt es keine „weißen Flecken" . Die 
Schwerpunkte liegen jedoch eindeutig in der In-
dustrie (72 % der Projekte) und im Dienstleistungsbe-
reich (50 %), aber auch Handel (27 %), Baugewerbe 
(27 %) und insbesondere Handwerk (41 %) dürften 
im ausreichenden Umfang erfaßt werden. Positiv her-
vorzuheben ist die Tatsache, daß verhältnismäßig 
wenige Projekte stark interventionistisch geprägt 
sind, d. h. sich auf Krisenbranchen (30 %) oder sogar 
einzelne, sich im Trudeln befindende, Unternehmen 
konzentrieren. Es scheinen hier die aktiven und 
präventiven Ansätze zu überwiegen. 

Der Zielgruppenansatz der Projekte ist mit den Be-
griffen „Multiplikator- bzw. Top-Down-Methode" zu 
beschreiben. Die Mehrzahl der Projekte - obwohl 
diese auch klassische Formen der Schulung von 
„normalen" Mitarbeitern enthalten - richtet sich auf 
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die Sensibilisierung und vorangehende Qualifizie-
rung von Führungskräften sowie von betrieblichen 
Multiplikatoren. Hinsichtlich der Anforderungen, die 
sich aus der Verwirklichung des Ziels des lernenden 
Unternehmens ergeben, ist diese Strategie positiv zu 
bewerten. 

Etwas unterbelichtet ist das inhaltliche Spektrum der 
Projekte hinsichtlich der Dimensionen Existenzgrün-
dung (17 %) und/oder Coaching von neuen Unter-
nehmen in den ersten Jahren. Hält man sich vor 
Augen, daß neue Arbeitsplätze in den letzten Jahren 
fast nur noch in KMU und hier vor allem in jungen 
Unternehmen entstanden sind, dann scheint für die 
zweite Förderphase hier eine Neuorientierung sinn-
voll und notwendig zu sein. 

Ähnliches gilt für einige Spezialthemen, die sich im 
Kontext der Meta-Studie als besonders relevant her-
ausgestellt haben. Aspekte, die noch relativ selten im 
Mittelpunkt der Projekte stehen sind: 

• Logistik (Schwerpunkt bei 22 % der Projekte) 

• Außenwirtschaft/Export/Globalisierung (16 %) 

• Arbeitszeitflexibilisierung (16 %) 

• Telearbeit (15 %) 

Die erfaßten Projekte zeichnen sich zwar durch Inno-
vativität hinsichtlich der Herangehensweise an die 
Themen Training, Weiterbildung, Erhöhung der Wei-
terbildungsbereitschaft und lernenden Unternehmen 
aus. Hinsichtlich der inhaltlichen Schwerpunkte las-
sen sich. - nach einer ersten - Grobevaluation jedoch 
auch Schwachpunkte erkennen. 

4. Erste Überlegungen zur Übernahme 
in die Regelsysteme 

Die bisherigen Ergebnisse der ADAPT-Interventio-
nen in der Bundesrepublik Deutschland lassen er-
warten, daß die gewonnenen Erkenntnisse wichtige 
Impulsgeber für die Fortentwicklung der beruflichen 
Weiterbildung sein werden, vor allem ist von einer er-
heblichen Verbesserung der Angebote für kleine und 
mittlere Unternehmen auszugehen. Es stellt sich da-
her die Frage, wie die neuen Erfahrungen, Methoden 
etc. am besten in den bet rieblichen Alltag implemen-
tiert werden, d. h. eine besonders große Breiten-
wirkung entfalten können. Ein weiterer wichtiger 
Aspekt in diesem Zusammenhang ist der, wie die 
europäische Dimension gestärkt werden kann. 

Es wird immer wieder gefragt, wie eine Überführung 
von Erfahrungen aus europäischen Programmen in 
Regelsysteme erreichbar ist. Angesichts des bishe-
rigen Umsetzungsstandes von ADAPT ist es sicher 
noch zu früh, endgültige Aussagen zu machen bzw. 
die einzelnen potentiell bestehenden Möglichkeiten 
zu benennen. Aus diesem Grund möchten wir uns 
nachstehend auf einige grundsätzliche Überlegun-
gen, wie sie sich aus den bisherigen Erfahrungen 
ableiten lassen, beschränken. Zunächst ist es je-
doch erforderlich, die Rahmenbedingungen, die in 
Deutschland bestehen, kurz aufzuzeigen. Zentral 
sind hier nach unserer Einschätzung folgende Ge-
sichtspunkte: 

1. In Deutschland besteht grundsätzlich Einigkeit 
darüber, daß die berufliche Grundausbildung (im 
Dualen System) und die berufliche Weiterbildung 
Aufgaben der Unternehmen sind. Dies schlägt 
sich in den Finanzierungsstrukturen nieder - die 
Kosten für diese Aufgaben haben die Unterneh-
men zu tragen. Öffentliche Förderung der beruf-
lichen Grundausbildung beschränkt sich einer-
seits auf Jugendliche, z. B. Behinderte und Be-
nachteiligte, die ohne diese Unterstützung keinen 
Ausbildungsplatz finden würden und andererseits 
auf die neuen Länder, wo das Duale Ausbildungs-
system aufgrund der Anpassungsschwierigkeiten 
erst bedingt leistungsfähig ist. 

Das gleiche gilt prinzipiell für den Bereich der be-
ruflichen Weiterbildung. Staatliche Eingriffe be-
schränken sich hier auf das Setzen von Rahmen-
bedingungen - z. B. die Weiterbildungsgesetze 
einiger Bundesländer, die Arbeitgeber verpflich

-

ten, die Arbeitnehmer pro Jahr für eine bestimmte 
Zahl von Tagen für Weiterbildungszwecke freizu-
stellen, wobei der Arbeitgeber in der Regel nur die 
mit dem Arbeitsausfall verbundenen Kosten nicht 
aber die Kursgebühren etc. zu tragen hat - und 
Fördermaßnahmen im Rahmen des Arbeitsförde-
rungsgesetzes in besonderen Situationen, z. B. bei 
drohendem Arbeitsplatzverlust. 

Grundsätzlich interveniert der Staat in Deutsch-
land somit in das Duale System der beruflichen 
Grundausbildung und der Weiterbildung nur im 
Falle von Marktversagen. 

2. Die Inhalte der Berufsordnungen des Dualen 
Systems werden ebenfalls nicht staatlich festge-
legt, sondern in einem Verhandlungsprozeß zwi-
schen den Sozialpartnern. Der Staat hat nur die 
Aufgabe, die hier gefundenen Ergebnisse (Ausbil-
dungsordnungen) mit Rechtskraft auszustatten 
und die Einhaltung zu überwachen. Diese Aus-
sage ist um so bedeutsamer, als das Duale Ausbil-
dungssystem in Deutschland mit Abstand - neben 
den Hochschulen - der wichtigste Ausbildungs-
bereich ist. Schulische Ausbildungsgänge spielen 
- z. B. mit Ausnahme der medizinischen Berufe 

-

eine untergeordnete Ro lle. Regelungen für den 
Bereich der Weiterbildung gibt es nur punktuell, 
wobei auch hier der bereits erwähnte Grundsatz 
der „Nichteinmischung" des Staates gilt. Spezifi-
sche Weiterbildungsordnungen bestehen daher 
nur in Ausnahmefällen, zu nennen sind hier z. B. 
die Meisterausbildung im Handwerk oder die In-
dustriemeisterausbildung. Im Bereich der Selbst-
verwaltung der Wirtschaft wurden allerdings in 
der Vergangenheit in einigen Bereichen „Weiter-
bildungsordnungen" erlassen, vor allem die In-
dustrie- und Handelskammern haben für Funk-
tionen, die vom Dualen System nicht oder nur 
unzureichend abgedeckt werden - z. B. bei Sekre-
tärinnen oder Berufskraftfahrern - Zertifizierungs-
verfahren entwickelt. 

3. Im Prinzip hat das deutsche System der beruf-
lichen Grundbildung und der beruflichen Weiter

-

bildung tendenziell zu einem „A lles oder Nichts" 
geführt, d. h. unterhalb des Lehrabschlusses gibt 
es faktisch kaum Zertifizierungsmöglichkeiten, 
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was zwei problematische Konsequenzen hat: Zum 
einen sind immer mehr Berufe - aufgrund der mit 
einem Vollabschluß verbundenen Anforderungen 
- für eine nicht unerhebliche Zahl von Jugend-
lichen nicht mehr zugänglich. Wir beobachten dies 
vor allem in den industriellen Elektro- aber auch 
in den meisten Büroberufen, wo Hauptschüler 
kaum noch eine Chance haben. Dies hat Aus-
wirkungen auf die berufliche Weiterbildung, und 
zwar besonders von Un- und Angelernten, da das 
Nachholen eines Teilberufsabschlusses so gut wie 
unmöglich ist. Ein besonderes Problem stellt die 
deutsche Zertifizierungspraxis auch bei Ziel-3-
Maßnahmen dar, da die hier qualifizierten Perso-
nen oftmals nicht das Poten tial für eine Vollaus-
bildung haben. 

Eine Lösungsmöglichkeit für diese Probleme be-
steht in der in letzter Zeit verstärkt diskutierten 
modularen Ausrichtung von Berufen des Dualen 
Systems, die einerseits die Chance für eine Teilaus-
bildung eröffnen würde und auch für die Zertifizie-
rung von Weiterbildung nutzbar gemacht werden 
könnte. Allerdings muß in diesem Zusammenhang 
darauf hingewiesen werden, daß im Bereich der 
betrieblichen Weiterbildung die Entwicklung eher 
hin zu informellen Formen - am Arbeitsplatz - als 
zu formalisierten Kursen mit Zertifizierung geht. 

4. Bezüglich der europäischen Dimension der Frage 
möchten wir klar zum Ausdruck bringen, daß in 
Deutschland derzeit eine Vereinheitlichung im 
Sinne einer Annäherung an  eher schulisch orien-
tierte Berufsbildungssysteme kaum vorstellbar er-
scheint. Für diese Haltung spricht nicht zuletzt die 
Tatsache, daß das deutsche Berufsbildungssystem 
bisher tatsächlich eine „Versicherung" gegen ein 
Überhandnehmen der Jugendarbeitslosigkeit war. 

Das deutsche „Regelsystem" der beruflichen Weiter-
bildung ist somit im wesentlichen durch seinen nur 
wenig reglementierten Charakter, durch eine wei-
testgehende Zurückhaltung des Staates und durch 
eine überwiegende Kostenträgerschaft der Bet riebe 
gekennzeichnet. Daraus resultieren Probleme vor 
allem im Bereich der Zertifizierung und der Selektion 
der Teilnehmer. Staatliche Interventionen sind - so 
der breite Konsens - nur dann zu erwarten, wenn das 
bestehende System in bestimmten Bereichen versagt. 
Aber auch dann ist in Deutschland eher mit Maß-
nahmen zu rechnen, die den Bereich der Rahmenbe-
dingungen und weniger konkrete Interventionen be-
treffen. D.h., für eine Übernahme der Erfahrungen 
aus ADAPT bieten sich auf lange Sicht Maßnahmen 
an, die diese (institutionellen) Rahmenbedingungen 
verbessern. Dagegen ist nicht zu erwarten, daß ver-
bindliche Normen - mit Ausnahme der Schaffung 
von Modulen im Kontext der dualen Ausbildung, die 
auch für die Weiterbildung genutzt werden können - 
gesetzt werden. 

Wo werden nun voraussichtlich die Impulse liegen, 
die mittel- und langfristig von ADAPT ausgehen? 
Im einzelnen rechnen wir mit folgenden Effekten: 

• Die Anbieter von Qualifizierungsmaßnahmen wer-
den verstärkt auf die Belange von KMU abge-
stellte Weiterbildungsangebote bzw. -module ent

-

wickeln und anbieten. Dazu trägt nicht zuletzt 
auch die Tatsache bei, daß diese Anbieter ihre 
Aktivitäten - weil die Nachfrage der Bundes-
anstalt für Arbeit zurückgeht - häufiger am Markt 
werden verkaufen müssen. 

• ADAPT wird dazu beitragen, die Kenntnisse über 
die Erfordernisse und Möglichkeiten des lebens-
langen Lernens zu verbreiten und hier neue An-
sätze entwickeln. 

• Es ist davon auszugehen, daß neue berufliche 
Anforderungen, die aus dem Zusammenwachsen 
Europas und der zunehmenden Globalisierung 
resultieren, mittelfristig bei der Neuordnung von 
Berufsbildern verstärkt Berücksichtigung finden 
werden und auch die bisher überlange Zeit-
spanne, die für die erforderlichen Anpassungen 
benötigt wurde, geringer wird. 

• Wir erwarten Impulse für das Regelsystem der be-
ruflichen Bildung im Sinne der beschriebenen 
stärkeren modularen Zusammensetzung. Diese 
Modularisierung wird im Bereich der Weiter-
bildung verstärkt zu nutzen sein. 

• Schließlich sind - und zwar ebenfalls nicht aus-
schließlich wegen ADAPT - Neuorientierungen 
bei der Mittelstandsförderung zu erwarten. Es 
zeichnet sich bereits ab, daß im Bereich der klassi

-

schen Mittelstandsförderung, die bisher durch 
eine Konzentration auf die Förderung von Hard-
ware gekennzeichnet war, eine Umorientierung 
hin zur Förderung von Kompetenz - d. h. auch 
Weiterbildung - erfolgen wird. 

• Dies hat auch zur Konsequenz, daß es zu einer 
Stärkung der dazu erforderlichen Infrastrukturein-
richtungen kommen muß, also bessere Informa-
tions- und Beratungsangebote für Arbeitnehmer 
und Betriebe sowie mehr Unterstützung bei der 
Entwicklung neuer Methoden und Angebote. 

Fazit: Weiterbildung wird verstärkt als Produktions-
faktor und zentrale Standortbedingung verstanden 
werden. ADAPT unterstützt die hier laufenden 
Diskussionen und Entwicklungen be trächtlich. Mit 
Ausnahme eines verstärkt modularen Aufbaus von 
Berufen wird es kaum zu unmittelbaren (staatlichen) 
Interventionen kommen. Allerdings ist in Deutsch-
land eine Stärkung des bestehenden Systems der be-
ruflichen Weiterbildung hinsichtlich der Förderung 
der Infrastruktur zu erwarten, diese Infrastrukturver-
besserung wird es KMU und Arbeitnehmern erlau-
ben, bessere aber auch kostengünstigere Angebote 
zu finden. 

5. Bewertung der bisherigen Umsetzungspraxis vor 
dem Hintergrund des Operationellen Programms 

Die Projekte, die durch die Gemeinschaftsinitiative 
ADAPT in der Bundesrepublik Deutschland geför-
dert werden, sollen dazu beitragen, daß Beschäftigte 
- darunter auch von Arbeitslosigkeit Bedrohte - an 

 die Erfordernisse des industriellen Wandels angepaßt 
werden. Zentrales Anliegen ist somit der Erhalt und 
die Schaffung von Beschäftigung angesichts der ge-
genwärtigen ökonomischen, technischen und sozia-
len Herausforderungen. Adäquate Qualifizierung der 
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Beschäftigten vor allem in kleinen und mittleren 
Unternehmen wird dabei als besonders sinnvoll er-
achtet. Die übergeordneten Ziele, denen sich die Pro-
jekte des Operationellen Programms in der Bundes-
republik Deutschland (OP) dementsprechend unter-
ordnen sollen, sind daher: 

• Vermittlung von beschäftigungswirksamen Quali-
fikationen. 

• Bestmöglicher Einsatz der Qualifikationen der Be-
schäftigten und deren Erhöhung mit dem Ziel von 
mehr Wachstum und Beschäftigung vor allem bei 
kleinen und mittleren Unternehmen. 

Diese zentralen strategischen Ziele sollen im Rahmen 
des deutschen ADAPT OP's durch vier verschiedene 
Maßnahmetypen erreicht werden, und zwar: 

• Qualifizierungsmaßnahmen durch Vermittlung 
von Ausbildung, Orientierung und Beratung. 

• Maßnahmen, die zur Antizipation des strukturellen 
Wandels beitragen können, durch die Förderung 
von Vernetzung, die Schaffung neuer Beschäfti-
gungsmöglichkeiten sowie die Erstellung von Stu-
dien zur Prognose der Arbeitsmarktentwicklung. 

• Maßnahmen, die eine Anpassung der unterstüt-
zenden Strukturen und Systeme bewirken. 

• Informations-, Verbreitungs- und Sensibilisie-
rungsmaßnahmen. 

Auch das OP von ADAPT-BIS Deutschlands knüpft 
an diese strategischen Ziele und Maßnahmetypen 
an. Jedoch soll hier vor allem bewirkt werden, daß 
das Bewußtsein für die mit der Einführung neuer 
Technologien einhergehenden Problem bei den Be-
teiligten ausgebildet und eine Unterstützung bei der 
Gestaltung von Problemlösungen in diesem Bereich 
erzielt wird, daß die Identifikation und der Austausch 
von bewährten praktischen Erfahrungen und Verfah-
ren im Umgang mit neuen Technologien und deren 
zielgruppenspezifische Anpassung daran unterstützt 
wird, daß auf europäischer Ebene Anregungen für 
Experimente gegeben werden und die Verbreitung 
von Erfahrungen erfolgt. 

Der Qualifizierung, der Information und der Gestal-
tung der Rahmenbedingungen wird somit insbeson-
dere im Hinblick auf die künftig erwartete Informa-
tionsgesellschaft besondere Aufmerksamkeit gewid-
met. Kleine und mittlere Unternehmen, neue Infor-
mationstechnologien und die transna tionale und in-
novative Ausrichtung der Projekte werden somit als 
wegweisende Ansatzpunkte zur Bewäl tigung der 
Anpassung an den strukturellen Wandel und zur 
Schaffung und zum Erhalt von Beschäftigung im 
Rahmen des OP's Deutschlands angesehen. 

Die ersten empirischen Befunde zu den Projektinhal-
ten und thematischen Prioritäten der für diesen Zwi-
schenbericht analysierten Projekte zeigen, daß mit 
den in Deutschland unterstützten Projekten die anvi-
sierten Zielgruppen überwiegend erreicht und die 
entsprechenden Themenschwerpunkte aufgegriffen 
werden: 

• Festgehalten werden kann, daß die Projekte deut-
lichen Mittelstandsbezug aufweisen. Nicht nur 
wird eine stattliche Zahl von Unternehmen mit 

den Projekten erreicht (so sind über 80 % der Pro-
jekte darauf ausgerichtet, Unternehmen an den 
strukturellen Wandel anzupassen), sondern es 
sind hauptsächlich auch mittelständische Unter-
nehmen (über 90 % der teilnehmenden Unter-
nehmen sind dem wirtschaftlichen Mittelstand 
zuzurechnen). 

• Gemessen an den durchschnittlich gebundenen 
Mitteln ist der Maßnahmeschwerpunkt 1, d. h. 
Qualifikationsmaßnahmen aufgrund von Ausbil-
dung und Beratung mit 54 % leicht überrepräsen-
tiert, wenn man die Vorgaben des Operationellen 
Programms als Maßstab heranzieht (hier wurde als 
Zielgröße 50 % in den alten und 55 % in den neuen 
Bundesländern anvisiert). Etwas stärker über-
repräsentiert war dagegen der Schwerpunkt 3, der 
sich auf Maßnahmen zur Anpassung der unter-
stützenden Strukturen und Systeme bezieht, mit 
19 % (bei einer Zielgröße von 10 %). Während der 
zweite Schwerpunkt mit Maßnahmen zur Erstel-
lung von Prognosen, Förderung der Vernetzung 
und der Schaffung neuer Beschäftigungsmöglich-
keiten unter dem anvisierten relativen Anteil lag 
(14 % gegenüber 25 % bzw. 20 % im Westen und 
Osten anvisierten Anteilen) entsprach der reali-
sierte Anteil im vierten Schwerpunkt von Informa-
tions-, Verbreitungs- und Sensibilisierungsmaß-
nahmen genau den erhofften Wert (von 15 %). Mit 
den vorliegenden Resultaten kann insgesamt fest-
gestellt werden, daß die Zielvorgaben sich in den 
bisher erfaßten Projekten gut widerspiegeln und 
somit auch diesbezüglich eine relativ gute Ziel-
genauigkeit erreicht werden konnte. Die Unterre-
präsentation von Maßnahmen des Schwerpunktes 
zwei ist nach Einschätzung der Evaluatoren sinn-
voll, da für die globalen Entwicklungstrends in 
Deutschland - wie in diesem Bericht beschrieben 
wurde - in ausreichendem Umfang Daten vorlie-
gen. Daher war eine Konzentration dieser Voraus-
schätzungen auf eine begrenzte Zahl von regiona-
len oder branchenmäßigen Studien sinnvoll. 

• Etwas anders gestalten sich die Ergebnisse bezüg-
lich der OP-Vorgaben zu den Zielgruppen. Wäh-
rend Un- und Angelernte sowie Frauen einen rela-
tiv geringen Anteil an  den geförderten Qualifizie-
rungsmaßnahmen einnehmen, ist demgegenüber 
der Anteil der in die Qualifikationsmaßnahmen 
einbezogenen Führungskräfte relativ überdurch-
schnittlich vertreten. Allerdings steht dieser Be-
fund nicht im Gegensatz zu den im OP fixierten 
Zielvorgaben, insoweit die Einbeziehung dieser 
Gruppen zu Multiplikator- und Sensibilisierungs-
effekten führt. 

• Was den Branchenbezug betrifft, wird aufgrund 
des Spektrums der Branchen, welches in. den Pro-
jekten anzutreffen ist, durchaus nicht nur Bezug 
auf Krisenbranchen genommen, sondern die wich-
tigsten Wirtschaftszweige, wenn auch mit Schwer-
punkten in der Industrie, im Dienstleistungsbe-
reich und im Handwerk, werden mit den Projekten 
erfaßt. Auch bezüglich der thema tischen Aus-
richtung der Projekte wird durchaus ein sehr brei-
tes Spektrum von Themen abgedeckt. Darunter 
lassen sich vor allem auch Schwerpunkte finden, 
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die gut geeignet erscheinen, einen positiven Bei-
trag zur Bewältigung des strukturellen Wandels zu 
leisten. Insbesondere entsprechen auch die abge-
deckten Themenbereiche, mit wenigen Ausnah-
men, weitgehend den Themenvorschlägen, die im 
OP zu den einzelnen Maßnahmeschwerpunkten 
gemacht werden. So steht die Weiterbildung und 
die Qualifizierung zwar deutlich im Vordergrund, 
jedoch reicht das Themenspektrum nahezu über 
sämtliche im OP erwähnten Themenvorschläge. 

• Bezüglich der Gesichtspunkte Innovativität und 
Transnationalität haben die bisher vorliegenden 
empirischen Ergebnisse noch keine eindeutige 
Aussagekraft. Hinsichtlich der Innovativität der 
Maßnahmen lassen sich durchaus Potentiale für 
Neuerungen erkennen, wobei hier eine endgül-
tige Bewertung noch nicht möglich ist. Auch der 
Beitrag der transnationalen Ausrichtung der Pro-
jekte ist schwierig einzuschätzen. Hier sind offen-
bar auch noch einige Startschwierigkeiten zu 
überwinden, Unternehmen in diesem Zusammen-
hang einzubeziehen. Demgegenüber scheint sich 
die transnationale Zusammenarbeit bisher vor 
allem für die Bildungsträger als nützlich zu erwei-
sen, wobei allerdings Probleme z. B. in bezug auf 
die zeitliche Synchronisierung der Projekte be-
stehen. 

Insgesamt bleibt bezüglich der Umsetzung des OP's 
für Deutschland festzustellen, daß 'die do rt  veranker-
ten strategischen Ziele mit den Maßnahmen der bis-
her untersuchten Projekte weitgehend verfolgt und 
umgesetzt werden. Abgesehen von den zeitlichen 
Implementierungsproblemen in der ersten Förder-
phase, die - wie die ersten Erfahrungen mit der an-
gelaufenen zweiten Ausschreibungsrunde zeigen - 
weitgehend überwunden sein dürften, liegt die Um-
setzung im Plan. Hervorheben möchten wir nochmals 
den klaren Mittelstandsbezug des Programmes, dies 
läßt erwarten, daß nicht nur Arbeitsplätze gesichert 
sondern längerfristig auch neue Arbeitsplätze ge-
schaffen werden. 

6. Ergebniserwartungen sowie Anregungen 
und Hinweise für die weitere Umsetzung 
der GI-ADAPT 

6.1. Ergebniserwartungen 

Nach zögerlichem Anlauf hat im letzten halben Jahr 
die Bewilligung von ADAPT-Projekten ein zufrie-
denstellendes Niveau erreicht. Von den für die Pe-
riode 1994 bis 1999 zur Verfügung stehenden Mittel 
wurden hochgerechnet erst rund 26 % in 179 Projek-
ten gebunden. Dies bedeutet, daß in der zweiten 
Förderphase - gleiches durchschnittliches Projekt-
volumen unterstellt - noch etwa 350 bis 400 Projekte 
in Gang gesetzt werden müssen, und zwar bei 
schwierig werdender Kofinanzierungssituation. Die 
Fondsverwalter müssen neue Wege gehen, um zu-
sätzliche „Fördertöpfe" zu erschließen. Erste Ansätze 
im Bereich der Stiftungen und der Körperschaften 
des öffentlichen Rechts sind durchaus ermutigend, so 
daß berechtigte Anhaltspunkte für die Vermutung 
bestehen, hier ergänzende Kofinanzierungsmittel 
einwerben zu können. 

Trotz dramatisch steigender Arbeitslosenzahlen ge-
hen wir davon aus, daß Widerstände gegenüber 
einer präventiven Beschäftigungspolitik - wie wir sie 
in der Anfangsphase von ADAPT beobachten konn-
ten - abgebaut werden können, da der einzige Aus-
weg aus der Misere in der Schaffung neuer wett-
bewerbsfähiger Arbeitsplätze besteht. 

Das deutsche Operationelle Programm für ADAPT 
legt besonderen Wert auf die Steigerung der Anpas-
sungsfähigkeit von KMU. Bereits heute kann fest-
gestellt werden, daß dieses Ziel - zumindest was die 
Beteiligung von KMU an ADAPT-Projekten angeht - 
auf jeden Fall erreicht wird. 80 % der Unternehmen, 
die an ADAPT-Projekten teilnehmen, weisen bis 
maximal  250 Beschäftigte auf. Der Anteil der KMU 
mit bis zu 500 Mitarbeitern beträgt über 90 %. 

Hochgerechnet auf die gesamte Programmlaufzeit ist 
davon auszugehen, daß ADAPT ca. 10 000 bis 11 000 
mittelständische Unternehmen erreichen wird. Dies 
ist auch in quantitativer Hinsicht bemerkenswe rt . 

ADAPT wird - nach dem derzeitigen Umsetzungs-
stand zu schließen - die Zielgruppe der Un- und An-
gelernten sowie andere benachteiligte Gruppen des 
Arbeitsmarktes nur in Ausnahmefällen erreichen. 
Dies hängt einerseits von der bei dieser Gruppe nur 
schwach ausgeprägten Weiterbildungsbereitschaft 
ab, was sein Pendant in dem geringen Interesse der 
Unternehmen findet, diesen Personenkreis zu qualifi-
zieren. Andererseits setzen die Projekte bei ihren Be-
mühungen eindeutig auf Multiplikatoren, d. h. einen 
auf Top-Down-Ansatz, der über Training und Sensibi-
lisierung der betrieblichen „Eliten" das Ziel des „ler-
nenden Unternehmens" realisieren will. Diese strate-
gische Ausrichtung signalisiert, daß mit ADAPT tat-
sächlich wichtige Barrieren in den KMU abgebaut 
werden können, da Strukturen und Denkweisen ver-
ändert werden. Die Evaluatoren unterstützen diesen 
Prozeß nachdrücklich. Wir plädieren jedoch -vgl. dazu 
die Ausführungen im Kapitel Empfehlungen - für die 
Durchführung einiger zusätzlicher Pilotprojekte, die 
sich zentral mit der Frage auseinandersetzen, wie Un-
und Angelernte sowie ältere Arbeitnehmer in betrieb-
liche Trainingskonzepte einbezogen werden können. 

Für die 2. Förderphase ist von einer tendenziellen 
Steigerung der Qualität der eingereichten Projekte 
auszugehen. Dazu werden die Aktivitäten der 
NU-ADAPT, der Technische Hilfe-Stellen sowie der 
bessere Informationsstand der Träger über ADAPT 
beitragen. 

Wie bereits im vorangegangenen Kapitel kurz ange-
rissen, besteht derzeit Anlaß zu der Vermutung, der 
allerdings noch in weiteren Projektfallstudien über-
prüft werden muß ,  daß die Projekte streckenweise 
„methodenlastig" sind. D.h., im Vordergrund ste-
hen Sensibilisierungsmaßnahmen, Qualifikations-
konzepte und -methoden etc., während inhaltliche 
Aspekte - so die Ergebnisse der Auswertung der Pro-
jektdatenbank und der Basiserhebung bei den Pro-
jekten - wie z. B. Logistik, Marketing, Existenzgrün-
dung etc. vergleichsweise selten genannt wurden. 
Allerdings müssen hier noch weitere umfassende 
Analysen durchgeführt werden, bevor ein endgülti-
ges Urteil möglich ist. Um für die zweite Phase einen 



Deutscher Bundestag -13. Wahlperiode 	Drucksache 13/8600 

entsprechenden Bias auf jeden Fa ll  zu vermeiden, 
sollte bei der Projektauswahl auch den inhaltlichen 
Schwerpunkten der Maßnahmen - neben den metho-
dischen - besondere Bedeutung geschenkt werden. 

Die Aufteilung der Fördermittel auf die vier Maßnah-
meschwerpunkte von ADAPT stellt sich bei einer 
Analyse, die auch die Verteilung dieser Schwer-
punkte innerhalb der Projekte berücksichtigt, we-
sentlich günstiger dar, als bei einer Zuordnung ein-
zelner Projekte zu nur einem Schwerpunkt. Daher ist 
nach einer vorläufigen Auswertung davon auszuge-
hen, daß der Schwerpunkt 1 tendenziell über- und 
der Schwerpunkt 2 unterbesetzt sein wird. Geringere 
Ausgaben für den Schwerpunkt 2 als geplant, sind 
nach Einschätzung der Evaluatoren nicht proble-
matisch, da derartige Studien in Deutschland regel-
mäßig vom Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsfor-
schung (IAB) der Bundesanstalt für Arbeit erstellt 
werden. Im übrigen sollte prinzipiell geprüft werden, 
ob die Aufteilung in vier Maßnahmeschwerpunkte 
die Gestaltung und Abwicklung von Projekten nicht 
zu sehr einengt. Gerade Projekte, die sich über meh-
rere oder alle Schwerpunkte erstrecken, sind beson-
ders erfolgversprechend. 

Das bisherige Bottom-Up-P rinzip der Projektent-
wicklung hat sich bewährt und sollte fortgeführt wer-
den. Die Rolle des Beirates - auf der Bundesebene - 
ist positiv hervorzuheben, da dieser auch zu einer 
verstärkten inhaltlichen Diskussion über die Strate-
gie für ADAPT in Deutschland beiträgt. Das Bottom-
Up-Prinzip benötigt allerdings eine strategische Be-
gleitung der Projektauswahl auf der Länderebene. 
Hier sind - wie die folgenden Ausführungen zeigen - 
noch Verbesserungen erforderlich. 

Nach Einschätzung der Evaluatoren deckt sich die 
bisherige ADAPT-Projektstruktur in weiten Berei-
chen mit den in der Meta-Studie herausgearbeiteten 
notwendigen Handlungsfeldern. Die Branchenauftei

-

lung ist nicht einseitig, es dominieren nicht Sektoren, 
in denen nur geringe Beschäftigungsaussichten 
bestehen. Daher hat ADAPT in seiner derzeitigen 
Struktur - was wohl auch für die weitere Projektlauf-
zeit gilt - deutlich den Charakter eines struktur-
verbessernden Programms mit beschäftigungspoliti-
scher Schwerpunktsetzung. Die Evaluatoren begrü-
ßen diese Ausrichtung der Gemeinschaftsinitiative 
ADAPT im Schnittfeld von Arbeitsmarkt- und Wirt

-schaftspolitik. Diese positive Bewertung ist von der 
Tatsache geprägt, daß Arbeitsplätze in letzter Zeit 
per Saldo ausschließlich in KMU und hier verstärkt 
von Existenzgründern geschaffen wurden. Die För-
derung von KMU und Existenzgründungen - vgl. 
hierzu auch die folgenden Empfehlungen - können 
einen entscheidenden Beitrag zur Überwindung der 
Beschäftigungskrise leisten. 

6.2 Anregungen und Hinweise 
für die weitere ADAPT-Förderung 

Auf der Grundlage der bislang vorliegenden Evalua-
tionsergebnisse geben wir zum einen für den Bereich 
der administrativen Aspekte und zum zweiten zu 
strategischen Gesichtspunkten, die für die Umset-
zung von ADAPT in der zweiten Förderphase rele-
vant sind, folgende Anregungen und Hinweise: 

Administrative Aspekte 

Das Umsetzungsverfahren litt in der Vergangenheit 
insbesondere unter dem zeitlich eingeschränkten 
Antrags- und Bewilligungsverfahren. Für die Zu-
kunft sollte die Möglichkeit, bei Bedarf das Verfah-
ren zu öffnen, bestehen. Zwar wäre ein flexibleres 
Verfahren besser geeignet, um auf Projektvorschlä-
ge, die aktuelle Entwicklungen aufgreifen, zeitnah 
eingehen zu können, jedoch würde die Passung der 
Partnerschaften auf europäischer Ebene dabei eine 
zu geringe Auswahl bieten. Deshalb sollte erwogen 
werden, mit mehreren Antragswellen dem europäi-
schen Anliegen in angemessener Weise Rechnung 
zu tragen. Dadurch würde sich die Belastung a ller an 
der Programmumsetzung beteiligten Stellen nicht 
lediglich auf zwei kurze Zeitphasen der 1. Und 2. För-
derperiode zuspitzen. Denkbar wäre für jedes Jahr 
der Programmlaufzeit eine Ausschreibung vergleich-
bar dem Verfahren bei LEONARDO durchzuführen - 
auch vor dem Hintergrund der beabsichtigten Syner-
gieeffekte zu LEONARDO. Alternativ dazu bestünde 
die Möglichkeit, z. B. 10 bis 15 % der gesamten Mittel 
in einen Reservefonds einzustellen, aus dem auch in 
der laufenden Förderperiode ggf. eine Bewil ligung 
möglich ist -.vorausgesetzt, daß transnationale Pa rt

-ner bereitstehen. 

Zur Reduzierung des administrativen Aufwandes 
sollten die Berichtspflichten der Träger sowie der 
Fondsverwalter auf das notwendige Minimum re-
duziert werden. Damit würden größere personelle 
Kapazitäten für die inhaltliche Gestaltung - sowohl 
der Programmstrategie als auch für die eigentliche 
Projektdurchführung - geschaffen. 

Die starren Vorgaben hinsichtlich der Mittelvertei-
lung auf Maßnahmeschwerpunkte engen nach Ein-
schätzung der Evaluatoren die notwendigen Flexibi-
litätsspielräume ein, insbesondere weil Projekte nach 
einem „Alles oder Nichts"-Prinzip jeweils einem 
Schwerpunkt zugerechnet werden müssen. Die bis-
her durchgeführten Evaluationsschritte haben aber 
gezeigt, daß erfolgreiche ADAPT-Projekte sich da-
durch auszeichnen, daß diese gleichzeitig mehrere 
Schwerpunkte behandeln. Sinnvoll wäre daher nach 
unserer Einschätzung ein vollständiger Verzicht auf 
diese Zuordnungs- bzw. Abrechnungskriterien. Was 
jedoch nicht besagt, daß nicht im Rahmen der Pro-
jektauswahl darauf geachtet wird, einen entspre-
chenden Schwerpunktmix - vor allem innerhalb der 
einzelnen Projekte sicherzustellen. 

Strategische und inhaltliche Aspekte 

Die Projektauswahl in der 1. Förderperiode von 
ADAPT war weniger durch programmatische Schwer-
punktsetzungen und stärker durch verfahrenstech-
nische Gegebenheiten sowie einen engen Zeitplan 
bestimmt. Wünschenswert wäre für die nächste För-
derperiode eine stringentere inhaltliche Ausrichtung 
der Strategie unter Berücksichtigung regionaler Be-
dürfnisse. 

Im Rahmen des Maßnahmeschwerpunkts 2 des Ope-
rationellen Programms wurde eine Reihe von Studien 
insbesondere zu Fragen der regionalen und bran- 
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chenspezifischen Wirtschaftsentwicklung sowie der 
hieraus resultierenden Qualifizierungsbedarfe er-
stellt. Die vorliegenden Ergebnisse sollten im Sinne 
einer Verknüpfung der Maßnahmeschwerpunkte 2 
und 1 bei der Konzeption neuer Qualifizierungs- und 
Beratungsprojekte für die 2. Förderperiode Anwen-
dung finden. 

Als Ergebnis  der Projektbefragung konnte festge-
stellt werden, daß die Freistellung der Mitarbeiter für 
Weiterbildungsmaßnahmen in den Unternehmen auf 
Widerstand stößt. Insgesamt 29 % der befragten Pro-
jektträger gab als Problem an, daß angefragte Unter-
nehmen berufliche Weiterbildung in der Freizeit der 
Arbeitnehmer durchführen lassen wollten. Vor die-
sem Hintergrund sollten Maßnahmen zur Erhöhung 
der Weiterbildungsbereitschaft von KMU zukünftig 
besonders berücksichtigt werden. 

Obwohl Un- und Angelernte sowie andere auf dem 
Arbeitsmarkt benachteiligte Personen nur eine von 
mehreren Zielgruppen der GI-ADAPT darstellen, 
fällt die geringe Berücksichtigung dieser Gruppe in 
den bislang angelaufenen ADAPT-Projekten ins 
Auge. Ein Zielkonflikt zwischen den Interessen der 
beteiligten KMU sowie den Un- und Angelernten 
kann zwar grundsätzlich nicht in Abrede gestellt 
werden, trotzdem sollten - ggf. unter verstärktem 
Einsatz öffentlicher Kofinanzierungsmittel bei gleich-
zeitiger Entlastung der Unternehmen - experimen-
telle Ansätze zur Einbeziehung dieser Personen-
gruppe aufgebaut werden. 

Neue Arbeitsplätze sind in den letzten Jahren vor al-
lem in Klein- und Mittelunternehmen, insbesondere 
durch Neugründungen, entstanden. Existenzgrün-
dung ist ein Feld mit eindeutig positiven Beschäfti-
gungserwartungen. Dieser Entwicklung sollte durch 
eine stärkere Berücksichtigung der Belange von 
Existenzgründern Rechnung ge tragen werden. Ein 
Beispiel ist die fachkundige Begleitung in Form des 
Coaching während der Gründungsphase. Durch 
einen gezielten Mitteleinsatz in diesem Bereich wür-
den zusätzliche Beschäftigungs- und Wachstums-
potentiale erschlossen. 

Der Aufbau von Netzwerken und die Zusammen-
arbeit in Netzen ist eine langwierige Prozedur und es 
nimmt einen längeren Zeitraum in Anspruch, bis der-
artige Verbünde effektive Ergebnisse zeigen. Projek-
te, die Netzwerke aufgebaut haben oder in Netz-
werken tätig sind, sollten fortgeführt werden. Dabei 

-

ist im Einzelfall zu prüfen, inwieweit die Förderung 
für die Weiterführung reduziert werden kann, ohne 
den Bestand - und damit die Früchte der Arbeit - zu 
gefährden. 

Bei der befristeten Förderung von Beratungseinrich-
tungen besteht die Gefahr, daß die mühsam aufge-
baute Kompetenz mit Auslaufen der Förderung zu-
sammenbricht. Insbesondere Klein- und Mittelunter-
nehmen, die als potentielle Nutzer erstmals erreicht 
werden müssen, sind dann kaum in der Lage, das Be-
ratungsangebot effektiv zu nutzen. In vielen Fällen 
reicht eine kurze, punktuelle Beratung nicht aus, um 
die Probleme angehen und besei tigen zu können. 
Die Kontinuität von Beratungseinrichtungen über 
einen längeren Zeitraum hinweg sollte daher sicher-
gestellt werden, damit die Wirksamkeit der Beratung 
erhöht wird. KMU benötigen Planungssicherheit, 
neue Angebote brauchen Zeit, damit sie bei den klei-
nen und mittleren Unternehmen bekannt werden. 
Daher bedarf es - wie angeregt - einer Verstetigung 
des Angebotes. Auf die Fondsverwalter kommt hier 
die - zugegebenermaßen schwere Aufgabe zu - auch 
nach Möglichkeiten zu suchen, die Projekte in eine 
Regelförderung zu überführen. 

Hinsichtlich der transnationalen Aktivitäten in den 
Projekten wäre es wünschenswert, wenn hier ver-
stärkt Arbeitnehmer und Unternehmen einbezogen 
werden könnten. Durch die unmittelbare und direkte 
Beteiligung von Unternehmen und der dort  Beschäf-
tigten können die Ergebnisse und Erfahrungen aus 
den transnationalen Tätigkeiten schneller und wirk-
samer in den betrieblichen Ablauf eingebunden wer-
den. Damit würde ein größerer Beitrag in Richtung 
auf eine stärkere internationale Ausrichtung von Un-
ternehmen geleistet. 

Bei den Projektträgern handelt es sich bislang über-
wiegend um größere, etablierte Einrichtungen. Der 
Rückgriff auf erfahrene Projektträger war angesichts 
der mehrfach und ausführlich geschilderten Rahmen-
bedingungen erforderlich, um tragfähige ADAPT 
Projekte zu initiieren. Nach Vorstellung der Evaluato-
ren sollte nach Wegen gesucht werden, damit kleine-
re und neue Träger verstärkt Projektideen einbringen 
und Projekte durchführen können. Erfahrungsgemäß 
haben diese Träger oft kreative Ideen und sind sehr 
engagiert in der Projektarbeit. Sie können daher 
durchaus die Projektlandschaft beleben und neue 
Impulse setzen. 
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Auszug aus 

Evaluierung der Gemeinschaftsinitiative BESCHÄFTIGUNG, 
Zwischenbewertung (1994 bis 1996) für die Bundesrepublik Deutschland 
(Forschungsstelle für Berufsbildung, Arbeitsmarkt und Evaluation, . Berlin) 

9. Zusammenfassende Bewertung der Ergebnisse 

Dieses Kapitel baut im wesentlichen auf den detail-
lierten Bewertungen auf, die sich am Ende der 
Kapitel 3 bis 8 zu den dort abgehandelten Themen 
befinden. Eine Ausnahme bildet der Abschnitt 9.4, in 
dem eine Synthese und eine übergreifende Bewer-
tung der Ergebnisse der Kapitel 5 (Transnationale 
Aktivitäten) und 6 (Innova tive Ziele) vorgenommen 
wird. 

9.1 Arbeitsmarktpolitische Aspekte 

Im Vergleich zur ESF-Regelförderung zeichnet sich 
die GI BESCHÄFTIGUNG durch ihre innovativen 
Projektförderungen aus: vor allem bei der Verzah-
nung beruflicher Fördermaßnahmen und bei der 
lokalen Vernetzung der arbeitsmarktpolitischen Ak-
teure hat die GI neue und zusätzliche Akzente ge-
setzt. Im Rahmen der GI BESCHÄFTIGUNG werden 
vermutlich häufiger Projekte mit multiplikativen Wir-
kungen gefördert, als Beispiel kann der Marienthal-
Verbund in Nordrhein-Westfalen genannt werden, 
mit denen infrastrukturelle und systemische Rah-
menbedingungen zur Förderung der Zielgruppen 
verbessert werden könnten: Einige der traditionell al- 
lein auf Versorgung und Verwahrung ausgerichteten 
Institutionen im Behindertenbereich können durch 
solche Prozesse näher an die Arbeitswelt und beruf-
liche Rehabilitationsaufgaben herangeführt werden. 
Doch würde sich auf diese Weise nicht allein ihre in-
terne Arbeitsweise dynamisieren, verbunden wären 
damit vermutlich auch nicht unerhebliche sozialpoli-
tische Entlastungseffekte. 

Mit den durchgeführten Maßnahmen werden nicht 
nur punktuelle Verbesserungen einzelner Projektan-
gebote erzielt, in der Summe betrachtet werden 
durch die Verknüpfung von verschiedenen Elemen-
ten der beruflichen Eingliederung, und hier insbe-
sondere durch die Verzahnung von Beratungs-, Qua-
lifizierungs- und anschließenden Vermittlungsaktivi-
täten in ihrer Qualität neue, ganzheitliche Konzepte 
der beruflichen Förderung entwickelt und damit im-
plizit auch neue qualitative Standards für die Regel-
maßnahmen gesetzt. 

Inwiefern die hier verfolgten Strategien im Ergebnis 
innovativ sein werden, hängt damit nicht allein von 
den Projekten der GI BESCHÄFTIGUNG sondern 
ganz wesentlich von einer erfolgreichen Übernahme 
der von den GI-Projekten entwickelten Qualifizie-
rungsstandards in die Regelmaßnahmen der beruf-
lichen Förderung ab. 

Gesondert muß die arbeitsmarktpolitische Bedeu-
tung der im Rahmen der GI BESCHÄFTIGUNG in-
itiierten lokalen Partnerschaften und Vernetzungen, 
sowie die Intensivierung der Zusammenarbeit zwi-
schen den Einrichtungen der schulischen und beruf-
lichen Bildung und den Unternehmen hervorge-
hoben werden. In allen drei Aktionsbereichen wird 
dem Aufbau und der Entwicklung derar tiger Netz-
werke eine relativ hohe Bedeutung zugemessen, 
doch sind Unternehmen und Einrichtungen der 
lokalen Wirtschaft nicht durchgängig als Bestand-
teile dieser Netzwerke vertreten, obwohl gerade sie 
bei allen Ansätzen, den Bildungs- und Beschäfti-
gungssektor stärker miteinander zu verzahnen, ein 
unabdingbares Element darstellen. Sofern es tatsäch-
lich gelingt, neue Formen der Zusammenarbeit zwi-
schen Projektträgern und Unternehmen zu ent-
wickeln, können mit dem Konzept der partnerschaft-
lichen Kooperation der lokalen Arbeitsmarktakteure 
- wie z. B. die Aktivitäten zur Erschließung zusätz-
licher Arbeits- und Ausbildungsplätze für ausländi-
sche Jugendliche auf beeindruckende Weise zeigen 
- neue hoffnungsvolle Ansätze zur Fortentwicklung 
und Revitalisierung des dualen Ausbildungssystems 
entstehen. 

9.2 Berufsbildungspolitische Aspekte 

Vor allem im Aktionsbereich NOW werden für 
Frauen berufliche Qualifizierungen in zukunftsträch-
tigen Berufsfeldern durchgeführt. Parallel dazu fin-
den Bemühungen statt , anerkannte Zertifizierungen 
für neue Qualifizierungsinhalte zu erreichen und 
bestehende Berufsbilder durch neu entwickelte Qua-
lifizierungsbausteine zu bereichern. Aber auch für 
behinderte und benachteiligte Personengruppen 
werden auf die je spezifischen Voraussetzungen an

-gepaßte, innovative methodische Konzepte der Moti-
vierung, der Qualifizierung - teilweise sogar in Ver-
bindung mit der Schaffung von angepaßten Arbeits-
plätzen - erprobt. Entscheidend für das innova tive 
Potential dieser Maßnahmen sind nämlich nicht 
allein die zielgruppenspezifischen Anpassungen, 
sondern letztlich deren Nähe zum Arbeitsmarkt und 
zu den dort  nachgefragten Qualifikationen. 

Im übrigen gibt die .Zwischenbewertung zur bil-
dungspolitischen Qualität der geförderten Projekte 
durchaus Anlaß zu positiven Erwartungen. Ein guter 
Teil der Projekte strebt anerkannte berufliche Ab-
schlüsse an, andere verfolgen die Absicht, an

-erkannte Zertifizierungen für neue Qualifizierungs-
inhalte und Curricula für neu entstehende Berufs-
bilder zu entwickeln. Das größte bildungspolitische  

Innovationspotential schlummert dabei vermutlich in 
jenen Projekten, die sich zum Ziel gesetzt haben, die 
moderne Telekommunikation sowohl als Mittel der 

Der vollständige Text ist dem Ausschuß für Familie, Senioren, 
Frauen und Jugend zugeleitet worden. 
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Qualifizierung zu nutzen und dieses Medium gleich-
zeitig als zukünftige Beschäftigungsoption (Tele-
arbeit) zu erschließen. 

Eher skeptisch werden die häufiger anzutreffenden 
Bemühungen zur Modularisierung der Aus- und 
Weiterbildung eingeschätzt, denn teilweise geht da-
mit lediglich eine Verengung auf einzelne Aspekte 
der Ausbildung einher. Die eigentliche Aufgabe 
kann hier eher im trägerinternen Bereich bzw. darin 
gesehen werden, die bereits in modularer Gliede-
rung vorliegenden Bildungspläne in der Maßnahme 
so umzusetzen, daß flexibel auf heterogene Teilneh-
mergruppen und individuelle Lernbedürfnisse einge-
gangen werden kann. Im Rahmen dieser trägerinter-
nen Modularisierung bestehen weitere wichtige Fra-
gen in der Steuerung der modularen Logistik durch 
die Ausbilder (welches Modul schließt sinnvoller-
weise wann an  welches an?), in der Erfassung des 
Leistungsstandes der Teilnehmer/innen und in der 
Erarbeitung von Kriterien dazu, unter welchen Vor-
aussetzungen ein Modul als abgeschlossen ange-
sehen werden kann bzw. ob und wie es wiederholt 
werden muß. 

Eine berufsbildungspolitische Herausforderung kann 
in der von mehreren Projekten verfolgten Identifizie-
rung und Vermittlung von solchen europäischen 
Qualifikationen gesehen werden, die einen beschäf-
tigungspolitischen Mehrwert für die Zielgruppen wie 
auch für die Unternehmen darstellen; denn ange-
sichts der Globalisierungsprozesse kann kein Zweifel 
am zunehmenden Stellenwert internationaler Quali-
fikationen bestehen. Die im Rahmen der GI BE-
SCHÄFTIGUNG gemachten Erfahrungen könnten 
die berufsbildungspolitische Debatte in der Bundes-
republik insofern bereichern, als bislang eine recht 
große Unsicherheit über die Bedeutung, die Ziele, 
die Inhalte und die didaktischen Vorgehensweisen in 
der Vermittlung von solchen „Euroqualifikationen" 
vorherrscht. 

9.3 Zielgruppenspezifische Aspekte 

Im Rahmen der Aktionsbereiche der GI BESCHÄFTI-
GUNG werden in der Bundesrepublik Deutschl and 
etwa 7800 Personen im Hinblick auf eine Verbesse-
rung ihrer Beschäftigungsaussichten unterstützt, da-
mit ist die im Operationellen Programm anvisierte Ziel-
vorgabe von 3000 Teilnehmer/innen (für die gesamte 
Förderperiode) bereits übertroffen worden. Von den 
gesamten Teilnehmer/innen an  der GI BESCHÄFTI-
GUNG sind zwar 54 % weiblichen Geschlechts, doch 
ist diese überproportionale Berücksichtigung von 
Frauen allein auf den Aktionsbereich NOW zurückzu-
führen. In HORIZON/INTEGRA und YOUTHSTART 
sind Frauen unterrepräsentiert. Während der Anteil 
der Teilnehmerinnen in HORIZON/INTEGRA noch 
bei knapp über 40 % liegt, beträgt er in YOUTH

-

START nur noch ein Drittel. Ein wesentliches Ziel 
des Operationellen Programms, die gleichrangige 
Beteiligung von Frauen und Männern, ist in der er-
sten Förderperiode damit eindeutig verfehlt worden. 

Im Aktionsbereich NOW stellen Berufsrückkehrerin

-

nen, Führungsfachkräfte und Existenzgründerinnen 
zusammen fast drei Viertel der geförderten Personen. 

Von daher können hier die nachhaltigsten Effekte im 
Bereich der Verbesserung der Aufstiegschancen und 
des Zugangs zu Managementaufgaben sowie der 
verbesserten Chancen von Frauen auf berufliche 
Selbständigkeit erwartet werden. Geringer vertreten 
als vom OP vorgesehen sind vermutlich Maßnahmen 
zugunsten von Mädchen zur Verbesserung des Über-
gangs von der Ausbildung in eine qualifizierte Be-
schäftigung. 

Im Aktionsbereich HORIZON/INTEGRA sind die 
OP-Vorgaben, die eine prioritäre Berücksichtigung 
behinderter Personen vorsahen, realisie rt  worden. 
Von den behinderten Teilnehmer/innen werden fast 
die Hälfte als psychisch behindert eingestuft; damit 
ist eine der im OP hervorgehobenen prioritären Ziel-
gruppen sogar überproportional häufig vertreten. Die 
Maßnahmen zugunsten dieser Personen gehen häu-
fig mit der Schaffung von Arbeitsplätzen einher, was 
interessante Effekte erwarten läßt. Ähnlich positiv ist 
der Anteil weiterer prioritärer Zielgruppen, nämlich 
von Personen mit körperlichen, geistigen und autisti-
schen Behinderungen zu bewe rten. Auch ist die vom 
OP anvisierte nachdrückliche Förderung von be-
hinderten Mädchen und Frauen zumindest annähe-
rungsweise zustandegekommen. 

Anders als vom OP vorgesehen, sind ausländische 
Jugendliche, insbesondere weiblichen Geschlechts 
in HORIZON/INTEGRA praktisch nicht vertreten. 
Allerdings kommen die ausländischen Jugendlichen 
dafür mit einem Anteil von über 30 % in YOUTH

-

START zum Zuge; der Anteil der jugendlichen Aus-
länderinnen liegt ebenfalls bei etwa einem Drittel. 
Über die Hälfte der YOUTHSTART-Teilnehmer/ 
innen ist ohne schulischen Abschluß; damit ist eine 
wichtige Vorgabe des OP eingehalten worden. 

9.4 Programmspezifische Aspekte 

Innovation und Transnationalität sind die beiden zen-
tralen Ziele der GI BESCHÄFTIGUNG, beide konsti-
tuieren die entscheidende Differenz der GI zur ESF-
Regelförderung. Von vielen Projektträgern wird die 
transnationale Zusammenarbeit zugleich als innova-
tives Merkmal benannt. Die folgenden Überlegun-
gen betreffen das Verhältnis dieser beiden Ziele. Es 
wird die Frage gestellt, wie diese beiden Ziele auf-
einander bezogen sind: Welches Ziel ist prioritär? 
Gibt es eine Zielhierarchie? Welches ist im Falle 
eines Widerspruchs die entscheidende Zielkate

-

gone? 

Die Existenz eines Widerspruchs zwischen den bei-
den Zielen wird häufiger mit dem Argument ver-
neint, transnationale Zusammenarbeit führe qua ih-
rer selbst zu innovativen Effekten. Komplementär 
dazu wird angenommen, innova tive Aktionen seien 
wegen der erwünschten Generalisierung quasi auto-
matisch auch von übergreifendem europäischen In-
teresse. Postuliert wird eine selbstreferentielle, sich 
gegenseitig verstärkende Beziehung zwischen Inno-
vation und Transnationalität, die im Einzelfall viel-
leicht zutreffen mag, angesichts der auf Projektebene 
verfolgten Ziele in genereller Hinsicht aber nicht 
gültig erscheint. 
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Tatsächlich handelt es sich bei Innovation und Trans-
nationalität um unterschiedliche Entwicklungsziele, 
die zwar beide ihre Berechtigung haben, aber nur 
äußerst selten in gleichem Maße in der Zielformulie-
rung eines Projektes repräsentiert sein dürften. 

Das folgende Schaubild trägt dem Umstand unter-
schiedlicher Entwicklungsziele dadurch Rechnung, 
daß Transnationalität und Innovation auf zwei ver-
schiedenen Achsen repräsentiert sind. Daran wird 
deutlich, daß die optimale Projektvariante, die beide 
Ziele gleichermaßen berücksichtigt, nur auf einer 
schmalen Linie angesiedelt sein kann, die in der 
Praxis für die wenigsten Projekte zutreffen dürfte, 
denn eine hohe Qualität wird in den seltensten Fäl-
len auf beiden Achsen vorhanden sein. Da nach den 
Intentionen des Programms beide Ziele auf einen 
Nenner gebracht werden sollen, werden Kompromiß-
lösungen begünstigt, die aber weder auf der einen 
noch auf der anderen Zielachse besonders stark aus-
gepräqt sein dürften. 

Anstelle einer solchen in der Praxis nur schwer zu er-
reichenden optimalen Verknüpfung beider Ziele, 
sollte man in der folgenden Förderperiode einer ho-
hen Projektqualität auf einer der beiden Achsen den 
Vorzug geben. Denn wie die Empirie zeigt, steht ab-
hängig von der konkreten Art  der Projektaktivitäten 
mal das eine mal das andere Ziel stärker im Vorder-
grund. Um dies an Beispielen zu veranschaulichen: 

• Aktivitäten von hohem lokalem Innovationspoten-
tial werden in transnationaler Hinsicht in aller 
Regel nur schwach entwickelt sein: ein Projekt, 
das z. B. lokale Vernetzungen mit KMU anstrebt, 
um die Eingliederungschancen seiner Teilnehmer 
zu verbessern hat u. U. einen hohen innovativen 
Gehalt, während die transnationalen Ziele nur 
schwach ausgeprägt sind. Die Ziele lassen sich 
kaum durch Aktivitäten auf transnationaler Ebene 
erreichen, sondern primär durch eine Konzentra-
tion auf lokale Erfordernisse. Erst im Zeitverlauf, 
d. h. wenn die innovativen Ziele wenigstens an

-satzweise realisiert  worden sind, können entspre-
chende Erkenntnisse auch an transnationale Pa rt

-ner vermittelt werden. Die Innovation ist in diesem 
Fall Voraussetzung transnationalen Erfahrungs-
transfers. 

• Für Maßnahmen mit hoher transnationaler Ziel-
setzung sind die innovativen Elemente auf lokaler 
Ebene fast zwangsläufig reduziert: für ein. Projekt, 
das z. B. mit Partnern in verschiedenen europäi-
schen Mitgliedstaaten neue „Euroqualifikationen", 
entsprechende Cur ricula und die Modalitäten ihrer 
Zertifizierung entwickeln möchte, wird zunächst 
die transnationale Komponente entscheidend sein. 
Der innovative Gehalt dieser Aktivitäten wird für 
die Teilnehmer an der lokal durchgeführten Maß-
nahme evtl gar nicht mehr zum Tragen kommen. In 
diesem Beispiel ist also die Transnationalität Vor-
aussetzung der Innovation bzw. Mittel zum Zweck. 

Auf lange und längere Sicht kann das, was von ho-
hem transnationalem Wert ist, durchaus innovativen 
Charakter annehmen und umgekehrt, d. h. erst im 
Programmverlauf wird die unterstellte Beziehung 
zwischen den beiden Zielen Transnationalität und In-
novation zustandekommen können. Zu Beginn eines 
Projekts muß in der Regel eines der beiden Ziele 
dominieren; erst im Programmverlauf können sich 
Projekte - auf unterschiedlichen Wegen - von ihrem 
ursprünglichem Schwerpunkt ausgehend auf das 
reziproke Ziel zubewegen, und sich damit auch der 
Ideallinie des optimalen Verhältnisses zwischen den 
beiden Zielachsen annähern. 

Zwar kann damit eine automatisch wirksame, selbst-
referentielle Beziehung zwischen den beiden Zielen 
nicht unterstellt werden, aber im Zeitverlauf kann 
von einer gegenseitigen Verstärkung der beiden Zie-
le ausgegangen werden, sofern man die unterschied- 
lichen Ausgangspunkte akzeptiert. Ein Projekt, das 
transnational stark ausgeprägt ist, muß zunächst 
seine transnationale Dimension entfalten, um seine 
innovativen Ziele zu erreichen. Ein Projekt mit pri

-

mär innovativem Ansatz, muß zunächst Gelegenheit 
haben, seine innovativen Ziele zu rea lisieren, um im 
Ergebnis auf transnationaler Ebene einen entspre-
chenden input leisten zu können. 

Daraus schlußfolgernd wäre im Auswahlverfahren 
darauf zu achten, daß die Ziele der Projekte entwe-
der in innovativer oder transnationaler Hinsicht von 
hoher Qualität sind; halbherzige Kompromisse im 
schraffierten Bereich des vorstehenden Schaubilds 
sollten im Auswahlverfahren vermieden werden. Im 
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Rahmen der zukünftigen Projektauswahl wäre ge-
nauer zu prüfen, in welchem Verhältnis die beiden 
wichtigsten Ziele der Gemeinschaftsinitiative jeweils 
stehen: was ist Ausgangspunkt, was Resultat, was ist 
Mittel und was ist Zweck? 

9.5 Administrative Umsetzung und Erreichbarkeit 
der inhaltlichen Ziele 

Solche administrativen Hürden verursachte z. B. die 
Programmvorgabe, die anteilige Verausgabung der 
nationalen Kofinanzierung und der ESF-Mittel und 
die finanziellen Plandaten nicht nur für die einzelnen 
Aktionsbereiche einzuhalten, sondern sogar in den 
jeweiligen Förderschwerpunkten. Die fachliche Viel-
falt der Projektkonzepte macht es schwierig, wenn 
nicht unmöglich, sie eindeutig den vorgesehenen 
Förderschwerpunkten zuzuordnen: Systementwick-
lung ist mit Qualifizierung verknüpft, Qualifizierung 
führt indirekt zu systemischen Effekten oder zur 
Schaffung von Arbeitsplätzen. Eine starre Einstufung 
der Projekte in die OP-Förderschwerpunkte unter 
Vernachlässigung der ganzheitlichen Projektkonzep-
tionen geht mit einer Entfernung von der Rea lität des 
Programms einher, weshalb die Frage der Belegung 
der Förderschwerpunkte flexibel und pragmatisch 
gelöst werden sollte. Alles andere wäre ein Hindernis 
für den eigentlichen inhaltlichen Zweck der GI, näm-
lich als Experimentierfeld zur Erprobung innovativer 
Ansätze zu fungieren. 

Im Zusammenhang mit der Verbreitung von Pro-
grammergebnissen kommt der nationalen Koordinie-
rungsstelle eine Schlüsselfunktion zu; außerdem sind 
in den östlichen Bundesländern mit den dortigen TH

-

Agenturen wichtige Rahmenbedingungen zur Inte-
gration der mit den  GI gemachten innovativen und 
transnationalen Erfahrungen in die ESF-Regelför-
derung geschaffen worden. Teilweise können auch 
regionale Beratungsstellen der Bundesländer in die 
Verbreitung der Erfahrungen aus der Gemeinschafts-
initiative BESCHÄFTIGUNG einbezogen werden. 

10. Schlußfolgerungen und Empfehlungen 

Aufgrund des gegenwärtigen Standes des Pro-
grammverlaufs, der noch kaum Aussagen über die 
tatsächlichen Ergebnisse und die Wirkungen der 
Förderung erlaubt, können die folgenden - zum Teil 
thesenartigen - Schlußfolgerungen und Empfehlun-
gen nur als vorläufig betrachtet werden. 

10.1 Schlußfolgerungen für das Programm 
auf Gemeinschaftsebene 

1. Für eine effektive Durchführung transnationaler 
Gemeinschaftsprogramme sind realis tische Zeit-
vorgaben erforderlich, die den Strukturen und 
Prozessen der Willensbildung und Entscheidungs-
findung in den Mitgliedstaaten angemessen sind 
und dabei gleichzeitig den formulierten Programm-
ansprüchen (bottom-up-Ansatz) gerecht werden. 
Bei aller Notwendigkeit zur Synchronisierung des 
Programmablaufs auf Gemeinschaftsebene sollten 
die Antrags-, Auswahl- und Bewilligungstermine 
deshalb nicht als Ausschlußfristen, sondern so 

flexibel wie möglich gehandhabt werden. Auf 
jeden Fall  sollten zwischen den Mitgliedstaaten 
einheitliche jährliche Nachbewilligungsfristen ver-
einbart werden. 

2. Empfohlen werden dringend administra tive Ver-
einfachungen, die dem innovativen Charakter der 
GI entgegenkommen, darunter vor allem eine 
pragmatische und flexible Zuordnung der Finanz-
daten auf die einzelnen Förderschwerpunkte der 
Aktionsbereiche. Es sollte in diesem Zusammen-
hang ernsthaft geprüft werden, ob von einer ge-
sonderten Zuordnung der Finanzdaten auf die ein-
zelnen Förderschwerpunkte angesichts des fach-
lichen Profils der geförderten Maßnahmen nicht 
ganz abgesehen werden kann, denn tatsächlich 
zeichnen, sich viele der geförderten Projekte ge-
rade dadurch aus, daß ihre Aktivitäten und Effekte 
nicht auf einen einzigen Förderschwerpunkt be-
schränkt sind. 

3. Auch eine Flexibilisierung der Bewilligungskrite-
rien im Bereich der transnationalen Zusammen-
arbeit sollte ins Auge gefaßt werden. Warum muß 
ein potentielles Partnerprojekt in einem anderen 
Mitgliedstaat ebenfalls aus Mitteln der GI geför-
dert sein, um als Partner anerkannt zu werden? 
Innovative Projekte werden häufig bereits im 
Rahmen von ESF-Regelmaßnahmen gefördert, wie 
nicht zuletzt die zitierten Beispiele aus der Förder-
praxis der Bundesländer belegen. Aus diesen 
Gründen müßte zumindest eine Förderung des 
Partnerprojekts im Rahmen des Regel-ESF in 
Zukunft als hinreichende Voraussetzung der An-
erkennung dieses Partners akzeptiert werden kön-
nen. Wenn inhaltliche Gesichtspunkte der trans-
nationalen Zusammenarbeit gegenüber formalen 
Aspekten konsequent an  Gewicht gewinnen sol-
len, wären noch weitere Flexibilisierungen der Be-
willigungskriterien denkbar: Die Teilnahme des 
Partners an  anderen Gemeinschaftsprogrammen 
oder auch eine Förderung allein aus nationalen 
Mitteln des entsprechenden Mitgliedstaates, 
könnten dann hinreichende Voraussetzungen der 
Anerkennung einer Partnerschaft sein. 

4. Mit Blick. auf die inhaltliche Gestaltung des Pro-
gramms wird eine Debatte über das Verhältnis der 
beiden zentralen Ziele der GI, Innovation und 
Transnationalität, angeregt. Wie der empirische 
Programmverlauf zeigt, sind diese Ziele weder 
identisch noch automatisch miteinander verknüpft. 
Das Ziel dieser Debatte sollte zunächst darin be-
stehen, dieses Verhältnis in allgemeiner Hinsicht 
genauer zu bestimmen, um bestimmte Typen 
transnationaler Kooperation zu identifizieren und 
daran anknüpfend verschiedene Logiken des Pro-
grammablaufs zu skizzieren. Auch wären ggfs. die 
Bewilligungskriterien für Projekte dahingehend zu 
differenzieren, daß beide Ziele nicht länger gleich-
zeitig vorhanden sein müssen; eine entsprechende 
qualitative Ausprägung vorausgesetzt, sollte eines 
der beiden Ziele hinreichend sein. 

5. Im weiteren wären konkretere Vorstellungen über 
die finanziellen Dimensionen des jewei ligen Typs 
der transnationalen Zusammenarbeit zu ent-
wickeln. Als Voraussetzung und als erster Schritt 
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in diese Richtung müßten aber zunächst im Rah-
men des Begleitsystems die-Kosten der transnatio-
nalen Kooperation von den Projektträgern 
erhoben werden. Jedenfalls darf die finanzielle 
Dimension der transnationalen Zusammenarbeit 
nicht länger völlig ausgeblendet bleiben, wie dies 
gegenwärtig der Fall  ist. 

6. Dringend empfohlen wird auch eine Vertiefung 
der innovativen Dimension des Programms. Zur 
Erreichung dieses Ziels könnte die Zusammen-
arbeit zwischen Projekten und F & E-Einrichtun-
gen prioritär gefördert werden. 

7. Im weiteren wird angeregt, eine Präzisierung 
des berufsbildungspolitischen Auftrags des Pro-
gramms und seiner entsprechenden Ziele auf Ge-
meinschaftsebene vorzunehmen. Dies gilt insbe-
sondere für die Frage der Identifizierung, Vermitt-
lung und Anerkennung von solchen internationa-
len Qualifikationen, die für die spezifischen Ziel-
gruppen des Programms einen beschäftigungs-
politischen Mehrwert in sich bergen. Diese Fragen 
können nicht allein ins Belieben der Projektträger 
gestellt werden, dazu sind auch politische Vor-
gaben seitens der verantwortlichen Programm-
akteure erforderlich. 

8. Darüber hinaus sollte die transnationale Zusam-
menarbeit zwischen den Projekten von den ver-
antwortlichen Programmakteuren sehr viel inten-
siver unterstützt und begleitet werden. Den Pro-
jektträgern müssen nicht nur detai llierte Informa-
tionen über ihre Partnerprojekte zur Verfügung 
stehen, sondern auch Hintergrundinformationen 
über deren nationalen Kontext und damit über die 
Berufsbildungs- und Beschäftigungssysteme in 
anderen Mitgliedstaaten;') denn meistens kann 
erst auf dieser Grundlage das Anliegen und die 
Arbeitsweise des Partners erfaßt und mit Blick auf 
mögliche Transferpotentiale adäquat verstanden 
werden. Daneben sollten den Projektträgern über 
die Stützungsstrukturen auch Materialien über 
Modelle von erfolgreich durchgeführten Partner-
schaften sowie Manuals zur Bewäl tigung von 
organisatorischen, administrativen und finanziel-
len Fragen der transnationalen Zusammenarbeit 
zugänglich gemacht werden. 

10.2 Schlußfolgerungen für das Programm 
auf Bund- und Länderebene 

1. Im Auswahlverfahren der zweiten Förderperiode 
sollte sichergestellt werden, daß die Programm-
vorgaben zur Zielgruppenerreichung erfüllt bzw. 
eingehalten werden. Zwischen Bund und Län-
dern müssen vor allem Regelungen gefunden 
werden, um eine gleichrangige Beteiligung von 
Frauen und Männern in den Aktionsbereichen 
HORIZON, YOUTHSTART und INTEGRA zu ga-
rantieren. 

2. Im weiteren sollten von den verantwortlichen 
Programmakteuren gezielte Steuerungsaktivitä-
ten durchgeführt werden, um sicherzustellen, 
daß in der zweiten Förderperiode auch Maßnah-
men in solchen Bereichen zustandekommen, die 
im bisherigen Programmverlauf noch unterbe-
setzt geblieben sind. In NOW betrifft dies z. B. 
Maßnahmen zur Erhöhung des Frauenanteils an 
der betrieblichen Ausbildung, zur Verbesserung 
des Übergangs von Mädchen nach der Aus-
bildung in eine qualifizierte Beschäftigung so-
wie die Qualifizierung von Ausbilderinnen, in 
HORIZON/INTEGRA sind spezifische Maßnah-
men zur Förderung der beruflichen Eingliede-
rung behinderter Mädchen und Frauen unter

-

repräsentiert, und in YOUTHSTART trifft dies 
konkret z. B. für Projekte zur Schaffung von 
(dringend benötigten) betrieblichen Ausbil-
dungsplätzen für arbeitssuchende Jugendliche 
oder für Maßnahmen zugunsten von Ausbil

-

dungsabbrechern zu. Falls entsprechende Pro-
jekte von den Bildungsträgern nicht beantragt 
werden, wäre zur Behebung dieser Defizite im 
Einzelfall an gezielte öffentliche Ausschreibun-
gen zu denken. 

3. Zwar zeigen sich in der GI BESCHÄFTIGUNG 
einige durchaus interessante und teilweise auch 
innovative Ansätze zur Verbesserung der Be-
schäftigungschancen der mit dem Programm an-
gesprochenen Zielgruppen, dennoch wird für die 
zweite Förderperiode empfohlen, den innova-
tiven Experimentier-, Entwicklungs- und Erpro-
bungscharakter des Programms in verstärktem 
Maße zu nutzen und auszubauen. Um solche 
neuen Wege praktisch auszuloten, ist von den 
Programmakteuren vor allem Risikobereitschaft 
erforderlich; die Rate von gescheiterten Projek-
ten scheint bislang noch (zu) gering, die der 
„braven" ist zu hoch. 

4. Mehr als bisher sollte, insbesondere auf Länder-
ebene, die entscheidende Differenz zwischen 
den GI-Projekten und der ESF-Regelförderung 
artikuliert und in der Förderpraxis durchgehalten 
werden. 

5. Eine Fortführung und erneute Bewil ligung von 
bereits in der ersten Förderperiode geförderten 
Projekten sollte nur für wegweisende, wirk lich 
innovative Projekte in begründeten Ausnahme-
fallen  stattfinden. 

6. Erhöhte Aufmerksamkeit verdient die arbeits-
marktpolitische Ausrichtung der Projekte, d. h. 
ihre Nähe zum Arbeitsmarkt und zu den dort  ge-
forderten Qualifikationen. Potentiale zur Verstär-
kung dieser Dimension liegen nach den bisheri-
gen Erfahrungen vor allem in der Vertiefung der 
Kooperation zwischen den lokalen Arbeitsmarkt-
akteuren, sprich zwischen den Bildungsträgern 
und den Unternehmen unter Einbeziehung der 
Arbeitsverwaltung und der Sozialpartner. Die 
Entwicklung von Strategien zur Vertiefung der 
Zusammenarbeit zwischen Bildungs- und Be-
schäftigungssektor könnte in der zweiten Förder-
periode zu einem prioritären Bewilligungskrite-
rium gemacht werden. 

83) Solche Materialien müßten nur im Einzelfall neu erarbeitet 
werden; in den meisten Pällen liegen entsprechende Ver-
öffentlichungen auf Gemeinschaftsebene (z. B. durch das 
CEDEFOP) bereits vor. Primär wäre deshalb die systemati-
sche Distribution solcher Mate rialien an die Projektträger 
zu gewährleisten. 
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7. Mit den im Rahmen der GI BESCHÄFTIGUNG 
entwickelten ganzheitlichen und phasenüber-
greifenden Ansätzen zur beruflichen Förderung 
bestimmter Zielgruppen wurden neue qualitative 
Standards gesetzt, die für die Zukunft auch in 
den Regelmaßnahmen der Berufsbildungs- und 
Arbeitsmarktpolitik berücksichtigt werden soll-
ten. Insbesondere sollte die Verzahnung von 
Qualifizierungs- und anschließenden Vermitt-
lungsaktivitäten aufgegriffen und zum St andard 
der beruflichen Förderung werden. 

In konkreter Hinsicht sollten z. B. die Erfahrun-
gen der Projekte im Bereich der unterstützten 
Beschäftigung für Behinderte in das zu dieser 
Thematik geplante Modellvorhaben des Bundes-
ministeriums für Arbeit und Sozialordnung ein-
gehen. 

8. Ähnlich wie auf Gemeinschaftsebene bedürfen 
die berufsbildungspolitischen Zielsetzungen des 
Programms auch aus bundesdeutscher Sicht 
einer Präzisierung. In diesem Zusammenhang 
wäre im Projektauswahlverfahren besonders dar-
auf zu achten, welche Ziele konkret und im ein-
zelnen von den Projekten mit der so häufig (als 
Schlagwort) genannten Modularisierung ihrer 
jeweiligen Aus- und Weiterbildungsangebote 
verfolgt werden. Darüber hinaus könnten zur 
besseren Orientierung für die Projektträger auch 
aus deutscher Sicht bestimmte Vorgaben und 

Empfehlungen zur Entwicklung europäischer 
Qualifikationsprofile ausgearbeitet werden. 

9. Es scheint erforderlich, die fachliche Begleitung 
der Projekte durch die Stützungsstrukturen zu 
verstärken. Die trägerinterne Nutzung von fach-
lichen Controlling- und Qualitätssicherungs-
systemen ist noch viel zu wenig verbreitet. Wie 
die von durchgeführten Zielerreichungsanalysen 
gezeigt haben (vgl. Kapitel 5) mangelt es bei 
nicht wenigen Projektträgern an der notwendi-
gen internen Klarheit und Transparenz über die 
(innovativen) Projektziele und - mehr noch - 
über die Methoden und den aktuellen St and 
ihrer Realisierung. 

10. Empfohlen wird für die zweite  Förderperiode 
außerdem eine Intensivierung der Zusammen-
arbeit und des Erfahrungsaustauschs zwischen 
der nationalen Koordinierungsstelle und den TH-
Einrichtungen in den deutschen Ziel 1-Regionen 
sowie die Einbeziehung von anderen, indirekt 
beteiligten Programmakteuren auf Ebene der 
(westlichen) Bundesländer (z. B. den EU-Aus-
tauschagenturen in Nordrhein-Westfalen). Ziel 
dieser Kooperation sollte eine intensivere Unter-
stützung der transnationalen Zusammenarbeit 
zwischen den Projektträgern (vgl. auch Ab-
schnitt 10.1) und ein Transfer von Erfahrungen 
aus der europäischen Programmdimension in die 
ESF-Regelförderung sein. 


